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Anzeigen 


2. Hauslesung 


Anne Köpfer & 
Eike Stedefeldt 


> A „Verkehrsbe- 


ruhigte Zone“ 


und neue 
Satiren 


18. Juni um 19.00 Uhr im Robert-Havemann-Saal 
HDM, Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin 
nahe Alex, Tram (2, 3, 4) und Bus (200, 142, 257) 
Haltestelle Am Friedrichshain 
Veranstalter: Redaktion OÖssietzky, Stiftung Haus der Demokratie 
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nebhamiae u .. nicht nur für Lesben und schwule 


Das unbezahlt gemachte Magazin aus Oldenburg für 
Lesben & Schwule. Allzweimonatlich neu & kostenlos. 
Meinungen, Meldungen, Tips & Termine nicht nur aus 
dem Norden der Republik. 


Testen! 


Probeheft für 3,30 DM in Briefmarken. 


Abonnieren! 


Ein Jahr lang für 30. DM. 


Rosige Zeiten » Ziegelhofstraße 83 . 


. 261 enbur 
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Für ein Abonnement bei 
der Anderen Welt 
braucht Ihr keine Banken 
auszurauben. 


kommt Die Andere Welt 
zu Euch ins Haus 


Redaktion Die Andere Welt 
Postfach 350 151 
10210 Berlin 


eMail: redaktion@die-andere-welt-de 


www.die-andere-welt.de 


ei en. cu AM 


Titelfoto: amnesty international Deutschland, Bonn 


Alle Staatsgewalt geht vom Volke 
aus, wie dieser junge Berufstätige 
beweist. Daran, daß Gewalt nicht 
gleich Gewalt ist, erinnert der 
Beitrag von HoLGER SCHATZ 


Im Dezember annoncierte die Grüne 
Irmingard Schewe-Gerigk die Unter- 
stützung des Prostituiertengesetzes 
der PDS. Mal wieder zu früh gefreut, 
liebe Huren, sagt OrTwın Passon 


Zu „schlechten Gewohnheiten” kam er 
unterm Tisch, zum Nobelpreis durch 
seine Literatur und auf den Index 
durch den Vatikan: Andr& Gide in 
einem Portrait von Götz FaBry 


Lesben haben als solche keinen Hu- 
mor. Der Querverlag hat versucht, 
das Vorurteil mit einer Anthologie 
lesbischer Satiren zu untermauern. 
Gelesen hat sie Anne KÖPrFER 
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Editorial 
Gewalt? Aber bitte nicht beim Essen 


Auf Spurensuche anläßlich des neuen Hasses 
auf „die Gewalt“ begibt sich Hoıser Schatz 


Schwerpunkt 


Gebt den Frauen lieber Rechte! 
Einen Eindruck von der gesellschaftlichen Stellung 
der Frau in der Türkei vermittelt Eıke STEDEFELDT 


Nicht mehr als eine Bedrohung der Moral 
Eine Veranstaltung über lesbische Emanzipations- 
Bestrebungen in der Türkei resümiert Lizzıe PRIcKEn 


Grausam, einfach grausam! 
So empfindet eine Frau türkischer Herkunft die 


Berliner Lesbenszene. Ein Interview von Lızzıe PRICKEn 


Politik 


Teure Geschenke - zu teuer für wen? 


Südafrika besiegte die Pharmakonzerne. Die schlagen 


weiter Profit aus AIDS. Ein Report von CHRISTIAN WAGNER 


Sklavenarbeit 
Streiflichter aus dem Endstadium homosexueller 


Emanzipation, zusammengestellt von Dirk RuDER 


Jetzt wird erst Recht angeschafft | 
Der Kanzler läßt die Nutten tanzen? Irrtum, Sexarbeit 
bleibt unanständiger als Regieren. Von Orrwın Passon 


Vom Normieren und Herrschen 
In Berlin gab ein Jubiläum Anlaß zu vielen Reden. 


Eine Frau hatte Wichtiges zu sagen: Christine HOLZKAMP 


Kultur 


Recht auf ein eigenes Geschlecht ’ 
Dokumentation eines Vortrags zum Anteil des Rechts 
an der Geschlechter-Konstruktion. Von Konstanze PLETT 


Ein Lied für Köln 
Mit der Akkreditierung ZU 
lesbischen Volksmusik stra 


Widerständig, flimmernd und kunt . 
Die Grazer „Diagonale“ kontrastierte zum Schw 


Blau-Film in Österreich. Von IRA KORMANNSHAUS 


m Grand Prix der schwul- 
fte die Redaktion Dirk RUDER 


Gelebte Dialektik 


Unter welchem Tisch Andre Gide an seinem Coming 


out werkelte, lesen Sie im Portrait von Görtz Fasry 


Oxymoron | 
Weil Lesben an sich nicht lustig 
zu professioneller Satire greifen, 


Standard & Latein 


sind, sollten Sie lieber 
empfiehlt Anne KÖPFER 
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Ich abonniere sechs Ausgaben für 


(Normalabo, 


O DM 30,- (EUR 15,35) 
Auslandsabo) 


Om (Förderabo) 


O DM 20,- (EUR 10,23) (Sozialabo) 


Ich verschenke sechs Ausgaben für 


O DM 30,- (EUR 15,35) 


O DM (mind. DM 40/ 


EUR 20,46) 


Unterschrift 


O Der Betrag liegt bar oder als Verrechnungs- 
scheck bei. 


OÖ Ich überweise den Betrag aufs Gigi-Konto. 


OÖ Ich ermächtige Gigi, den Betrag einmal jährlich 
von meinem Konto einzuziehen: 


Kontoinhaber 


Kontonummer 
Geldinstitut/BLZ 


Datum/Unterschrift 


Lieferadresse: 


Name, Vorname 


Straße, Hausnummer oder Postfach 


Aboschnipsel in Umschlag stecken und senden an: 
Redaktion „Gigi” Postfach 08 02 08 D-10002 Berlin 
Hotline (Nachfragen, Bestellungen): 0180 4/ 44 49 45 
Gigi Kto. 5710428010 Berliner Volksbank BLZ 100 900 00 


Das Abo verlängert sich um weitere sechs Ausgaben, wenn es nicht 


spätestens zwei Wochen nach Erhalt des letzten Hefts schniftlich ge 
kündigt wird. Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch 


Termine 


Redaktioneller Hinweis 
Termine, die in dieser Rubrik 
erscheinen sollen, insbeson- 
dere zu politischen Veranstal- 
tungen und Aktionen, können 
bis zum Redaktionsschluß 
(22. Juni 2001) on die Fax- 
Nummer 030/42085090 ge- 
sandt werden oder besser 
an: 
redaktion@gigi-online.de 


Cash AU 


An sich ist Gigi eine Abo-Zeit- 
schrift; der größte Teil des Pu- 
blikums bekommt sie auch auf 
diesem Wege. Aber noch wis- 
sen zu wenige, doß es sie 
überhaupt gibt. Darum laufen 
in einigen Städten Handver- 
käuferInnen durch Lokale — 
und kassieren pro verkauftem 
Heft eine Provision, die sich 
kommerzielle Magazine nie- 
mals leisten würden: Sie liegt 
je nach Zahl der verkauften 
Hefte zwischen 1,50 und 2,00 
Mark. Überzeugungstäter/in- 
nen mit Interesse rufen an 
oder schreiben an die Redak- 
tion (Adresse im Impressum). 


Natürlich lebt Gigi noch im- 
mer nicht von ihren Anzeigen, 


und so bleibt die Redaktion 


bei ihrem Ziel, das Blatt mittel- 


fristig in wesentlchen aus 
Abonnements zU finanzieren. 


Glücklicherweise haben wir bis 


dahin auch Sponsorenhilte, 
etwa den Berliner Querverlag, 


der uns dankenswerterweise 


Stedefeldt 


Anne Köpfer und Eike 


Wie das Leben 


so schielt 


Geschichten 


u. MM 


eine Aboprämie zur Verfügung 
stellt. Wer Gigi zum Förder- 
preis ab 40. DM abonniert 
oder verschenkt, bekommt so- 
mit als Dank ein Exemplar der 
Satiren von Anne Köpfer und 
Eike Stedefeldt mit dem Titel 
‚Wie das Leben so schielt”. 


31. Mai 2001, 19 Uhr, Berlin 

Hans der Demokratie und Menschenrechte. Greifswalder Strabe 4 
Republikanische Versper 

In der durchs whk angeregten Veranstaltung von Humanisti- 
scher Union, Internationaler Liga für Menschenrechte, 
HDM-Stiftung sowie Redaktion Osszerz&y diskutieren die 
MdB Irmingard Schewe-Gerigk (B'90/Grüne) und Christina 
Schenk (PDS) Chancen für die Gleichstellung nicht-ehelicher 


Beziehungen sowie die Abschaffung des Ehegattensplittings. 


31. Mai/1. Juni 2001, Berlin 
Humboldt-Universität, Unter den Linden 6 

Bürgerschaft und Differenz - politische und 
rechtliche Strategien gegen Diskriminierung 

Im Rahmen der Tagung des Projekts Feministische Rechrs- 
wissenschaft an der HUB, von Heinrich-Böll-Stiftung und 
Juristinnenbund geht es um Chancen und Grenzen deutscher 
Antidiskriminierungs- sowie Impulse für die Rechtspolitik. 
Details unter http: //www.rewi.hu-berlin.de/FRW/Tagung 
Gebühr 60 DM/erm. 30 DM; Anmeldung via Heinrich-Bö]]- 
Stiftung, Rosenthaler Str. 40/Al; [0178 Berlin; Fax: 030- 
28534109; e-Mail: Joggerst@boell.de 


1. bis 4. Juni 2001, Rostock 

Lena e.V., Beginenhof, Ernst-Haeckel-Straße 1 
LesbenFrühlingsTreffen 

3. Juni, 14 Uhr: „Lesbenbewegung in Rußland“ mit Tanja 
Miller (Moskau); 16.30 Uhr: „Lesben in Polit-Medien“ mit 


Lizzie Pricken, Schwul-lesbischer Info- und Presseservice 


14. bis 17. Juni 2001, Oberhausen 
Jugend- und Kulturzentrum Druckluft e.V, Am Förderturm 27 
Freak Week 2001 

Ein Festival für linke Perverse aller Art. Auf dem Gelände 
kann gezelter werden (es gibt auch eine Bettenbörse), Außer 
Polit-Infos: Konzerte, Kino/Video, Kleinkunst, Lesungen und 
die Bang!party im Cafe Hirnfick. Veranstalter: Netzwerk dbys 
Querulanten in Kooperation mit Druckluft e.V,, SchwuBile. 
Referat der Uni Duisburg, whk Ruhr, autonomes Schwulen. 
at der Uni Dortmund und der ISIT Oberhausen. 
Tel. 0208/852454, Fax 0208/85 | 34 


refer 
Anmeldung unter 
unter hetp://www.drucklufthaus.de 


4 Sowie 
18. Juni 2001, 19 Uhr, Berlin 

Haus der Demokratie und Menschenrechte, Greifswalder Straße 4 
Verkehrsberuhigte Zone und weitere Irrtümer 4 
In der literarischen Reihe des HDM lesen Anne K; 


Eike Stedefeldt alte und neue Satıren. Die Gelegen 


gl ‚n. ihre Förder-P 
Giei-Abonnenten, ihre Förd 


Pfer und 
heir e: 
ee t : it für 
ramien SIENICTEN zu ER 
sSen! 


6. bis 8. Juli 2001, Norddeutschiang 
Tagungshänser zwischen Bremen, Fk Hannover 

Aufstand der Anständigen: 
In dem Antifa-Seminar der jungen 
wischen bürgerlichem und 


ag zwischen 25 und 35 DM + - 


linken wird u. 


a. ler U 
schied z „echtem“ Antif. 
erörtert. Teilnahmebeitr 
en per Brief alsbald an: 
Postfach SE 
eine Woche später mit genauef Ang: Weiten 
Infos unter www.junge-linke.de sowie Tel. 051 1/838629€ 


12. bis 13. Oktober 2001, Berlin 
Fiyedrich-Ebert-Stiftung,. Hiroshimastraße 17, Berlin-Tiergarten 
„Leben heißt frei sein.” Internationaler Kongreß 
für Frauen- und Menschenrechte 

Das Treffen von Frauen aus NGOs, Politik und Wirtschaft 
wird zum 20. Geburtstags von Terre des Femmes in diversen 
Foren „die Vielfalt der Menschenrechtsverletzungen und Dis- 
kriminierungen an Frauen aus globaler Sicht“ chemacisieren. 
Anmeldungen und Programmheft beim Organisationsbüro 
‚Leben heißt frei sein“, c/o steinrücket ich gmbh, Bismarck- 
straße 12, 50672 Köln. Tel. 0221/5696560, Fax 56965620. 
Die konkreten Einladungen werden ab Mitte Juni zugesandt. 


Foto: amnesty international 


s waren zwei Ereignisse, die zur 

Wahl unseres Schwerpunktthemas 

für dieses Heft führten. 
Am 16. März berichtete die Süddeutsche Zei- 
tung über einen Eklat im Rechtsausschuß 
des Parlaments in Ankara: „Der türkische 
Justizminister schäumte vor Wut, packte 
seine Mappe, stand auf und verließ den 
Raum.“ Nur mit Mühe habe ihn Premier 
Ecevit vom Rücktritt abhalten können. 
„Was den Mann empörte, war der Wider- 
stand gegen sein Lieblingsprojekt.“ Der als 
relativ liberal geltende Hikmet Sami Türk 
will im neuen Zivilgesetzbuch die „völlige 
Gleichberechtigung von Frauen und Män- 
nern“ verankern, „ein Anliegen, das bei den 
Traditionalisten heftige Opposition her- 
vorruft“ — und zwar auch aus seiner eige- 
nen Partei DSP Die Gemüter erregt dabei 
nicht nur $ 202 des Entwurfs, nach dem 
künftig bei Scheidungen die Hälfte des 
Vermögens der Frau gehören soll. Vorge- 
sehen ist auch, daß die Frau ohne Erlaub- 
nis des Gatten bzw. der Schwiegermutter 
(!) zur Arbeit gehen darf, was die rechts- 
nationale Partei MHP ablehnt unter Ver- 
weis auf „Tätigkeiten, die den Familien- 
frieden stören können“. Was Feministin- 
nen ganz anders sehen: „Das Wichtigste 
ist, dal} der Mann nicht mehr der Haus- 
haltsvorstand sein soll”, sagte die Anwäl- 
tin Senal Saruhan den Turkish News. 

Das zweite Ereignis fällt in den Zustän- 
digkeitsbereich desselben „liberalen“ Mini- 
sters: Am 21. März begann vor dem Straf- 
gericht Beyoglu/lstanbul ein Prozeß gegen 
16 Frauen. Der Vorwurf: „Verunglimpfung 
und Verleumdung des türkischen Staates 
seiner Organe und des Militärs“. a 
ter Anlaß der Anklage war, daß sie den Kon- 
greß „Nein zu sexueller Mißhandlung und 
Vergewaltigung“, der im Juni 2000 in Istan- 
bul stattfand, organisiert bzw. dort Reden 
gehalten hatten. „Die Staatsanwaltschaft 
verfügt anscheinend über genaue Proto- 
kolle der Tagung“, teilte das Frauenrechts- 
büro gegen sexuelle Folter mit. Man habe 
Redepassagen zitiert wie „Auf den Polizei- 
wachen und Polizeipräsidien werden sexu- 
elle Folter und Vergewaltigungen als eine 
"Arbeitsmethode' eingesetzt“ oder auch 
Erfahrungsberichte wie: „Ich war in der 
Anti-Terror-Abteilung in Istanbul in Ge- 
wahrsam. Ich wurde gefoltert und verge- 
waltigt.“ 


Wie in der Türkei 
trotz offiziellen Verbots 
Aussagen und Geständ- 
nisse vor allem von Op- 
positionellen zustande- 
kommen, ist längst be- 
kannt. „Während den 
Verhören und der Poli- 
zeihaft wird massiv ge- 
foltert. Die meistange- 
wandten Foltermetho- 
den sind Elektroschocks, 
Aufhängen an den Ar- 
men oder Aufhängen mit 
dem Kopf nach unten, 
brutale Prügel mit har- 
ten Gegenständen, Ver- 
gewaltigungen, sexuelle 
Mißhandlungen“, erläu- 
terte die Anwältin Eren 
Keskin am 24. Septem- 
ber 1997 im Interview 
mit dem Nürnberger 
Radio Z. „Frauen werden 
bei Festnahmen immer 
nackt ausgezogen, verbal sexuell belästigt, 
begrapscht und sehr oft ... anal oder vagi- 
nal mit Polizeiknüppel oder im üblichen 
Sinne vergewaltigt.“ Keskin (oben im Bild) 
betreibt mit vier Kolleginnen ein Frauen- 
hilfeprojekt, das den Opfern kostenlose 
Rechtshilfe gewährt; ihre Mandantinnen 
sind zumeist kurdischer Herkunft. Das tür- 
kische Rechtssystem sei „extrem frauen- 
diskriminierend“, sagt sie. „Die Frauen ha- 
ben in der Türkei keine Lebenssicherheit 
und sind konfrontiert mit Vergewaltigung 
und sexueller Belästigung. Diese Proble- 
me müssen sie ganz alleine bewältigen, da 
sie durch die Vertreibungen aus ihrem Hei- 
matgebiet einsam sind und keine Kontak- 
te haben.“ 

Die stellvertretende Vorsitzende des 
Türkischen Menschenrechtsvereins Insan 
Haklar Denergi (IHD), dessen Istanbuler 
Sektion sie leitet, stand selbst achtmal we- 
gen „Meinungsdelikten” vor Gericht. 1995 
kam sie für sechs Monate in Haft. Allein 
letzten November, während ihr der Hans- 
Litten-Preis der Vereinigung Demokrati- 
scher Juristinnen (VDJ) verliehen wurde, 
waren 45 Ermittlungsverfahren gegen SIe 
anhängig. Ein Attentat hat Eren Keskin be- 
reits überlebt. Sie bekommt weiter Mord- 
drohungen, denn sie rührt an ein großes 
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Tabu: „Es ist eine trau- 
rige Tatsache, daß Frau- 
en bei Festnahmen se- 
xuell belästigt und oft 
auch gefoltert und bru- 
tal vergewaltigt werden. 
Wegen des Tabus spre- 
chen Frauen nicht dar- 
über und klagen die Tä- 
ter nicht an. So kommen 
die Polizisten in den mei- 
sten Fällen ohne Klage 
davon“, heißt es in dem 
Porträt „Dornen in mei- 
nem Auge“, das Ludger 
Pfanz und Gülsel Özkan 
1997 für arte und den 
WDR drehten. 

Diese Gigi-Ausgabe 
versucht, ansatzweise 
einen Eindruck von der 
gesellschaftlichen, poli- 
tischen und juristischen 
Lage der Frauen in der 
Türkei (wie auch der 
türkischer Migrantinnen in der BRD) zu 
vermitteln, die so widersprüchlich ist wie 
das Land selbst. Einer Republik, die gespal- 
ten ist zwischen Metropolen westlicher 
Prägung und überkommenen dörflichen 
Gemeinschaften, in der säkulares Staats- 
wesen und islamische Tradition sich in ste- 
tem Widerstreit befinden und deren Ver- 
fassung noch übernommene Artikel aus 
dem unter Benito Mussolini gültigen italie- 
nischen Grundgesetz enthält. Einer „De- 
mokratie“, in der typische Erscheinungen 
von Militärdiktaturen alltäglich sind und 
die einen grausamen Krieg führt gegen ihre 
größte ethnische Minderheit — gegen eın 
Fünftel des Staatsvolkes, gegen ein Zehn- 


tel seiner Frauen. 


Adressen 
Frauenrechts 
Gözaltinda Cinsel Tac 
Hukuki Yardim Projesi, Divan 
Kat:2, No 214 (212), Sultana 
Tel./Fax: 0090-212-52731 84 
Frauenrechtsbüro gegen sexuelle F 
Gneisenaustraße 2, 10961 Berlin 
Telefon: 0049-(0)30-6946967 
Spendenkonto in Deutschland 

Kto-Nr. 1040149452 bei der Berliner Sparkasse, 


BLZ 10050000 (Inhaberin: Jutta Sons) 


büro gegen sexuelle Folter, Istanbul: 
iz, Ve Tecavüze karsi 

yolu, Ercevik Ishani 
hmet/Istanbul 


olter, Berlin: 
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Die Bundesrepublik 
Deutschland im Jahr 
2001: Ein amtlich 
verkündeter ‚„Auf- 
stand der Anständi- 
gen” propagiert 
einen Haß auf ‚die 
Gewalt” - nur nicht 
auf die Gewalt von 
„oben”. Zugleich 
wird der Unterschied 
zwischen Gewalt 
gegen „oben” und 
Gewalt gegen „un- 
ten” verwischt. Eine 
Spurensuche in 
Sachen Verdrängung 
von HoLGeER SCHATZ. 


Unsere Abbildung 

gibt eine Illustration aus der Broschü- 
re „Musik -— Tanz -— Show” wieder, 
die im September 2000 zur jährlichen 
Festveranstaltung des Bundesgrenz- 
schutz-Verbandes und der Gewerk- 
schaft der Polizei des Bundes in Düs- 
seldorf verbreitet wurde und reine 
Propaganda für die Militarisierung 
des öffentlichen Lebens und den star- 
ken Staat darstellt. 


Der Bildtext 

stammt nicht von unserer Redaktion, 
weshalb darin der Hinweis fehlt, daß 
dos Training der Spezialeinheiten der 
Polizei auch Grundvoraussetzung für 
das Erstürmen privater Wohnungen, 
alternativer Lebensräume und son- 
stiger widerständischer Milieus ist. 
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echtzeitig zu den Feierlichkeiten anläß- 
R“ des 300. Jahrestages der Krönung 
riedrichs I. von Preußen vergewissert 
sich die deutsche Gesellschaft jener edelmutigen 
Tugend, die ausländische Beobachter seit ehe- 
dem zu spöttischen Kommentaren verleitete: 
„Wenn Deutsche einen Bahnsteig besetzen wol- 
len, lösen sie zunächst eine Fahrkarte.“ 

Was sich in diesen Wochen in der Debatte um 
Fischers oder Trittins „militante Vergangenheit“ 
an Absurditäten, historischen Verdrehungen, 
Kniefällen vor dem staatlichen Gewaltmonopol 
usw. vernehmen läßt, kennt man eigentlich zur 
Genüge. Man kennt die Reduktion des Gewalt- 
begriffs auf die Erscheinungsformen, mit Hilfe 
derer stets rechte und linke Gewalt gleichgesetzt 
und im Nachkriegsdeutschland der Judenmord 
auf die RAF projiziert wurde. Man kennt auch 
die Zuschreibungen, die beispielsweise von den 
erbärmlichen Selbstzeugnissen eines Joschka 
Fischer mit Leben erfüllt werden: narzistisch, 
machistisch, autoritär — ein deutscher Zwangs- 
charakter gar. 

Irritierend bei der aktuellen Hysterie scheint 
allein die Tatsache, daß im Vergleich zu frühe- 
ren Wellen des Distanzierungswahns zum Zeit- 
punkt der neueren Debatte so gut wie gar keine 
linke Militanz mehr existiert, dafür aber die po- 
litisch motivierte Gewalt seit den 90er Jahren 
zunehmend von rechts ausgeht. 

Immerhin gibt es auch solche Stimmen, die 
auf den Unterschied zwischen Gewalt gegen 
„Oben“ und Gewalt gegen „Unten pochen und 
gleichzeitig die Relationen zwischen dem ver- 
gleichsweise lächerlichen Faustschlag Fischers 
und den zahlreichen Knüppelorgien hoch- 
gerüsteter Uniformträger zurechtrücken. Allein, 
auch das nach Wahrheit und Objektivität trach- 
tende Aufrechnen und Vergleichen rechter und 
linker, polizeilicher und autonomer Gewalt be- 
dient sich eines Gewaltbegriffes, der von einer 
gewaltfreien Normalität ausgeht. 

Manchmal jedoch scheinen in den Lobreden 
auf die zivilisatorischen Errungenschaften der 
freien, gleichen und schließlich gewaltfreien 
Verkehrsformen der bürgerlichen Gesellschaft 
Irritationen durchzuschimmern. Denn die Lob- 
rede auf die Gegenwart kommt ja nicht ohne die 
Erzählung des dunklen Vergangenen aus und 
könnte uns vielleicht daran erinnern, daß der 
Begriff der „Gewalt“ einst von jenen definiert 
wurde, die sie ausübten, und daß Gewaltverzicht 


immer jenen abverlangt wurde, die sie erdulden 
mußten. Damals, als es noch Herrscher und Be- 
herrschte gab. 

Beim Erzählen dieser Hollywood gewordenen 
Geschichte darf geweint werden — heute, da es 
keine Herrscher mehr zu geben scheint und die 
Menschen sich selbst beherrschen. 


„Heydrichs teutonische Erben” 
als Projektionsfläche deutscher 
Vergangenheitsbewältigung 


Das angebliche Ende der Geschichte und damit 
auch das Ende der legitimen politischen Gewalt, 
das die bürgerliche Gesellschaft so euphorisch 
ausruft, zeitigt freilich in Deutschland eine be- 
sondere Note. Gemeint ist hier zunächst jener 
spezifisch deutsche Kadavergehorsam, jene 
Untertanenmentalität, die nur allzu oft ein Mehr 
an revolutionärer Gewalt verhindert hat, wo es 
nötig gewesen wäre. Gerade das liberale Feuil- 
leton, das sich aufgrund seiner Schelte gegen die 
allzu plumpe Popanz-Inszenierung seitens der 
parlamentarischen Opposition über den Dingen 
stehend wähnt, übertrifft das konservative La- 
ger in Sachen Affirmation des Bestehenden um 
Längen. So schreibt Ursula März in einer Re- 
zension des Romans „Rosenfest” von Leander 
Scholz in der Frankfurter Rundschau vom 10.März 
2001: „Der Drang, den Außenminister als Revo- 
recher festzunageln, entspringt der 
mpolitik, auf der die Selbst- 
RAF zu Revolutionshelden be- 
sich daran er- 


lutionsverb 
gleichen Phanto 


kultivierung der 
ruht. Die Idee, ein Mensch müsse 


em er vor über zwanzig 
Jahren gefrühstückt hat, und Er ael, falls das 
Frühstück im Beisein einer Terroristin stattfand, 
als Politiker nicht mehr tragbar, zieht zwar kei. 
ne Mordattentate nach sich. Aber sie ISt SO irre 
wie die Überzeugung jener Terroristin, in einer 
Art zweitem Nazi-Staat auf die Welt gekom- 


innern können, mit w 


men zu sein.“ 


Phantompolitik 


Wer also immer noch glaubt, für den Ausbruch 
militanter und bewaffneter Praxis in Deutsch- 
land nach 1945 gesellschaftliche Gründe vorfin- 
den zu können, der muß offensichtlich unter 
Halluzinationen leiden. Der Versuch, die RAF 
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Mehrfach in der Woche trainieren die Spezialeinheiten der Polizei das Vorge- 
hen iin Häusern und Wohnungen. Die hierbei gelehrten Taktiken müssen den 
Beamten in Fleisch und Blut übergehen; denn sie bilden die Grundvorausset- 
zung für eine Vielzahl anderer Vorgehensweisen: Das Erstürmen von Flug- 
nn und Bus, um Geiseln aus den Händen von Schwerstverbrechern zu 


irgendwie mit der SS in Verbindung zu 
bringen, ist zwar nicht neu. Solange jedoch 
der Nationalsozialismus tendenziell eher 
verdrängt werden mußte, konnte diese 
Projektionsleistung kaum annähernd eine 
solch diskursive Attraktivität ausstrahlen 
wie heute, da allerorten „offen“ mit dem 
Nationalsozialismus umgegangen wird. 
Grundlage dieser Offenheit ist jedoch un- 
ter anderem das stille Einverständnis, daß 
die Nach-45-Gesellschaft — von personel- 
len Kontinuitäten abgesehen — nich 
auch gar nichts mit ihrer ae 
sellschaft gemein habe. Die Ironie der Ge- 
schichte ist nun die, daß gerade die RAF 
die ja am vehementesten von einer sch 
sierten BRD sprach — wofür sie bis heute 
so gehaßt wird —, eben dieser Verdrän- 
gungsleistung zuarbeitete. Denn in Wirk- 
lichkeit ist das strukturelle, aber auch ganz 
praktische Fortwirken des Nazismus we- 
sentlich tiefschichtiger, als es die RAF, für 
die der Faschismus „nur“ die zugespitzte 
Herrschaft des Großkapitals gegen das 
„Volk“ darstellte, je benennen konnte. 
Mit der gelungenen Einfügung des Ge- 
redes um die RAF in das von der ‚Aufar- 
beitung der NS-Vergangenheit“ hat die 
Entpolitisierung und Dethematisierung 
des bewaffneten Kampfes nun also eine 
weitere Facette hinzu gewonnen. Die pop- 
kulturellen Artefakte der letzten Jahre 
über schöne, Sex treibende Menschen, die 
alle ihre Psychosen und zufällig auch noch 
Knarren im Gepäck hatten, werden wohl 
bald um einen neuen Plot ergänzt werden 


müssen. Dann nämlich, wenn Götz Aly 
„RAF-RZ: Heydrichs teutonische Erben“ 
INSZENIETt. 

So fühlt man sich also provoziert, arbei- 
tet sich am bewaffneten Kampf ab und 
gerät schließlich in Versuchung, diesen zu 
legitimieren, als ob es darum ginge. Denn 
die eigentliche Re-Politisierung und -The- 
matisierung der Militanz in Zeiten wie die- 
sen bestünde doch darin, ihren ureigensten 
kritischen Gehalt aufzugreifen: das Reden 
über das Wesen und die Verfaßtheit einer 
Gesellschaft, die selbst und gerade in ih- 
rer banalen, unspektakulären Normalität 


vor Gewalt nur so strotzt. 


Strukturelle Gewalt und 
bürgerliche Schizophrenie 


Das Gesicht der Gewalt und mit ihr auch 
ihre Wahrnehmung hat sich stetig verän- 
dert, seitdem direkte, persönliche Herr- 
schaftsbeziehungen, willkürliche despoti- 
sche Gewalt dem kapitalistischen Moder- 
nisierungsprozeß im Wege zu stehen be- 
gannen. Es ist kein Zufall, daß gerade das 
Bürgertum als die treibende Kraft der 
Gewalttransformation am schnellsten den 
schizophrenen Ekel vor den sichtbaren, 
riechbaren und hörbaren Ausdrücken der 
Gewalt entwickelte und zugleich das 
philanthrophische Geschäft der Unsicht- 
barmachung von Gewalt ersann. 

Heute ist die Gewalt in der Tat verbannt 


und verdrängt. Und doch ist sie als stum- 
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me Gewalt umfassender und unnachgiebi- 
ger präsent als je zuvor: als verobjektivier- 
tes, quasi naturgesetzliches Ensemble von 
Zwängen, welche die bürgerliche Produk- 
tionsweise bis in die letzte Zelle menschli- 
chen Lebens einpflanzt, ohne daß es hierzu 
einer befohlenen, offenen Gewaltanwen- 
dung bedürfte. Wäre das kapitalistische 
Prinzip tatsächlich eines unter vielen, ei- 
nes, das man wählen könnte oder nicht, wie 
es der ideologische Schleier nahegelegt, 
dann könnte wahrlich nicht von Gewalt 
gesprochen werden. Doch man spiele ein- 
mal den naiven Gedanken durch, sich der 
„Wahl“ entziehen zu wollen und mit ein 
paar Dutzend frei assoziierter Gleichge- 
sinnter auf einem Stückchen Land die Pro- 
duktion nach Maßgabe der eigenen Be- 
dürfnisse in die Hände nehmen zu wollen 
... Freiheit, Gleichheit, Gewaltfreiheit: Wo 
immer man sie auch zu finden glaubt — das 
Kapitalverhältnis ist immer schon da. 

Der Geltungsanspruch des bestehenden 
Kapitalverhältnisses, das die Beziehungen 
der Menschen untereinander als sozial- 
darwinistisches Verhältnis von Siegern und 
Verlierern ordnet und damit Aggressivität 
und Gewalt permanent erzeugt, ist totali- 
tär und damit unsichtbar zugleich. Es ist 
eine Ironie der Geschichte, daß dieses Ver- 
hältnis die Umgangsformen zu zivilisieren 
imstande ist und ihre eigene Leistung be- 
ständig untergräbt. Nicht zufällig arbei- 
ter sich der Kulturpessimismus des Kon- 
servatismus mit seiner Klage über den heu- 
tigen Werteverfall seit ehedem an diesem 
Widerspruch vergeblich ab. 

Wer die versteckte Gewalt dennoch 
sichtbar werden läßt, setzt sich der aggres- 
siven Gewalt der Gewaltverdränger aus 
und dient zugleich als Projektionsfläche für 
die verdrängten und damit nicht bewältig- 
n Aggressionsbedürfnisse. „Men- 


ten eigene 
schen verhungern — ihr schweigt“, „Schei- 
ben zersplittern — ihr schreit“ — so mora- 


lisch diese alte Parole anmuten mag, 50 
deutlich trifft sie den Kern des bürgerli- 
chen Gewaltbegriffes: absolute Verinner- 
lichung der bestehenden Ordnung als ge- 
waltlos und frei, als Telos der Geschichte 
bei gleichzeitiger Verdrängung und Außen- 
projektion ihrer immanenten Gewalt. 
Die aktuellen Debatten um die Bewer- 
tung von '68 und die absehbaren Folgen 
der Akzeptanz gesellschafts- 


hinsichtlich | 
ze zeigen eines einmal 


verändernder Ansät 
mehr: Die Diskussion über den ethischen 


und politischen Sınn und Unsinn linker 


Gewalt, die als Gewalt grundsätzlich ım- 
mer auch ein problematisches, reaktionä- 


res Moment in sich tragen kann, wird selbst 
reaktionär. wenn von der strukturellen 


Gewalt geschwiegen wırd 
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Die Ausrufung der 
Türkischen Republik 
am 29. Oktober 
1923 durch Mustafa 
Kemal Pascha, ge- 
nannt Atatürk, 
brachte Frauen eine 
grundlegende Ver- 
änderung ihres 
gesellschaftlichen 
Status’. Doch trotz 
aller Fortschritte 
scheinen sie heute 
von tatsächlicher 
Gleichberechtigung 
noch ein Jahrhun- 
dert entfernt. Eine 
Recherche von 

EiKE STEDEFELDT 


Männer in der Türkei 


haben andere Freiheiten als Frauen, 
wie unser Foto zeigt. Während Frau- 
en in den zentralen und südöstlichen 
Landesteilen ihre „Unschuld“ bei 
Strafe ihrer Ermordung durch die 
Familie bis zur Verheiratung bewoh- 
ren müssen, werden vor- und außer- 
eheliche, je selbst homosexuelle 
Beziehungen bei Männern still- 

schweigend geduldet. Die Aufnah- 

me der beiden händchenhaltenden 
Soldaten entstand 1996 im Park der 


Akademie der Künste in Istanbul. 


le Reformen nach sich. Die islamischen Scha- 

ria-Gerichte ersetzte man durch eine weltli- 
che Gerichtsbarkeit. Am 8. März 1924 wurden 
das religiöse Schulsystem abgeschafft, die allge- 
meine Schulpflicht eingeführt und alle Schulen 
und Universitäten dem Erziehungsministerium 
unterstellt, was Mädchen und Frauen zumindest 
prinzipiell den Zugang zu Bildung eröffnete. Der 
niedrige Alphabetisierungsgrad erhöhte sich da- 
nach spürbar. Doch konnten 1990 noch immer 
30,7 Prozent der weiblichen Bevölkerung we- 
der schreiben noch lesen; bei der männlichen wa- 
ren es „nur“ 10,1 Prozent. Erwartungsgemäß 
sind Frauen an höheren Schulen in der Minder- 
zahl; 1995 betrug ihr Anteil an den Hochschu- 
len 38,4 Prozent — bei rollentypischer Vertei- 
lung auf die Studienfächer: Wurde Hauswirt- 
schaft 1995 zu 80 Prozent von Frauen belegt, 
waren es bei medizinischen Berufen (darunter 
vor allem den niedriger qualifizierten) 64, Kom- 
munikationswissenschaften 62, Handel und 
Kunst 55, Naturwissenschaften 45, Sozialwis- 
senschaften 37 sowie Maschinenbau nur 20 Pro- 
zent. Unterdessen ist ein Drittel der Uni-Lehr- 
körper weiblich. Frauen stellen zwar im interna- 
tionalen Vergleich beachtliche 20,5 Prozent der 
Professoren — vom untergeordneten Lehrperso- 
nal aber bereits 56,5 Prozent. 

Am 17. Februar 1926 trat das Türkische Bür- 
gerliche Gesetzbuch an die Stelle des alten, stark 
osmanisch-religiös geprägten BGB und der 
Scharia; zugleich wurde das Strafrecht refor- 
miert. Dies führte auch zum Verbot der Polyga- 
mie, und Ehen erkannte der Staat nur noch an, 
wenn sie gemäß dem Zivilrecht und nicht in re- 
ligiösen Zeremonien geschlossen wurden. Anfang 
der 30er Jahre erlangten Frauen auch politische 
Rechte: 1930 erhielten sie bei Kommunal-, 1933 
bei Gemeinderats- und 1934 bei Parlamentswah- 
len das aktive und passive Wahlrecht. 

Dennoch ist die türkische Frau rechtlich bis 
heute schlechter gestellt. Dies zeigen nicht zu- 
letzt die scharfen Auseinandersetzungen im Par- 


IT: die Säkularisierung zog radika- 


lament um die seit langem diskutierte Neufas- 
sung von Zivil- und Strafrecht. Justizminister 
Hikmet Sami Türk drohte Mitte April gar mit 
Rücktritt speziell für den Fall des Scheiterns von 
Paragraphen zur Frauengleichstellung. Worum 
es dabei geht, illustriert eine Kolumne der be- 
kannten Fernsehjournalistin Fatih Altaylı aus der 
ansonsten staatstreuen Tageszeitung Hüärriyet 


® 


vom 10. März 2000, in der sie Premier Bülent 
Ecevit angriff: „Herr Bülent hat den Frauen zum 
Frauentag mit Blumen gratuliert. Auch unsere 
Abgeordneten haben diesen Tag gefeiert. Die 
Frauen haben bloße Worte satt. (...) Wenn Ihr 
die Frauen so schätzt, dann schenkt ihnen nicht 
Blumen, sondern stärkt sie mit Gesetzen. Macht 
ihnen Komplimente, indem Ihr ihnen Gleichheit 
gewährt! (...) Wo bleibt denn das neue Zivil- 
gesetz? Wo ist das Gesetz, nach dem bei Ehe- 
scheidung die Güter gleich verteilt werden? Ist 
dieses Gesetz verabschiedet? Natürlich nicht! 
Sind im neuen Strafgesetz Regelungen getrof- 
fen worden, nach denen Gewalt in der Familie 
vermieden und gerecht bestraft wird? Ich glau- 
be es kaum. Werdet Ihr sichern, daß die Ehefrau 
ohne die Erlaubnis des Gatten berufstätig wer- 
den kann? Wird die Frau, die neun Monate lang 
das Kind austrägt, das Recht erhalten, ihm auch 
den Namen zu geben? Werden unsere Richter 
sich dran erinnern, daß vergewaltigte Prostitu- 
ierte auch Menschen sind? (...) Gebt den Frauen 
Rechte, Rechte!“ 

Formal existieren sogar diverse Rechte. 1994 
hatte eine offizielle Studie in zwölf Provinzen 
ergeben, daß 34 Prozent der Verheirateten von 
ihren Männern geschlagen werden. Noch 1997 
schrieb der Bürgermeister von Konya in einem 
„Hochzeitsführer“, der Islam gestatte Männern, 
ihre Frauen „sanft“ zu züchtigen. Schließlich ver- 
abschiedete das Parlament 1998 gegen den erbit. 
terten Widerstand der Islamischen Wohlfahrts. 
Partei ein Gesetz, wonach ein gewalttätiger Ehe. 
mann die Familie zu verlassen und Unterhalt zu 
zahlen hat. Die Behörden haben dies durchzu- 
setzen, selbst wenn die Frau den Mann nicht an- 
zeigt. Meist jedoch greift die Polizei eher schlich- 
tend ein, als daß sie ihn des Hauses verweist, 

Daß Sexismus keineswegs ein reines Männer. 
phänomen ist, erweist sich zuweilen drastisch, 

„Ausgerechnet die Staatsministerin für Frauen- 
angelegenheiten in der Türkei, Isilay Saygin, be. 
zeichnete die in der Türkei praktizierten Jung- 
fräulichkeitstest als ‘Notwendigkeit, meldeten 
die Internationalen Franen-News ım Januar 1998, 
„Daß mehrere Mädchen in der Türkei sich im 
Angesicht der Virginitätstests das Leben nahmen, 
kommentierte die Ministerin mit: ‘Mädchen, die 
sich das Leben nehmen, weil sie sich dem Test 
unterziehen sollen, hätten sich irgendwann so- 
wieso umgebracht.’“ Bei allem Zynismus dieser 
Aussage: Die Ministerin wußte offenbar genau, 
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wovon sie sprach: Seit 1993 stieg die Sui- 
zidrate im Südosten der Türkei nach amt- 
licher Statistik um mehr als 50 Prozent an 
Während in westlichen Ländern vor a 
Männer Selbstmord begehen, sind es dort 
zu 80 Prozent Frauen — und von diesen wie 

derum sind drei Viertel zwischen 13 und 
25 Jahren alt - in dem Alter also wo di 

Familie den Bräutigam aussucht. - 
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Den Nachweis der Jungfräulichkeit ver. 
langten aber vor allem westanatolische 
Schulen, Uni-Internate sowie Personalchefs 
im öffentlichen Dienst. Laut der Frau- 
enorganisation „KA-DER seien die Tests 
„Ausdruck des grundlegenden Problems in 
der Türkei, daß nämlich Mädchen und Frau- 
en als Gegenstand der Familienehre be 
trachtet werden“. 

Die Gründe für die Selbstmorde schil- 
derte damals die Journalistin Pelin Turgut 
am Fall Gonul Aslans, die man bei Sanliur- 
fa halbtot aus dem Euphrat gezogen hat- 
te: „Ihr Vater hatte versucht, sie zu erwür- 
gen und sie dann ins Wasser geworfen Ihr 
Verbrechen war es, mit dem ie e- 
flohen zu sein, um sich einer en 
Heirat zu entziehen. Sie gehörte nach ei- 
ner Tradition bestraft, die besagt, daß die 
Ehre der von einer unkeuschen Tochter be- 
sudelten Familie nur durch deren Tod wie- 
der herzustellen ist.“ Die Autorin zitierte 
Hussein Fidanboy, den Staatsanwalt des 
Gebiets: „Ich habe alle zwei bis drei Monate 
einen Fall wie diesen, der tödlich endet. 
Eine Tochter ist wie eine Ware, deren Preis 


[Schwerpunkt] 


zwischen fünf und zehn Milliarden Lira (40- 
80.000 DM) liegt. Ist sie entehrt, verliert 
die Familie diese Einkunft.“ Kurz darauf 
verbot das Justizressort die von der Frau- 
enministerin legitimierten Tests. 

Unkenntnis der Lage kann man einer Mi- 
nisterin kaum nachsagen, die 1997 in dem 
nach der Pekinger Welt-Frauen-Konferenz 
vorgelegten „Nationalen Aktionsplan“ an- 
gekündigt hatte, die Frühvereheli- 
chung von Mädchen durch die Anhe- 
bung des Mindestalters auf 18 Jahre 
zu bekämpfen — und damit eine Ur- 
sache für die besonders auf dem Land 
hohe Geburtenrate. Im Schnitt hat 
heute jede türkische Frau 2,5 Kinder. 
Aktuell bekommen bzw. haben 8 Pro- 
zent der 17-, 15 Prozent der 18- und 
23 Prozent der 19-jährigen Mädchen 
das erste Baby. Die frühe Mutter- 
schaft raubt ihnen oft jede Chance 
auf ein eigenständiges Leben. 

Doch sogar an einer 52jährigen, 
nach eigenen Aussagen „aus Mangel 
an Zeit für Sex“ unberührten Mini- 
sterin geht die Diskriminierung nicht 
vorbei. Die Volkszählung vom De- 
zember 1997 zum Beispiel ignorier- 
te weibliche Berufstätige völlig. Das 
Formular sah nur ein einziges Feld zur 
Berufsangabe für jeden Haushalt vor 
_ für den Ehemann. „Sie fragten ein- 
fach nicht nach meinem Beruf“, klag- 
te die aus Izmir stammende Saygın 
nach dem Besuch der Volkszähler. 
„Nach unserem Zivilrecht ist noch 
immer der Mann Haushaltsvorstand. Wir 
sollten uns dafür schämen!” 

In der Tat. Laut Regierung gab es 1998 
bei rund 64 Mio. Türken ca. 16 Mio. weib- 
liche Arbeitslose über 12 Jahre, von denen 
11,5 Mio. (72%) Hausfrauen waren. Die 
Industrialisierung brachte indes eine dra- 
matische Feminisierung der Landwirt- 
schaft mit sich. Im April 1996 arbeiteten 
dort nur 32,8 Prozent der Männer, aber 
74,7 Prozent der Frauen. Doch die wenig- 
sten beziehen daraus ein eigenes Einkom- 
men: 90,6 Prozent von ihnen sind unbe- 
zahlte „Familienarbeiterinnen“. Selbst die 
Regierung schätzt die Lage negativ ein: „Es 
gibt eine steuerliche Benachteiligung von 
selbständigen oder angestellten Frauen ge- 
genüber Männern, vor allem für verheira- 
tete Frauen. Gesetzliche soziale Rechte 
und Tarifvereinbarungen setzen Grenzen, 
wenn die Frau verheiratet ist.“ Zudem ist 
der Organisationsgrad niedrig; 1997 ver- 
zeichnete die amtliche Statistik knapp 2,8 
Mio. Gewerkschaftsmitglieder, von denen 
aber nur gut 370.000 weiblich waren. 

Wie stabil die Männermacht ist, zeigt 
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auch die politische Repräsentanz. Erstmals 
1935 kandidierten Frauen für die Große 
Nationalversammlung. Unter den 395 Ge- 
wählten waren 18 Frauen. Jene 4,6 Prozent 
sind bis heute der höchste Anteil von Frau- 
en im Parlament geblieben. Nach Einfüh- 
rung des Mehrparteiensystems 1946 sank 
er rapide. Noch geringer ist er in den Pro- 
vinzparlamenten: 1984 stellten Frauen 
dort 0,3 Prozent der Abgeordneten, 1994 
erst 0.8 Prozent. Bürgermeisterposten 
halten sie nur zu 0,4 Prozent, und ganze 
drei von 806 Gouverneuren sind weiblich. 
Im Justizsystem sind nur 18 Prozent der 
Richter und Staatsanwälte, 29 Prozent der 
Anwälte und 15,5 Prozent der Notare 
Frauen. In der nach Millonen zählenden 
Armee gab es 1997 exakt 483 Offizier- 
innen und 4654 weibliche Zivilangestellte. 
Mit rund 20 Prozent ist auch die Zahl 
von Frauen im diplomatischen Dienst rela- 
tiv niedrig. Entsprechendes Aufsehen er- 
regt die Ernennung einer Botschafterin. So 
wird am 1. Juni 2001 erstmals eine Frau 
die Türkei in einem arabischen Land ver- 
treten. Staatspräsident Sezer überreichte 
Hilal Baskal am 1. Mai die Ernennungsur- 
kunde zur Großbotschafterin in Bahrein. 
„Damit betont Ankara gegenüber den ara- 
bischen Staaten die Bedeutung, die ein libe- 
rales islamisches Land der Gleichberechti- 
gung von Mann und Frau beimißt”, kom- 
mentierte das Massenblatt Härriyer stolz. 
Ansonsten ist das mediale Bild der Frau 
ein anderes — sogar nach Ansicht der Regie- 
rung „undifferenziert” und „reflektiert 
keine weiblichen Standpunkte“. Im Fern- 
sehen würden Frauen „stets als bedauerns- 
werte Individuen oder Opfer gezeigt. 
1993 hatte die Studie „Medien, Gewalt und 
Frauen“ Zeitungsnachrichten über Ge- 
waltakte untersucht und festgestellt, daß 
in 7,6 Prozent der Artikel über mit Gewalt 
konfrontierte Frauen diese durch negative 
Kommentare herabgewürdigt wurden. 
All dies beschreibt die tatsächliche Lage 
von Frauen in der Türkei jedoch nur unzu- 
reichend. Vor allem die oppositioneller 
Frauen — jener etwa, die sich für die kurdi- 
sche Minderheit oder Frauenrechte einset- 


zen. Gerade sie unterliegen massiver Re- 
verfolgt, bedroht, von 


pression, werden 
in Polizei- oder Militär- 


„Dorfschützern”, 
gewahrsam gefoltert. Es werden Attenta- 
te auf sie verübt oder sie „verschwinden 
a mag sich die Türkeı in amtli- 


spurlos. D 
n und Medien noch so 


chen Verlautbarunge 


demokratisch präsentieren: 15.000 politi- 


sche Häftlinge, darunter viele Frauen, spre- 


chen eine andere Sprache. 
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Berlin-Schöneberg, 
25. April. Gemein- 
sam mit dem Frau- 
enzentrum „Begine” 
und amnesty inter- 
national hatte die 
Lesbenberatung zum 
Vortrag über ein 
lesbisch-feministi- 
sches Projekt in der 
Türkei geladen; in 
Berlin, wo mehrere 
hunderttausend 
Menschen türkischer 
und kurdischer Her- 
kunft leben, ver- 
sprach das Thema 
großes Interesse. 
Ein Bericht von 

Lizzıe PRICKEN 


Die Abbildung 

auf Seite 10 zeigt eine der ältesten 
Darstellungen lesbischer Liebe in 
Anatolien. Die Istanbuler Gruppe 
„OÖte-ki ben“ hat das mehr als zwei 
Jahrtausende alte Symbol als ihr Er- 
kennungszeichen gewählt. 


Den Ausschnitt 

auf Seite I I entnahmen wir der größ- 
ten türkischen Tageszeitung. Unter 
der Dachzeile „Gleichgeschlechtli- 
che beim 1. Mai” sowie der Über- 
schrift „Freiheit auch für Ahmet, der 
Ali liebt” berichtete „Hürriyet“ am 2. 
Mai über die sensationelle erstmali- 
ge Teilnahme einer lesben- und 
Schwulengruppe an der 1.-Mai- 
Kundgebung in Ankara. Auf einem 
der Transparente von „Kaos GL’, die 
mit 15 Personen dabei war, habe die 
Losung „Zwangsheterosexualität ist 
eine Schande für die Menschheit!” 
gestanden, heißt es im u.a. Text. 
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us Izmir angereist war Referentin Hülya 
Ä: und sprach im Namen der 15-köpfigen 

Gruppe „Öte-ki ben“ („Jenseits des an- 
deren Ichs“). Bereits Anfang des Jahres hatte 
Hülya Deutschland besucht und über den Kon- 
takt zu einer Gruppe von Münchner Lesben eine 
Kampagne begonnen, die jetzt in größerem Rah- 
men fortgesetzt wird. Zu der von knapp 30 Frau- 
en besuchten ersten Berliner Veranstaltung war 
indes nur eine Handvoll türkische Migrantinnen 
gekommen. 

„Öte-ki ben“ hatte im August 2000 erstmals 
den Schritt in die türkische Öffentlichkeit ge- 
wagt und rund 150 lesbische Frauen angespro- 
chen. Jede von ihnen hatte eine eigene, oft trau- 
matische Geschichte zu erzählen. Darüber ent- 
stand die Idee, eine türkeiweite Lesbenzeitschrift 
herauszugeben, um inhaltlich — und vom Ver- 
trieb her gesehen — mög- 
lichst viele Lesben inner- 
halb des Landes zu errei- 
chen. Ziel des Projektes ist 
es, das Schweigen um ho- 
mosexuelles Frauenleben 
zu brechen und Lesben eine 
Plattform zu geben, von 
der aus sie sich artikulieren 
können. Parallel wurden 
Kontakte ins Ausland ge- 
knüpft, um über Fundrai- 
sing an Gelder zur Finan- 
zierung des Projektes zu 
kommen. 

Hülyas Gruppe hält sich 
von den Medien fern — so- 
wohl in der Türkei, als auch 
im Ausland —, weil sie nicht als „Material“ für 
irgendwelche Formen von Sensationsjournalis- 
mus benutzt werden wollen. Wie schnell das pas- 
sieren kann, hat die Aktivistin am eigenen Leib 
erfahren: Sie wurde durch die Presse geoutet und 
erhielt darauf neben Sympathiebekundungen 
auch jede Menge Drohanrufe empörter Leser- 
Innen. Seither spricht sie grundsätzlich nur noch 
mit lesbischen Journalistinnen, und zwar am lieb- 
sten anonym und ohne, daß ein Foto von ihr ver- 
öffentlicht wird. In merkwürdigem Gegensatz 
dazu steht ihre Befürchtung, nicht mehr von an- 
deren Lesben auf der Straße angesprochen zu 
werden, da man sie in direkten Zusammenhang 
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mit ihr als Lesbe bringen könnte. Seitens der staat- 
lichen Unterdrückungsorgane hatte Hülya nach 
Gründung der Gruppe auch eine dubiose Begeg- 
nung mit zwei Zivilpolizisten, die behaupteten, 
lediglich aus persönlichen Gründen an ihr inter- 
essiert zu sein, aber immer wieder nachfragten, 
wieviele Frauen an dem Projekt beteiligt und was 


ihre politischen Ziele seien. 


Alltag als Lesbe in der Türkei 


Hülya erzählt, daß ihre Existenz in der Türkei 
sowohl als Frau, als auch ganz besonders als Les- 
be negiert wird. Obwohl sie selbst in den 80er 
Jahren ein Opfer der Folterungen der Militär- 
diktatur war und immer noch einen hohen Preis 
dafür zahlt, die zu sein, die sie nun einmal ist, 
werde sie sich keine ande- 
re Lebensweise aufzwingen 
lassen. 

Über den Alltag von 
Lesben hat Hülya wenig 
Positives zu berichten. 
Zwar könnten Lesben, als 
„Freundinnen“ getarnt, 
recht problemlos zusam- 
menleben, aber eben nur, 
solange sie sich verstek_ 
ken. Probleme gebe es vor 
allem mit der immer und 
überall präsenten Familie, 
die sich ständig in das Le. 
ben der Frauen einmische, 
Besonders den Vätern und 
Brüdern komme dabei eine 
Kontrollfunktion zu; sie sind es, die jene Mora] 
der „anständigen Bürger“ exekutieren, die ein 
juristisches Verbot von Homosexualität in der 
Türkei überflüssig macht. 

Als beispielhaft darf die Geschichte zweier 
Frauen gelten, die sich über das Internet ken- 
nenlernten. Die jüngere, eine 18-Jährige, lebt bei 
ihren Eltern im türkisch besetzten Nordteil Zy- 
perns, die andere ist 32 Jahre alt und wohnt in 
einer Kleinstadt in der Nähe von Ankara. Über 
Internet und Telefon lernten sie sich später auch 
persönlich kennen und verliebten sich ineinan- 
der. Als die Eltern der Jüngeren dies herausbe- 
kamen, ging der Vater zur lokalen Polizeistation 


und schrieb einen Brief an die 
Staatsanwaltschaft in Ankara mit 
der Bitte, man solle doch die äl- 
tere Frau davon abhalten, ihrer 
Tochter solche Ideen in den Kopf 
zu setzen. Diese hatte der ande- 
ren einige Bücher empfohlen, 
zum Beispiel „Die Helden sind 
immer Männer“, „Der Preis des 
Frauseins“ oder „Frau ohne Na- 
men“ — allesamt feministische 
Werke aus den 70er Jahren. Dies 
drohe, so der Vater, seine Toch- 
ter zu „pervertieren”. Die Grup- 
pe „Öte-ki ben“ habe noch vor 
den Medien davon erfahren und 
intervenieren können, da ihr zwei 
Rechtsanwältinnen angehören. 
Eine der Juristinnen reiste nach 
Ankara und erreichte, daß die 
polizeilichen Maßnahmen ge- 
stoppt wurden, noch bevor sie 
begannen. Dennoch gab es vor 
allem psychische Probleme sei- 
tens der Frau aus der Kleinstadt. 
Sie wollte um jeden Preis verhin- 
dern, daß ihr Ehemann von der 
Beziehung erfährt, da er sich 
sonst womöglich nicht von ihr 
scheiden lassen würde — obwohl 
vom juristischen Standpunkt aus seine Ein- 
willigung nicht zwingend nötig wäre. So 
paradox es klingt: Für die Ehre eines Man- 
nes ist es unmöglich, sich von seiner Frau 
aufgrund ihres Lesbischseins zu trennen — 
es würde seine „Männlichkeit“ in Frage 
stellen. 

Ein anderer Fall: Eine Architektur- 
studentin lebte mit ihrer Freundin in einer 
von der politischen Rechten dominierten 
kleineren Stadt. Als ihre Beziehung be- 
kannt wurde, konnte sie nicht mehr unbe- 
helligt zur Universität gehen, da sie auf 
dem Weg dorthin von türkischen Faschi- 
sten angegriffen wurde. Da der Vater ih- 
rer Freundin zudem ein „hohes Tier“ im Par- 
lament ist, war die Sensation perfekt: Ihr 
Foto wurde in der Presse und im Fernse- 
hen gezeigt, verbunden mit den übelsten 
Verleumdungen: „Frau entführte Frau!“ 
Daraufhin wurde sie sowohl von ihrer Fa- 
milie — der eigene Vater ıst Offizier — als 
auch von der Polizei gefoltert. Sie flüchte- 
te nach Istanbul, wo die Projektfrauen ver- 
suchen, sie zu betreuen. Dies ist allerdings 
mit den kärglichen Mitteln von „Öte-ki 
ben“ äußerst schwierig. Weder gibt es ei- 
gene Räume noch eine ausgebildete Psy- 
chologin. Nun versucht die Frau, irgend- 
wo ın Europa Asyl zu beantragen. „Scha- 
de“ nur, daß es in der Türkei kein Gesetz 
gegen Homosexualität gibt — es wäre die 
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Basis für einen Asylantrag in Deutschland. 
Neue Chancen könnte indes ein Erlaß der 
Bundesregierung eröffnen, wonach auch 
nicht-staatliche geschlechtsspezifische Ver- 
folgung einen Anspruch auf Asyl begrün- 
den Zann. Ein möglicher EU-Beitritt der 
Türkei würde nach Hülyas Ansicht die all- 
gemeine Situation für Homosexuelle im 
Lande selbst nicht grundlegend verbessern. 
Indes: Er würde ihnen eine ganz andere Be- 
wegungsfreiheit eröffnen. 


Vorsichtige 
Gegenöffentlichkeit 


Nun wird Homosexualität, wie bereits er- 
wähnt, in der Türkei im konkreten Fall 
nicht strafrechtlich verfolgt, aber es ist 
aufgrund von „Sittenwidrigkeit“ verboten, 
für Lesben und Schwule Vereine oder ähn- 
liches zu gründen. Deshalb existiere auch 
die Gruppe um Hülya derzeit nur infor- 
mell. 

Deren Zeitschrift soll indes künftig alle 
80 größeren Städte in der Türkei erreichen. 
Die Auflage soll 3.000 Exemplare betra- 
gen. Ein Teil davon, 500 bis 700 Stück, soll 
gratis ausliegen, zum Beispiel in Psychia- 
trien und Uni-Mensen. Hoffnungen setzt 
die Redaktion vor allem in Menschen- 


rechtsorganisationen und die türkische 
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Ärztekammer, über die die Dis- 
tribution der Auflage erfolgen 
soll. Durch Herausgabe auf Tür- 
kisch und Englisch versprechen 
sich die Frauen zudem Abonnen- 
tinnen im Ausland. Bis es soweit 
ist, muß allerdings noch eine An- 

" — schubfinanzierung zusammenge- 
bracht werden - allein über 
Sponsoring. Begonnen werde mit 
der Arbeit aber erst, wenn das 
Geld da ist. Erscheinen soll die 
erste Nummer im September 
2001. 

Es wäre nicht der erste Ver- 
such, ein solches Medium in der 
Türkei zu etablieren. 1994 wur- 
de die erste schwule Zeitschrift 
von zwei Schwulen und einer Les- 
be gegründet, mit dem Namen 
Kaos GL. Die Seiten wurden da- 
mals noch fotokopiert und ver- 
teilt. Später übernahmen die 
Männer das Blatt, und die Les- 
ben fühlten sich nicht mehr re- 
präsentiert, da es dort vor allem 
um schwule Sexualität ging. Die 
Situation eskalierte 1997 bei eı- 
ner Veranstaltung am 8. März, 
bei der es den Schwulen haupt- 

sächlich um provokatives Auftreten ging. 
Die Frauen wollten nicht daran glauben, 
daß durch negative Slogans eine für sie po- 
sitive Wirkung zu erzeugen wäre. 

Freilich gab es schon vorher (und es gibt 
auch heute) kleinere Lesbengruppen, in 
Ankara etwa „Sapphos Töchter“ und in 
Istanbul „Die Schwestern der Venus‘. Diese 
waren bzw. sind vor allem auf lokaler Ebe- 
ne aktiv, hatten bislang aber landesweit 
keinen politischen Einfluß. „Öte-ki ben“ 
soll diese Lücke schließen und Lesben in der 
ganzen Türkei erreichen. Konzeptionell 
will sich die Zeitschrift dabei nicht auf les- 
bische Lebensweisen festlegen. Feministin- 
nen generell sollen dort ein Forum bekom- 
men — sofern überhaupt Heteras für sie 
schreiben wollen. Zwar bezeichnet Hülya 
ihre Gruppe als „bürgerrechtlich orien- 


ohne jedoch genauer zu definieren, 


tiert”, 
„Lobbyarbeit und 


was damit gemeint ist. 
Druck auf politische Gremien“ soll in je- 
dem Fall Teil ihrer Arbeit werden. Die Qua- 
lirät der Artikel wird vor allem von den 
n abhängen, die dort veröffentlichen 


Fraue Rn 
Journalistinnen sind jedoch 


— ausgebildete 
in der Minderzahl. 
Neben dem im April 1995 erstmals er- 


schienenen feministischen Monatsmagazın 


Pızartesi („Montag“) haben vor allem kur- 


dische Frauenzeitschriften Unterstützung 


angesagt. Eıne andere Zeitung. die Fliegende 
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Nachricht, hat bislang zumindest Unter- 
stützung zugesagt; zur Welt der Frauen, ei- 
ner kemalistischen Zeitung, bestehen ge- 
legentliche Kontakte. Deren Redaktion 
hat sich allerdings noch nicht zu der Les- 
bengruppe positioniert. Dafür brachte sie 
einen aufsehenerregenden Artikel mit dem 
Titel „Ich bin auch lesbisch“, geschrieben 
von einer Autorin, die sonst in der 
islamistschen Frauenzeitschrift Brief ver- 
öffentlicht. 


Solidarität und 


Cinsiyet degistir 


verfingen“. Die meisten Feministinnen, 
so Hülya, seien ohnehin Akademikerin- 
nen. Aber auch für die gebildeten Kreise 
ist es nicht leicht, offen zu leben: Einige 
Studenten und Studentinnen der Istan- 
buler Universität hätten unlängst ver- 
sucht, eine lesbisch-schwule Gruppe zu 
gründen. Als sie sich offiziell anmelden 
wollten, mußten sie ihre Namen angeben, 
was dann wiederum keine/r mehr wollte. 
Der Aufbau eines Infostands bei einem 
Uni-Festival wurde ih- 
nen daraufhin vom Di- 
rektor verboten. 


Konkurrenz & ® 
belediye ö 
Ungetrübt ist die Hal- " A Bornin gay baskenti” Dezenter 


tung zur Arbeit anderer, 
vergleichsweise liberaler 
Medien allerdings nicht: 
Pazartesi etwa habe eine 
Reportage über die 
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Gruppe unter dem Titel 
„Es gibt keine Bars und 
Betten für Lesben“ ge- 
plant. Nach Interventio- 
nen seitens der Gruppe 
mußte der Titel jedoch 
geändert werden. Als 
Hülya im letzten No- 
vember an einem Frau- 
enkongreß teilnahm, bei 
dem auch über Gewalt 
gegen Frauen gespro- 
chen wurde, erschien 
daraufhin in der größten 
türkischen Tageszeitung 
Hürriyet ein groß aufge- 
machter Artikel, in dem lediglich sie als 
Vorzeigelesbe genannt worden sei. Auch die 
anderen (Hetero-) Teilnehmerinnen seien 
durch die Berichterstattung in die „lesbi- 
sche Schmuddelecke“ abgeschoben wor- 
den. Trotz ihrer Proteste verweigerte die 
Redaktion eine Gegendarstellung. 

Auf die Frage, ob nicht Frauen aus ge- 
bildeteren, intellektuellen Kreisen das Pro- 
jekt finanziell unterstützen könnten, ant- 
wortete Hülya lapidar, solche Kreise sä- 
hen sich „im allgemeinen eher in Konkur- 
renz zu solch einem Projekt“, schon allei- 
ne aus Gründen der Schichtzugehörigkeit. 
Was für die Zukunft freilich auch bedeu- 
ten könnte, daß eine konkrete Wettbe- 
werbssituation zwischen Öre-kz ben und an- 
deren Redaktionen entsteht; bisher lasen 
politisch interessierte Frauen zum Beispiel 
Titel wie Eksik etek, ROZA oder Uran 
Süpürge, die sich — worin sich diese Kon- 
kurrenz schon vor der Existenz der neuen 
Zeitschrift andeutet — laut „Öte-ki ben“ 
aber „in Homophobie und Heterosexismus 
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Hinweis 


Vor diesem Hinter- 
grund machen Aktivi- 
stinnen aus der Türkei 
auch im Ausland nicht 
nur gute Erfahrungen. 
Zwar ist man dort be- 
strebt, ihnen zu helfen, 
sich mit ihrer Lage aus- 
einanderzusetzen und 
Solidarität zu organi- 
sieren. Doch gelegent- 
lich paart sich das mit 
karitativer Arroganz 
und Ignoranz: In Un- 
kenntnis der kompli- 
zierten Verhältnisse vor 
Ort schießen Organisa- 
tionen wie Medien zu- 
weilen übers Ziel hin- 
aus: Die den Grünen nahestehende, sich 
gern ihrer Menschenrechtskompetenz 
rühmende tageszeitung zum Beispiel be- 
kleckerte sich in dieser Hinsicht nicht ge- 
rade mit Ruhm. Sie druckte ohne Erlaub- 
nis ein Foto und den vollständigen Na- 
men Hülyas und legte ihr Sätze in den 
Mund, die sie so nie gesagt hat. „Viele 
Öffentlichkeitsarbeiter hierzulande kön- 
nen sich einfach nicht vorstellen, was es 
bedeutet, als politisch Verfolgte in einem 
faschistoiden System zu leben und daß 
Anonymität oftmals der einzige Schutz 
vor Rauswurf und Berufsverbot ist.“ 
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Die Abbildung 

illustriert, daß türkische Medien durchaus Fra- 
gen von Geschlecht und Sexualität behandeln. 
„Andere Dein Geschlecht - der Staat zahlt” titelt 
der Atikel aus „Hürriyet” vom 2. Mai; es geht 
um einen aktuellen Fall der Kostentragung für 
Geschlechtsumwandlungen in San Francisco. 


Nese Peper kam vor 30 
Jahren aus Istanbul nach 
Niedersachsen. Seit einem 
Jahr lebt die selbständige 
Schneiderin in Berlin. Am 
Rande der Veranstaltung in 
der Berliner Lesbenberaoa- 
tung antwortete sie auf 
Fragen von Lizzıe PRICKEN 


u bist in der Türkei aufgewachsen. 

Hast du damals etwas über Lesben 

mitbekommen? 
Ich habe bis zu meinem 16. Lebensjahr 
in der Türkei gelebt und bin in einem sehr 
strengen Mädcheninternat zur Schule ge-' 
gangen. Das war Anfang der 70er Jahre, 
da bekamen wir eine neue Klassenkame- 
radin, die zuvor eine zeitlang in Amerika 
gelebt hatte. Sie war eine sehr verwöhn- 
te, sehr vermögende Familientochter. Sie 
wurde meine beste Freundin, weil sie ein 
bißchen seltsam war. Ich hatte schon 
immer eine Schwäche für Außenseiter. 
Ich nahm sie also unter meine Obhut und 
machte sie mit einer anderen Freundin 
von mir bekannt. Dann kam noch eine 
Neue in die Klasse — nebenbei gesagt, 
eine Offizierstochter —, und wir drei wur- 
den gute Freundinnen. Damals konnte ich 
noch nicht ahnen, wre gute Freundinnen 
die beiden anderen dann wurden. Als das 
Ganze rauskam — sie wurden beim ersten 
Liebestreffen in flagranti erwischt —, flo- 
gen beide achtkantig von der Schule. Die 
eine wurde sofort verheiratet, und von 
der „Anstifterin“ habe ich nie wieder et- 
was gehört oder gesehen. Um ehrlich zu 
sein, ich suche sie jetzt schon seit fast 30 
Jahren, schon alleine, um ihr zu sagen, 
daß nicht ich es war, die sie damals ver. 


raten hat. 


Dein Coming-Out hattest du aber in einer 
deutschen Kleinstadt. Wıe war das? 

Ganz normal. Ich war verheirater, 
ziemlich langweilige Ehe. Ich hatte mei. 
ne eigene Schneidereı und lernte eine 
Frau kennen, die schon seit ihrer Kind. 
heit lesbisch war, allerdings versteckt. 
Erst waren wir nur Bekannte, dann hat 
sie mir den Hof gemacht und irgendwann 
war ich plötzlich in sie verliebt. Sie woll- 
te aber gar nicht, daß irgendwer von un- 
serer Beziehung erfährt. Ich habe mich 
dann selbst an verschiedene Stellen ge- 
wandt, unter anderem an einen Fernseh- 
psychologen, der mir dann sehr viel Mut 
gemacht hat. Er riet mir, mein Leben zu 


leben, ohne mich um die Meinung ande- 
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rer Menschen zu kümmern — besonders der 
schlechten. Das hat mich sehr beruhigt, 
und kurz darauf habe ich mich zuerst un- 
ter Freunden und dann im ganzen Ort 
geoutet — und meine Freundin natürlich 
gleich mit! Im nachhinein war sie mir so- 
gar dankbar; sie meinte, daß sie das nie und 
nimmer alleine geschafft hätte. Ihre Eltern 
sind sehr wohlhabende Spießer. Meine ei- 
gene Familie hat auch zuerst angenommen, 
daß das ganze lediglich eine Phase sei. Ernst 
wurde es dann, als ich mich von meiner 
ersten Freundin trennte, um erneut eine 
Beziehung mit einer Frau einzugehen. Aber 
mittlerweile haben sie sich auch daran ge- 
wöhnt, sie lieben mich eben mehr als alle 


Vorurteile. 


Konntest du in der kurzen Zeit, die du in Ber- 
lin lebst, bereits Kontakte zu anderen lesbischen 
Türkinnen knüpfen? 

Zu keiner einzigen! Erst aufgrund die- 
ser Veranstaltung hier habe ich zum ersten 
Mal in Deutschland lebende türkische Les- 
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de ben kennengelernt. Allerdings 
waren diese sehr erstaunt dar- 
über. Sie haben extra betont, 
daß es offenbar sehr viele tür- 
kische Lesben gibt, gerade auch 
in Berlin. Es soll regelmäßige 
Parties und Veranstaltungen in 
bestimmten Lokalitäten geben, 
wo Frau sich eben trifft. Das 
Ganze dient natürlich eher da- 
zu, Kontakte zu knüpfen als 
politische Forderungen zu erar- 
beiten. Letzteres scheint, zu- 
mindest momentan, kein The- 


ma zu sein. 


Hat das vielleicht damit zu tun, 
daß die türkischen Lesben nicht an 
die Öffentlichkeit wollen? 
Warum sollten wir denn an 
die Öffentlichkeit gehen? Viel 
wichtiger wäre es doch, zuerst 
einmal einen Raum, einen Ort 
| zu haben, an dem man sich un- 
© gestört austauschen kann, ähn- 
lich wie beispielsweise die Gruppe „Türk- 
Gay“. Wenn sich aber die Lesben hinter 
ihrem Frausein verstecken, erreichen sie 


natürlich gar nichts. 


Es wurde auf der Veranstaltung erwähnt, daß 
zwei Frauen, die zwar sehr interessiert waren, 
aus Angst nicht gekommen sind. 

Das verstehe ich schon. Vielleicht hätte 
ich auch Angst, wenn meine Familie mich 
nicht akzeptiert hätte. Es gibt ja tatsäch- 
lich krasse Reaktionen, bis hin zu Mord- 
drohungen. Deshalb ist es auch wichtig, 
daß eine potentielle türkische Lesben- 
gruppe nicht gleich an die Öffentlichkeit 
gezerrt wird, da dies sicherlich viele Frau- 
en abschrecken würde. Was die türkischen 
Lesben brauchen, ist ein Schutzraum, eine 
Basis, von der aus’ sie sich dann weiterbe- 


wegen können. 


Wie könnte die deutsche Lesbenbewegung den 
Frauen dabei helfen? 

Erst einmal ist es wichtig, die Frauen 
nicht noch mehr auszugrenzen, als sie es 
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sowieso schon sind, und zu differenzieren, 
mit welchem sozio-kulturellen Hinter- 
grund die Einzelnen hier leben. Ich fühle 
mich nicht unbedingt als Repräsentantin 
der türkischen Lesben in Deutschland, eben 
weil meine Biographie eher ungewöhnlich 
ist. Ich stamme aus einer ziemlich gebil- 
deten Istanbuler Familie und kann mich 
nicht mit einer Frau identifizieren, deren 
Familie aus einer Kleinstadt oder sogar 
vom Dorf stammt. Und das ist nun mal 
der größte Teil der hier lebenden Türkin- 
nen und Türken. Ich selbst habe in Istan- 
bul teilweise „moderner“ gelebt als hier — 
im Vergleich zu dort sind die Menschen 
hierzulande doch ziemlich konservativ, was 
viele Dinge angeht, auch Beziehungen. Ich 
habe zwei Ehen mit deutschen Männern 
hinter mir. Deshalb fühle ich mich auch 
eher unter meinen Landsleuten deplaziert 


als unter Deutschen. 


Wie empfindest du die Berliner Lesbenszene? 
Grausam, einfach grausam. Das ist ja 
noch viel schlimmer als in der Kleinstadt, 
in der ich vorher gelebt habe! Die Frauen 
hier halten überhaupt nicht zusammen. Es 
gibt zum einen die intellektuelle Szene, die 
für meine Begriffe ziemlich überheblich 
und unsolidarisch ist und sowieso nur un- 
ter ihresgleichen verkehrt. Oder du gehst 
aus, um Frauen zu treffen, weil du dich un- 
terhalten willst und Freundschaften suchst, 
und wirst stattdessen auf übelste Art und 
Weise angebaggert. Es ist kaum möglich, 
einfach so mit Frauen zu reden, wenn du 
nicht gerade zur Journalistinnen- oder 
Motorradgruppe gehörst, die sich gerade 
an dem Abend dort trifft. Das ıst auch der 
Grund, warum ich mit meiner Freundin 
mittlerweile kaum noch irgendwohin gehe. 


Wihrend der Veranstaltung über dıe Situation 
von Lesben in der Türkei kam die Idee auf, eine 
Gruppe für ste im Berlin zu gründen? Haältst 
du das für realistisch? 

Es haben sich, wie ich hörte, bereits ın 
der Vergangenheit einige Gruppen gebil- 
det, die waren wohl nicht sehr erfolgreich. 
Persönlich finde ich die Idee an sich sehr 
gut, bin mir aber durchaus der damit ver- 
bundenen Schwierigkeiten bewußt. Es gibt 
nämlich auch unter türkischen Lesben sehr 
große Unterschiede, was zum Beispiel den 
Bildungsstand angeht. Es wäre sicher nicht 
leicht, sie alle unter einen Hut zu bringen. 
Vielleicht in einem Verein, der von vorn- 
verschiedene Angebote macht, ın 


herein 
rfinden, von der Aka 


denen sich alle wiede 
demikerin bis hın zur Arbeiıterın 


Gisi Nr. 13 


Arno Breker (rechts) 


Wir führen (auch Nazis) 


Am 21. Juni 1981 eröffnete in Hamburg der 
Buchladen Männerschwarm als „Projekt aus der 
Bewegung für die Bewegung“, die damals wo- 
möglich noch eine war. In den 20 Jahren ihrer 
Existenz hat die Institution Verdienste erwor- 
ben, auf die sie am 12. April mit einer sechssei- 
tigen Presseinformation hinwies. „Anliegen der 
Ladengründer ist es gewesen, literarische Aufar- 
beitungen schwulen Lebens zugänglich zu ma- 
chen“, heißt es darin, und betreffend Lagerhal- 
tung: „Wichtige Bücher müssen nun einmal vor- 
rätig sein, egal, wie oft sie sich verkaufen.“ 
Was wichtige Bücher sind, stand auch drin: 
„Der Grundsatz, sämtliche Aspekte schwuler 
Kultur zu sammeln, unabhängig davon, ob sie 
einem gefällt oder nicht, ist bis heute für uns 
maßgeblich. Arno Breker und Ernst Röhm wa- 
ren Nazis, aber homosexuell“, (notabene: „aber“ 


, 


Drehen und Winden 


In einer redaktionellen Anfrage bei der Bundes- 
tagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen betref- 
fend den Änderungsentwurf der Regierung zum 
Bundesdatenschutzgesetz und anderer Gesetze 
(vgl. Gig: Nr. 10 und 11) ging es schwerpunkt- 
mäßig um die Verwendung des Terminus‘ „ras- 
sische Herkunft“ sowie die neue Möglichkeit der 
amtlichen Erfassung und Weitergabe von Da- 
ten zum Sexualleben. Auskunft erteilte am 27. 
Februar Pressesprecherin Dorothee Winden. 

Erstens: „Bei der Verwendung des Begriffes 
‘Rasse’ in der Datenschutz-Novelle handelt es 
sich um die Übersetzung des englischen Begrif- 
fes ‘race’. Dieser Begriff wird in zahlreichen EU- 
Richtlinien verwendet. Dabei wird ausdrücklich 
betont, dal} die Verwendung des Begriffes 'Ras- 
se’ keineswegs eine Anerkennung der Theorie 
über die Existenz verschiedener menschlicher 
Rassen bedeutet.“ Das detailliertere „rassische 
Herkunft“ in einem deutschen Gesetzestext hört 
sich leider ganz anders an als „Rasse“ in der Über- 
setzung aus dem anglo-amerikanischen Kontext, 
wo „race“eine komplette politische Umwertung 
erfahren hat. 

Zweitens: „Das Gesetz eröffnet keineswegs 
eine größere Zugriffsmöglichkeit staatlicher oder 


Stricken und Häkeln 


Das Medizinerjournal Praxzis-Depesche weist in der 
April-Ausgabe auf eine „Anleitung zur Ge- 
schlechtsumwandlung“ hin. Unter der Rubrik 
„Sexualmedizin“ und den Schlagworten „TIrans- 
sexualität, Selbstverstümmelung, Internet“ fin- 
det sich der Bericht über einen Mittzwanziger, 
der ohne ärztliche Hilfe zur Frau werden wollte: 
‚Unter der Website ‘'body modification’ wird 
genau gezeigt, wie mit einem Kastrationsgerät 
aus der Tiermedizin der testikuläre Blutfluß un- 
terbunden werden kann. Weniger genau wird die 
perineale Urethrostomie beschrieben, so daß der 


nicht „und“ — Gig?) „sie gehören ins Regal“ von 
Miännerschwarm. — Weil der Nationalsozialismus 
eben auch nur eine Geschmacksfrage und der 
Reichsjugendführer Baldur von Schirach ein be- 
gnadeter Dichter war, der ebenfalls für Männer 
schwärmte. Oder wollen Sie etwa, daß sich wie- 
derholt, was sich „Ende der 80er Jahre“ zutrug: 
daß nämlich „unliebsame Randgruppen auch von 
den Schwulen ausgegrenzt wurden“? 

Da Sie das bestimmt nicht wollen, wenden Sie 
sich bezüglich Originalliteratur von Herrenmen- 
schen künftig bitte nicht mehr an die Staatsbi- 
bliothek [Männerschwarm ist dieser „im Bereich 
(schwuler) Sexualwissenschaft offenbar eindeu- 
tig überlegen“}, sondern sorgen mit dem Kauf 
jener glorreichen „Aspekte schwuler Kultur“ für 
mehr „schwules Geld“ in der Kasse der „ersten 
‘schwulen Firma’ Hamburgs“. 


privatrechtlicher Institutionen auf Daten, son- 
dern schützt im Gegenteil vor einer Weiterga- 
be von Daten (...) Sie dürfen nur mit Zustim- 
mung der Betroffenen weitergegeben werden.” 
Danach hatte leider niemand gefragt. Die Frage 
lautete, wie „freiwillig“ die Zustimmung in ei- 
ner kritischen Situation, etwa beim Notarzt, 
Arbeits- oder Sozialamt ist und ob in dieser Lage 
die Betroffenen die Folgen abschätzen könnten. 

Drittens noch eine erstaunliche Auskunft zur 
Wechselwirkung von Datenschutznovelle und 
Lebenspartnerschaftsgesetz: „Für die damit ver- 
bundene Änderung des Personenstandes gelten 
die strengen datenschutzrechtlichen Standards.“ 
Die „Annahme, daß Behörden mit dem Einge- 
hen einer Eingetragenen Partnerschaft etwas 
über das Sexualleben erfahren, ist falsch. Damit 
ist lediglich etwas über die sexuelle Orientierung 
gesagt, nicht aber über das konkrete Sexual- 
leben.“ 

Dank der lesbischen Ex-taz-Redakteurin ist es 
nun also amtlich: Homosexuelle büßen mit dem 
Ja-Wort ihr Intimleben ein. Oder in den Wor- 
ten der Kabarettistin Kordula Völker: „Ja, ich 
lebte in einer lesbischen Langzeitbeziehung, und 
da spielt Sex überhaupt keine Rolle mehr.“ 


Patient eine eigene Technik entwickeln mußte. 
Er schob eine lange Stricknadel, an der ein Draht 
befestigt war, in die Harnröhre ... Kurze Zeit spä- 
ter mußte er dann doch wegen starker Schmer- 
zen und Schwellungen an den Hoden ins Kran- 
kenhaus. Dank parenteraler Antibiotika konnte 
der Patient nach drei Tagen ohne bleibende Schä- 
den entlassen werden.“ Manipulationen an den 
Geschlechtsorganen seien, so die Zeitschrift, „bei 
männlichen Transsexuellen nicht ungewöhnlich“. 
Das eigenhändige Anlegen einer Harnröhren- 
fistel sei aber bislang nicht beschrieben worden. 
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dem Ergebnis, Soldaten aus Italien hätten in 
Somalia Frauen mißbraucht. Eine Somalierin sei 
mit einer Stange Sprengstoff vergewaltigt wor- 
den. Und auch auf dem Balkan wüteten Friedens- 


„Entfesselte Blauhelme. UN-Sonderberichter- 
statterin prangert sexuelle Gewalt von Friedens- 
soldaten an“ überschrieb die Säddentsche Zeitung 
am 11. April 2001 einen Artikel von Stefan Ul- 


Gigi-Archiv. UN 


Fotos 


rich, in dem es hieß: „Ihr Auftrag ist es, Frieden 
zu schaffen, doch nicht selten bringen sie Aids 
und sexuelle Gewalt ... Weil sich das Problem 
verschärft, schlägt die UN-Sonderberichterstat- 
terin über die Gewalt an Frauen Alarm. Es sei 
bestürzend, wie viele Berichte über Gewaltta- 
ten bei ihr eingingen, sagte Radhika Coomaras- 
wamy vor der Menschenrechtskommission in 
Genf ... Es ist nicht das erste Mal, daß sexuelle 
Gewalt durch internationale Truppen angepran- 
gert wird. So gestanden die UN 1994 ein, daß 
ihre Soldaten in Mosambik zu minderjährigen 
Prostituierten gingen. Es wurden sogar Mädchen 
aus Waisenhäusern an Bordelle verkauft. Eine 
italienische Untersuchungskommission kam zu 


Nicht nur „Ökokatastrophen, Krieg und Terror 
bedrohen das Leben auf der Erde“, sondern auch 
die „Überbevölkerung“, schreibt einer in der Zesr 
vom 11. April und empfiehlt deshalb „Zeugungs- 
verhütung“, welche leider viele „Männer verwei- 
gern“. Allen voran die in „Macho-Kulturen“, de- 
ren „machtgierigen Herrschern“ die „Kriege der 
letzten zehn Jahre zuzurechnen“ sind. „Man den- 
ke nur an Saddam Hussein, Milosevic oder Kabi- 
la“ (nicht: Fischer, Scharping oder Schröder). 
„Eine repräsentative Schülerbefragung des 
Kriminologischen Forschungsinstituts Nieder- 
sachsen hat gezeigt, daß Gewalt in jugoslawi- 
schen und türkischen Familien zwei- bis dreimal 
so häufig vorkommt wie in einheimischen deut- 
schen Familien. Und sie hat ferner bewiesen, daß 
dieses Aufwachsen in einer Macho-Kultur sehr 
dazu beiträgt, dal} im Vergleich männliche tür- 
kische und jugoslawische Jugendliche wesentlich 
häufiger gewalttätig werden als deutsche.“ Nicht 
aus Armut, Ghettodasein oder Unterdrückung 
durchs deutsche Volk resultiert also „in den Städ- 
ten ein Kulturkonflikt“, sondern daraus, daß ‚ein 
beachtlicher Teil der jungen Männer in unserem 
Land“ aus Einwandererfamilien stammt, ‚in de- 
nen eın traditionelles Männerbild vorherrscht“. 


Seit Jahresanfang ist Paula Huston die erste 
‚Ombudsfrau für Beschwerden im Zusammen- 
hang mit Obszönität und Pornographie“ in den 
USA. Selbst die Telefonistinnen in Utahs Justiz- 
ministerium nennen sie nur die „Porno-Zarin“, 
schrieb die Süddeutsche Zeitung am 16. März. „Sich 
selbst bezeichnet sie als konservativ und gibt 
alsgleich ein Beispiel: "Auf einer Konferenz habe 
ich unlängst gehört, dal) es einer Gemeinde in 
einem anderen Staat gelungen ist, die Frauenzeit- 
schrift Cosmopolitan zu verbieten, und ich habe 


soldaten. Immer wieder wurde von Menschen- 
handel, sexueller Versklavung und Mißbrauch 
von Jugendlichen berichtet. 

Ein Gutachten der UN-Mission in Bosnien 
stellt fest, Mitglieder der Sfor-Truppe hätten 
beim Handel mit Frauen mitgemacht. Erwähnt 
wird auch ein Fall, in dem ein Zivilbediensteter 
der Sfor einem Bordellbesitzer zwei Frauen für 
7000 Mark abgekauft haben soll ... Schließlich 
fordert die Berichterstatterin Ad-Hoc-Tribuna- 
le, um Blauhelme für Kriegsverbrechen zu be- 
strafen. Bisher unterliegen UN-Soldaten meist 
nur der Militärgerichtsbarkeit ihrer Heimat- 
staaten, die oft nicht mit dem gebotenen Elan 


ermitteln.“ 
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Radhika Coomaraswamy 


Da Frauen die Gewalt nicht ganz so im Blut 
liegt und „unter den Menschen, die mindestens 
zehnmal wegen einer (sic!) Straftat verurteilt 
wurden, sich fast nur noch Männer befinden“, 
bleibe „eine Politik der Frauenemanzipation 
weltweit dingend geboten“. Ferner seien „Män- 
ner gefragt“, die „das Weinen nicht unterdrük- 
ken, wenn ihnen danach zumute ist“ — wie wer 
bitte? — „wie Hans Eichel im Bundestag“. 

Die brillante Analyse, „Machos — Feinde der 
Menschheit“, die ohne politische Ökonomie 
oder Fakten zum Anteil der Frauen am gesell- 
schaftlichen Reichtum, dafür aber mit biologi- 
stischem und — Stichwort „Überbevölkerung“ 
— ernährungs- und umweltpolitischem Nonsens 
aufwartet, kann natürlich nur vom „Entertainer 
der Kriminalstatistik“ (Tagesspiegel) stammen: 
Christian Pfeiffer. Der ist seit Dezember Justiz- 
minister in Hannover und leitete zuvor besagtes 
Kriminologisches Forschungsinstitut. 

„Der Jurist und Sozialdemokrat hat sich 
durch zahlreiche Arbeiten und Studien zur Ju- 
gendkriminalität einen Namen gemacht“, weil 
die Zeit-Personalie — zuletzt 1999 mit der Ent- 
deckung, daß ein klasse Nazi wird, wer im DDR- 
Kindergarten im Gleichschritt kacken mußte. 


mir gedacht: Super, mit denen mußt du reden. 
„Obszönität und Pornografie zu beschränken, 
zu unterdrücken oder auszumerzen“ gedenkt sie 
notfalls vor Gericht. Doch da es keine verbind- 
liche Definition dafür gebe, so die SZ, verlasse 
sich Paula Houston „lieber auf das Volksempfin- 
den und die anständigen Bürger von Utah: "Die 
Macht liegt in den Händen des einzelnen‘, be- 
tont sie, ‘nicht bei der Regierung. Die Regie- 
rung könne nur ein wenig nachhelfen, ‘und das 


ist gut so. 
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20. April 2001, ein 
Gerichtssaal in der 
südafrikanischen 
Hauptstadt Pretoria. 
Die Stimmung ist 
angespannt; es steht 
eine ungewöhnliche 
Verhandlung an. Auf 
der Anklagebank 
sitzt die Republik 
Südafrika. Der Vor- 
wurf: Patentraub. 
Ein Report von 
CHRISTIAN WAGNER 


Die Fotos 

zum Beitrag entstanden bei Demon- 
strationen der Treatment Action Cam- 
paign (TAC). Das Foto auf Seite 18 
zeigt Zackie Achmat, den Sprecher 
dieser südafrikanischen Betroffenen- 
organisation. 


Weitere Informationen 
finden sich im Internet unter: 
www.epo.de/bukopharma 
www. aerzte-ohne-grenzen.de 
www.tac.org.za 
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AIDS-Medikamente für Entwicklungsländer 


eklagt wird gegen ein Gesetz, das die 
(„to Ausbreitung von AIDS in 

Südafrika eindämmen soll. 39 interna- 
tionale Pharmakonzerne wehren sich gegen die 
Zulassung sogenannter Generika für die AIDS- 
Therapie. Generika, das sind Nachahmungen von 
patentgeschützten Medikamenten, mit denen 
die Behandlungskosten drastisch gesenkt wer- 
den können. Die Industrie spricht von Patent- 
raub und Enteignung, die Regierung dagegen 
vom Kampf gegen den Tod. Eine Situation, die 
an die Geschichte von David und Goliath erin- 
nert: Ein „Entwicklungsland“ legt sich an mit 
der Macht von Weltkonzernen. Als die Entschei- 
dung verkündet wird, brechen die ZuschauerIn- 
nen in Jubel aus. Die Pharmaindustrie zieht ihre 
Klage zurück, und zwar bedingungslos! 

Dieses Ereignis ist der vorläufige Höhepunkt 
einer Diskussion, die zunehmend das Interesse 
der Öffentlichkeit erregt. Vor allem in armen 
Ländern wird AIDS zu einem dominanten Pro- 
blem für die Bevölkerung, in Afrika herrscht teil- 
weise schon ein gesundheitlicher Notstand. Süd- 
lich der Sahara sind 24,5 Millionen Menschen mit 
HIV infiziert oder bereits erkrankt, das sind 70 
Prozent aller AIDS-Fälle weltweit. In Südafrika 
ist inzwischen jeder fünfte Mensch HIV-positiv. 
Es besteht also dringender Handlungsbedarf. 
Eine entscheidende Rolle spielen dabei die Ver- 
fügbarkeit und der Preis von Arzneimitteln. Jähr- 
lich 10.000 US-Dollar kostete bisher der 
Medikamentencocktail für die Behandlung eines 
AIDS-Patienten — in Entwicklungsländern ein 
tödlicher Preis. 


Aufstand gegen das 
Preismonopol 


Der Prozeß in Südafrika hatte eine wichtige sym- 
bolische Funktion, er ging zurück auf eine deut- 
liche Kampfansage gegen das Preismonopol der 
Pharmakonzerne. Die Hersteller geraten nun zu- 
nehmend unter Druck, ihre hohen Preise zu 
rechtfertigen. Eine Allianz aus internationalen 
Politikern, Entwicklungsorganisationen und 
Betroffenenverbänden unterstützen dabei die 
Länder der „Dritten Welt“ 
gen, die Bekämpfung von AIDS bezahlbar zu 


in ihren Bemühun- 


machen. Das Hauptargument der Industrie, sie 


müsse schließlich die enorm hohen Entwick- 
lungskosten finanzieren, ist nur die halbe Wahr- 
heit; sie verschweigt, daß viele Medikamente 
mit öffentlichen Geldern entwickelt wurden. Die 
Firmen erzielen dabei innerhalb weniger Jahre 
Milliardengewinne. Die Preispolitik der Pharma- 
riesen ist kaum zu durchschauen, die gleichen 
Medikamente werden in Entwicklungsländern 
oft teuerer verkauft als in Industrieländern. Eine 
Studie des Netzwerks Health Action Internatio- 
nal ergab für Afrika Preisunterschiede von 1:4 
bis 1:59 gegenüber den Herstellerländern. Das 
ist Anlaß genug für Staaten im Trikont, die Preis- 
gestaltung selbst in die Hand zu nehmen, um 
eine Versorgung ihrer Kranken finanzieren zu 
können. 


Zwangslizenzen und 
Parallelimporte 


Die Herstellung von Medikamenten ist zwar 
durch das Patentrecht geschützt, doch gibt es 
einige Möglichkeiten, das Preismonopol der Pa- 
tentinhaber zu umschiffen. Die einfachste Vari- 
ante wird in Südamerika praktiziert nach dem 
Motto „Wir stellen die Medikamente selbst her!“ 
„Brasilien klaut Patente für AIDS-Medikamen- 
te“ verkündete eine Reportage des ARD-Ma- 


 gazins Weltspiegel. Was für manche nach Dieb- 


stahl klingt, bedeutet für andere das Überleben. 
Brasilien ist eines der wenigen Länder der „Drit- 
ten Welt“, das seine AIDS-Kranken behandeln 
kann. Die Regierung bezahlt eigens eine Grup- 
pe WissenschaftlerInnen dafür, die Rezepturen 
für AIDS-Pharmaka zu knacken und eine eige- 
ne Produktion aufzubauen. Wichtige Arzneimit- 
tel werden unter Mißachtung des Patentrechts 
produziert und kostenlos an 100. 000 Infizierte 
abgegeben. Mit diesem Programm konnte die 
Zahl der AIDS-Toten innerhalb von drei Jahren 

halbiert werden — und das bei einer Senkung der 
Behandlungskosten auf 3.000 Dollar. In den 
USA gilt das Preisdiktat der Konzerne — die Me- 
dikamente kosten zwischen 10.000 und 15.000 
Dollar pro Jahr und Patient. Obwohl diese Sum- 
me selbst für viele US-BürgerInnen unbezahl- 
bar ist, erhält die Industrie erst recht unter dem 
neuen Präsidenten Bush bestmögliche staatliche 
Unterstützung. Am 1. Februar hat die US-Re- 
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gierung bei der Welthandelsorganisation 
(WTO) eine Klage gegen Brasilien wegen 
Verletzung von Patentrechten eingereicht. 
Brasilien läßt sich dadurch nicht einschüch- 
tern und plant eine weitere Kostensenkung 
auf 700 US-Dollar. 

Neben diesem illegalen Weg gibt es 
noch weitere legale Möglichkeiten, arme 
Länder mit günstigen Medikamenten zu 
versorgen. So können die Preisunterschie- 
de zwischen den einzelnen Ländern genutzt 
werden: Warum nicht die Arzneimittel 
dort einkaufen, wo sie am billigsten sind? 
Diese Praxis des Parallelimports ist auf 
dem europäischen Pharmamarkt inzwi- 
schen an der Tagesordnung. Selbst die fast 
durchweg multinational organisierten 
Konzerne bedienen sich eines ähnlichen 
Mittels zur Kostensenkung. Ganz im Sin- 
ne der Globalisierung produzieren sie dort, 
wo es wenig kostet. BAYER stellt sein 
Aspirin mit Billiglöhnen in Thailand her, 
die Tabletten wurden bis vor kurzem in Spa- 
nien gepreßt. Geht es nach dem Willen der 
Pharmariesen, sollen arme Länder vom fi- 
nanziellen Segen der Globalisierung aus- 
geschlossen werden; die Industrie versucht 
momentan mit massıvem Druck, Parallel- 
importe in Entwicklungsländer zu unter- 
binden. 

Eine weitere Chance, dem Preismonopol 
der Konzerne zu entkommen, bietet das 
sogenannte TRIPS-Abkommen der WTO, 
eine internationale Vereinbarung zum Pa- 
eentrecht. Im TRIPS gibt es eine eindeu- 
tige Ausnahmeregel vom Patentschutz: 
wenn sich ein Land in gesundheitlichem 
Norstand befindet, dann darf es auf eige- 
ne Faust Medikamente herstellen. Falls ei- 
nem Entwicklungsland das Know-how dazu 
fehlt, kann es auch ausländische Firmen 
beauftragen, „Raubkopien“ herzustellen. 
Diese Maßnahme der Zwangslizenz kann 
viel Geld einsparen. Der indische Herstel. 
ler Cipla hat der Organisation Ärzte ohne 
Grenzen (MSF) eine AIDS-Triple-Therapie 
für 350 US-Dollar pro Jahr und PatientIn 


angeboten. 


Dem Imageverlust folgt die 
Preissenkung ..... 


Faire Preise für alle — die Produzenten be- 
ginnen dieser Forderung nachzugeben. Ihr 
Image ist schwer angeschlagen, nicht zu- 
letzt aufgrund der Beachtung, die die Kla- 
ge des Weltpharmaverbandes gegen Süd- 
afrika erfahren hat. Rolf Krebs, Chef von 
Boehringer Ingelheim: „Wir haben zu spät 
die politische Lawine bemerkt, die wir mit 
diesem Prozeß losgetreten haben.“ Dabei 


ist die Kritik an den Geschäftspraktiken 
nicht neu. Die Pharmakampagne des Bun- 
deskongresses entwicklungspolitischer 
Organisationen (BUKO) beobachtet seit 
Jahren die Exportpraxis der Hersteller in 
Staaten der „Dritten Welt“. Neben der 
Preispolitik wird auch die Ausrichtung des 
Produktangebots bemängelt: Untersu- 
chungen zeigen, daß Deutschland als größ- 
ter Arzneimittelexporteur in vielen Fällen 
an den Bedürfnissen der Entwicklungslän- 
der vorbei produziert. Vier von zehn deut- 
schen Medikamenten erweisen sich im 
Trikont als unnütz, unwirksam oder gar ge- 
fährlich; die Situation sieht bei anderen 
Produzenten nicht unbedingt besser aus. 
Zumindest bei einem vielbeachteten 
Thema wie der AIDS-Bekämpfung muß 
die Industrie einlenken, wenn sie ihr Bild 
in der Öffentlichkeit wieder geraderücken 


ALL. 


will. Preissenkungen waren seit Monaten 
angekündigt, in den allermeisten Fällen 
blieb es jedoch bei einem Lippenbekennt- 
nis. Nun geben die Produzenten nach und 
verhandeln mit verschiedenen Ländern 
über die Verbilligung von AIDS-Medika- 
menten. Für den Südafrikaner Zackie 
Achmat, Sprecher der AIDS-Kranken-Or- 
ganisation TAC, könnte das Procedere 
noch beschleunigt werden: „Pharmaher- 
steller müssen nicht mit der Regierung ver- 
handeln, um Preise zu senken, sondern es 
einfach nur tun.“ Die Industrie will die Me- 
dikamente teilweise zum Herstellungspreis 
abgeben, was einer Preissenkung um bis zu 
90 Prozent entspricht. Allerdings sollen die 
entgangenen Gewinne an anderer Stelle 
wieder reingeholt werden. Der Boehringer- 
Ingelheim-Chef Krebs zieht eine nüchter- 
ne Bilanz: „Das System der Billigmedika- 
mente für die Dritte Welt funktioniert nur, 
solange die Menschen in der Ersten Welt 
bereit sind, die Armen mit einem Preiszu- 


schlag zu subventionieren.” 
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..... Oder doch besser eine 
Spende? 


Boehringer Ingelheim will es nicht bei 
Preissenkungen belassen. Zur Welt-AIDS- 
Konferenz im Juli 2000 wurde angekün- 
digt, ein Medikament aus der eigenen Pro- 
duktion zu spenden. Der Wirkstoff Nevi- 
rapine (Handelsname: Viramune) verhin- 
dert die Mutter-Kind-Übertragung des 
HI-Virus und soll fünf Jahre lang kosten- 
los an Länder des südlichen Afrika abgege- 
ben werden. Das könnte einen wichtigen 
Beitrag zur Bekämpfung von AIDS lei- 
sten, dennoch gibt es starke Kritik an der 
Spendenaktion, die vor allem den Rahmen- 
bedingungen gilt. Claudia Jenkes von der 
BUKO-Kampagne vermutet eher ökono- 
mische als humanitäre Beweggründe: 
„Hinter der imageträchtigen, scheinbar 


Sl 
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großzügigen Spende stehen harte wirt- 
schaftliche Interessen. Nicht faire und 
bezahlbare Preise und die Bekämpfung der 
AIDS-Pandemie in Afrika stehen im Vor- 
dergrund, sondern die Erschließung neuer 
Märkte und Kontrolle über die Preise.” Mit 
geringem Einsatz könne so eine große 
Wirkung erreicht werden. Die Spende ko- 
stet Boehringer Ingelheim gerade einmal 
69.000 Mark und kann von der Steuer ab- 
gesetzt werden. Das Entwicklungshilfemi- 
nisterium (BMZ) investiert dagegen 6 Mil- 
lionen Mark in den Aufbau der notwendi- 
gen Infrastruktur. Nevirapine kann nur 
unter ärztlicher Aufsicht verabreicht wer- 
den, dazu bedarf es einer gründlichen Schu- 
lung des Personals. Da Nevirapine wie alle 
Anti-AIDS-Medikamente schwere Ne- 
benwirkungen hat, muß auch eine weitere 
medizinische Betreuung gewährleistet 
sein. Ebenso ist eine Begleitforschung drin- 
gend norwendig, da noch viele Fragen un- 
beantwortet sind: Welche langfristigen 


Auswirkungen hat Nevirapıne auf gesun- 


Gigsi Nr. 13 


de Babys? Wie groß ist die Gefahr der 
Resistenzbildung? Welche Ausmaße 
erreichen die bereits bekannten Ne- 
benwirkungen unter den klimatischen 
Bedingungen Afrikas? So könnten 
Hautschädigungen bei starker UV- 
Strahlung zum Problem werden. 

Von der Begleitforschung wird Boeh- 
ringer stark profitieren. Jenkes be- 
fürchtet, „die Spende könnte zum gro- 
ßen, kaum kontrollierbaren Feldver- 
such geraten“. Die Erfolge mit Nevi- 
rapine zur Kurzzeit-Prävention näh- 
ren die Hoffnungen bei Boehringer, 
das Mittel bald zur Langzeittherapie 
von Erwachsenen vermarkten zu kön- 
nen. Boehringer ließ verlauten, das 
Spendenprogramm werde „die Ak- 
zeptanz von Regierungen und das Be- 
wußtsein von Regierungen aufbauen“ 
und es würden „die ersten Inseln von 
Fachwissen“ über das Medikament 
geschaffen. Könnte Nevirapine als 
Therapeutikum für Erwachsene etabliert 
werden, dann hätte sich die Spende ge- 
lohnt. Ein wissenschaftlicher Beirat der 
Firma vermutet ein gutes Geschäft: „Die 
großartige Sache an AIDS-Medikamenten 
ist, daß man sie immer weiter nehmen 
muß.“ 

Die BUKO-Pharmakampagne hat auf- 
grund ihrer Bedenken eine Protestaktion 
gestartet, die sich an Boehringer Ingelheim 
und den Projektpartner BMZ richtet. Ihre 
Forderung: Gerechte Preise für alle statt 
Spenden für wenige. Kritisiert wird die Be- 
schränkung des Projekts auf die Bekämp- 
fung der Mutter-Kind-Übertragung: „Die 
erkrankte Mutter hat keine Chance, das 
lebenserhaltende Medikament zu einem 
erschwinglichen Preis zu erhalten.“ Das 
Leben der Kinder werde gerettet, diese 
blieben dann aber als AIDS-Waisen zu- 
rück. „Nevirapine auch Erwachsenen aus 
armen Ländern verfügbar zu machen, ver- 
weigert der Konzern.“ Das BMZ wird auf- 
gefordert, seine Partnerschaft mit Boeh- 
ringer Ingelheim nochmals kritisch zu 
überdenken. 

Der Konzern reagierte prompt, als die 
tageszeitung die Proteste einer breiten Öf- 
fentlichkeit bekannt machte. „Damit wird 
eine wichtige Sache in Mißkredit gebracht“ 
antwortete Pressesprecherin Heidrun Tho- 
ma. „Es drängt sich der Eindruck auf, dab 
hier alte ideologische Vorurteile gepflegt 
werden: die ‘Robin Hoods’ einerseits ge- 
gen die profitgierige Industrie anderer- 
seits.“ Daß diese ‘Robin Hoods’' mit ihrer 
Kritik nicht allein dastehen, hat allerdings 
die breite internationale Solidarität mit 


Südafrika gezeigt. 


Der Kampf hinter 
verschlossenen Türen 


Die Klage der Pharmaindustrie gegen die 
südafrikanische Regierung hatte noch eine 
weitere wichtige Funktion. Für die Öffent- 
lichkeit wurde sichtbar, wie Konzerne ver- 
suchen, aufgrund ihrer geschäftlichen In- 
teressen politische Entscheidungen zu be- 
einflussen. Mit weiteren Prozessen ist in 
nächster Zeit nicht mehr zu rechnen; die 
Machtkämpfe werden nun wohl eher un- 
ter Ausschluß der Öffentlichkeit geführt. 
Es ist zu befürchten, daß auch die Spen- 
denaktion von Boehringer mit starkem po- 
litischen Druck gekoppelt ist. Zwangsli- 
zenzen und Parallelimporte, eine wichtige 
Möglichkeit für „Dritte Welt“-Länder zur 
Selbstversorgung, werden von Boehringer 
eindeutig abgelehnt. Diese klare Position 
dürfte potentielle Spendenempfänger in 
Zugzwang bringen; ähnlich wie Südafrika 
stehen nämlich noch weitere Länder vor 
der Entscheidung, den Freiraum für 
Zwangslizenzen und Parallelimporte ge- 
setzlich abzusichern. Die BUKO Pharma- 
kampagne warnt vor einer massiven Be- 
einflussung der nationalen Gesetzgebung 
durch das Diktat der Industrie: „Hier sit- 
zen sich zwei ungleiche Verhandlungspart- 
ner gegenüber.“ Auf der einen Seite die fı- 
nanzstarken Konzerne, auf der anderen 
Seite Regierungen im gesundheitlichen 
Notstand. Für sie sind Spenden verständ- 
licherweise ein wıllkommenes Angebot, 
doch das ist an langfristig negative Bedin- 
gungen geknüpft. Im Kongo und im Sene- 
gal ist das Programm inzwischen angelau- 
fen, über die Vertragsbedingungen jedoch 


nichts bekannt. Jenkes dazu: „Allein 
die Tatsache, daß hier über Belange 
der öffentlichen Gesundheit zwischen 
einem privaten Wirtschaftsunterneh- 
men und einigen Regierungsvertre- 
tern hinter verschlossenen Türen ent- 
schieden wurde, halten wir für be- 
denklich.“ 

Einige westafrikanische Staaten 
sind auch ohne Gerichtsverfahren den 
Pharmakonzernen entgegengekom- 
men und haben letztes Jahr ein Ab- 
kommen unterzeichnet, in welchem 
sie den Patentschutz sogar noch we- 
sentlich schärfer formulieren, als es 
internationale Vereinbarungen vor- 
schreiben. 


Eine gute Perspektive? 


Weitere Maßnahmen für eine bezahl- 
bare Bekämpfung von AIDS in der 
„Dritten Welt“ sind dringend nötig. Nach 
Südafrikas Sieg vor Gericht können nun 
auch andere Länder gestärkt in die Ver- 
handlungen mit den Pharmakonzernen ge- 
hen, denn das Preismonopol der Industrie 
ist offensichtlich gebrochen. Einige afrika- 
nische Länder wollen es nicht dabei belas- 
sen; sie haben eine Sitzung innerhalb der 
WTO für den 18. Juni nach Genf einberu- 
fen, um die Wirkung internationaler Pa- 
tentregeln auf den Gesundheitsbereich zu 
überprüfen. Die in Pretoria begonnene Dis- 
kussion über das Recht auf bezahlbare Me- 
dikamente wird also weitergeführt. Aber 
ohne ein funktionierendes Gesundheits- 
system nützen auch die billigsten Medi- 
kamente wenig, egal ob es sich um verbil- 
ligte Originalpräparate, selbst produzier- 
te Generika oder Spenden handelt. Zackie 
Achmat, Sprecher von 4,3 Millionen HIV- 
positiven Südafrikanern, jubelt zwar über 
den juristischen Sieg, benennt aber auch 
klar die Mitschuld der Regierungen: „Süd- 
afrika ist mit der schlimmsten Gesund- 
heitskrise seiner Geschichte konfrontiert, 
aber die Gesundheitsausgaben sind in den 
vergangenen fünf Jahren gesunken.“ Nun 
muß alles daran gesetzt werden, ein wirksa- 
mes Gesundheitswesen aufzubauen. Auch 
hier zeigt die Erfahrung des südafrikani- 
schen Prozesses: Die Planung darf nicht 
hinter verschlossenen Türen zwischen Re- 
gierungen und Industrie stattfinden, sie 
muß öffentlich sein unter Beteiligung al- 
ler betroffenen Gesellschaftsgruppen. 


Die Ford-Werke AG erhielt am Donnerstag, 5. April 2001, den 
Max-Spohr-Preis für ihr vorbildliches Diversity-Management. Diese 
Auszeichnung verleiht der Völklinger Kreis - Bundesverband Gay 
Manager (VK) in diesem Jahr erstmals an Unternehmen”, meldet 
die Pressestelle des Kölner Automobilkonzerns. „Dabei honorier- 
ten die Juroren Firmen, die Randgruppen innerhalb ihrer Beleg- 
schaft durch Unternehmensgrundsätze nicht nur schützen, son- 
dern in vorbildlichem Maße fördern.” Als „Teil der Ford Unter- 
nehmenskultur” würden diese Unterschiede „bewußt gefördert”, 
um „die höhere Produktivität für die Wertschöpfung des Unterneh- 
mens nutzbar zu machen”. Der Preis solle, so der VK, ein Unter- 
nehmen auszeichnen, „das alle Mitarbeiter gleich behandelt - egal 
welcher Nationalität, Hautfarbe, Religion, körperlicher Grund- 
verfassung und sexueller Identität” und sich durch seine Firmen- 
philosophie „im besonderen Masse zur Vielfältigkeit des gesell- 
schaftlichen Lebens bekennt“. 

Das besondere Bekenntnis zur Vielfältigkeit des gesellschaftli- 
chen Lebens hat bei Ford Tradition: Angespornt durch antisemiti- 
sche Schriften des Firmengründers Henry Ford — ‚The interntional 
jew: The world's foremost problem” —, zwang die deutsche Tochter 
im Nazideutschland bis zu 2000 Menschen „egal welcher Nationa- 
lität” in ihre Werke — etwa 50 Prozent der Gesamtbelegschaft wa- 
ren in den Kriegsjahren Ukrainer, Belgier, Italiener, Franzosen und 


Sklavenarbeit (2) 


Zum Thema „Diversity Management“ 
brachte der von Klaus Timm redaktio- 
nell betreute ötv-Report Lesben und 
Schwule in Ausgabe 6 (Jahreswechsel 
98/99) den Artikel „Das Manage- 
mentkonzept, das auch Lesben und 
Schwule berücksichtigt“. Darin heißt es: 
„Die steigenden Erwartungen an Renta- 
bilität bedingen ferner den stetigen 
Druck auf Unternehmen, Kosten zu senken sowie Produktivität und 
Umsatz zu steigern. Hierfür stellt Diversity ein hilfreiches Instrument 


‚Ausgerechnet ein Bundestagsabgeordneter der Grünen, Volker 
Beck, scheint als erster einzuknicken“, warnte am 7: März die in- 
nenpolitische Sprecherin der PDS-Bundestagsfraktion Ulla Jelpke 
in der Tageszeitung Junge Welt betreffs Entschädigung ehemali- 
ger Zwangsarbeiter. „Laut Gesetz soll der Bundestag die von der 
Wirtschaft geforderte ‚Rechtssicherheit‘ per Beschluß feststellen 
sobald alle Sammelklagen in den USA abgewiesen sind Diesen 
Beschluß des Bundestags [will] die Wirtschaft nun nieht mehr ak- 
zeptieren -.- In Nachrichtenagenturen wird [Beck] mit der Bemer- 
kung zitiert, eine solche Anderung könne der Weg sein, schnell mit 
der Auszahlung der Entschädigung an die NS-Opfer al beginnen 
In Wirklichkeit ... wäre sie der Einstieg in den Ausstieg der Wirt- 
schaft aus der Entschädigung der NS-Opfer. Am Ende würde nur 
noch der Steuerzahler aufkommen, die Wirtschaft würde keinen 
Pfennig zahlen. 

Und hier eine kleine Chronologie des Einknickens des grünen 
Rechtssprechers, zitiert aus der überregionalen Tagespresse: 

14. März: „Bundeskanzler Schröder wollte Druck auf die Indu- 
strie ausüben ...Volker Beck begrüßte den Vorstoß der Wirtschaft.” 

15. März: „Beck sagte, man müsse über eine Entkoppelung 
von Rechtssicherheit und Auszahlungen nachdenken und ‚im Ein- 
vernehmen mit der Wirtschaft‘ das Gesetz ändern. In Regierungs- 
kreisen wurden diese Überlegungen aber zurückgewiesen.“ 

21. März: „Beck stellte ... den Mechanismus in Frage, wonach 
erst Rechtssicherheit für die deutsche Wirtschaft bestehen soll, be- 
vor die Gelder an die NS-Opfer ausgezahlt werden.” 

22. März: „Beck wies darauf hin, daß Ansprüche bereits durch 
... Verträge aus den 50er und 60er Jahren abschließend erledigt 
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Sowjetbürger. Ford betrieb das größte 

Zwangsarbeitslager in Köln und ein ei- 

genes Kommando im KZ Buchenwald. 

Eine Klageschrift ehemaliger Zwangsar- 

beiter stellte im Herbst 1998 fest, Ford 

habe sich als Hauptlieferant von Wehr- 

machts-LKW „eifrig, aggressiv und er- 

folgreich” um Zwangsarbeiter bemüht. 

Während das Werk bei Luftangriffen un- 

versehrt blieb, ließ sich Ford nach 1945 für seine „versehentlich“ 

von der US Air Force zerstörten Zwangsarbeiter-Baracken mit ca. 

790.000 Dollar von der US-Regierung entschädigen - teils aus 

Geldern ermordeter Juden. Die Entschädigung seiner Zwangsar- 

beiter lehnte der Konzern indes bis Frühjahr 2000 kategorisch ab. 
Und welches Max-Spohr-Preiskomitee war dennoch der Mei- 

nung, Ford habe in Sachen Arbeitnehmerfreundlichkeit „drei wei- 

tere große Unternehmen” in der Endauswahl „souverän aus dem 

Felde“ geschlagen? Wirtschaftsprofessor Klaus Streek, TV-Mode- 

ratorin Bettina Böttinger (Foto), Homo-Verleger Bruno Gmünder, 

VK-Vorsitzender Klaus R. Weinrich und Klaus Timm von der ötv. 


dar ... Nicht zuletzt spiegelt sich Diversity auch in den Bereichen 
Marketing und Vertrieb wider: Zielgruppensegmente werden an- 
hand harter Marktdaten definiert, jenseits tradierter Vorstellungen 
von ‚Mainstream‘ ... Die Integration von Diversity in den betriebli- 
chen Alltag beinhaltet praktisch keine Gefahren [sic!] für die be- 
treffende Organisation ... Die Schwulenbewegung kann hiervon 
ebensoviel lernen wie die Gleichstellungsbeauftragten (für Frau- 
en!) in der Wirtschaft und im öffentlichen Dienst. 

Der Autor Michael Stuber (Foto) ist Unternehmensberater bei 
der „Diversity Management und Marketing Beratung in Köln, die 
„führende Unternehmen wie Deutsche Bank, Hewlett Packard oder 
Kraft Food bei der optimalen Nutzung von Vielfalt (Diversity) be- 
rät.” - Wer hätte es geahnt: Stuber vertritt nicht die Lohnarbeit, 
sondern das Kapital: Er ist eine Spitzenkraft im Völklinger Kreis. 
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seien. Nach der Entscheidung von (US-) 
Richterin Kram sei der Beginn der Aus- 
zahlungen in diesem Jahr nicht mehr 
sicher.“ 

26. März: „Beck unterstrich, [es] müs- 
se ein Weg zum Beginn der Zahlungen 
gefunden werden. Entweder ueber Fest- 
stellung der Rechtssicherheit oder aut ei- 
nem alternativen Weg.” 

27. März: „Beck hält inzwischen eine Auszahlung in diesem 
Jahr nicht mehr für sicher. 

28. März: „‚Bei der Herstellung von Rechtssicherheit muß es 
schnell weitere Anstrengungen der US-Regierung geben‘, sagte 
Beck. Alles andere sei nicht hilfreich für de Opfer.“ 

29. März: „Beck zweifelt daran, ... daß es in diesem Jahr noch 
zur Auszahlung von Entschädigungen kommen werde. Fürdie deuf- 
schen Unternehmen gebe es derzeit keine Rechtssicherheit. 

30. März: ‚Beck verwies darauf, ... daß immer noch das Pro- 
blem mit. der US-Richterin Shirley Kram gelöst werden müsse. Kram 
hat es bereits zwei Mal abgelehnt, Klagen gegen deutsche und 
österreichische Banken abzuweisen. 

5. April: „Sollte nicht bald Rechtssicherheit erreicht werden, 
müsse über eine Änderung des Stiftungsgesetzes beraten werden, 
sagte Beck. ‚Es ist klar, das wir bis zur Sommerpause eine Lösung 
brauchen‘.“ — Vermutlich eine biologische. 
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Veit Georg Schmidt 


Sein und Bewußisein 


Im europride guide liefert Veit Georg Schmidt eine 
Charakteristik des neueren homopolitischen Per- 
sonals vom Feinsten. „Von der Bewegung zur 
Zielgruppe“ heißt der Artikel, der über „die al- 
ten Bewegungs-AktivistInnen“ meint, sie hät- 
ten „aus ihrem Aktivismus wenige oder gar kei- 
ne Vorteile für ihre Karriere ziehen“ können, „im 
Gegenteil setzen sie diese zumindest aufs Spiel“. 
Und heute? „Die neuen Zielgruppen-Aktivist- 
Innen hingegen arbeiten zunehmend für ihr eige- 
nes Fortkommen und sind darum gezwungen, 
sich an die Spielregeln desjenigen Systems zu hal- 
ten, innerhalb dessen sie ihre Karriere anstre- 
ben. Ihre Aktionen sind produktiv, also verwert- 
bar. Und wie jedes verwertbare Produkt, also wie 
jedes Konsumgut, erfüllen auch diese Produkte 
einen doppelten Zweck. Vordergründig sollen sie 
massenhaft konsumiert werden, d.h. im Fall der 
lesbisch-schwulen Zielgruppe sollen Lesben und 
Schwule sich an den Früchten des politischen Ak- 
tivismus erfreuen. Sie sollen PartnerInnenschaf- 
ten eintragen lassen (können), Kinder adoptie- 
ren (können) usw. Aber jedes Konsumprodukt 
dient auch und vor allem dem Erhalt der Produ- 
zenten — also dem Erhalt und Profit der neuen 


Zielgruppen-AktivistInnen.” 


Ausländer raus 


Ein Weilchen fehlten sie, nun sind sie wieder da, 
jene „ausgesuchten Fälle“, mit denen der Berli- 
ner Infoladen Mann-O-Meter im Internet „auf 
besondere Merkmale antischwuler Gewalt auf- 
merksam“ macht. Und zwar so: „Am Samstag, 
dem 25.11.2000, meldete ein 34-jähriger schwu- 
ler Mann dem Schwulen Überfalltelefon Berlin, 
daß er am Abend zuvor Opfer eines schwulen- 
feindlichen Überfalls in einer Bar in Tiergarten 
geworden war. Er hielt sich dort gegen 22 Uhr, 
kurz nach Öffnung des Lokals, mit dem Betrei- 
ber des Lokals und einem weiteren Gast auf, als 
eine Gruppe von acht Jugendlichen“, so das 
Überfalltelefon, „in das Lokal kam. Einer der 
Täter habe gerufen ‘das habt ihr nun davon, ihr 
Schwuchteln’. Die Täter schlugen ein Opfer bru- 
tal zusammen und bedrohten dieses außerdem 
mit einem Messer. Sie verletzten auch den Be- 
treiber des Lokals und den weiteren Gast. Au- 
ßerdem demolierten sie die Einrichtung des Lo- 


Geschafft! 


Am 19. April erreichte Gigz die längst fällige An- 
frage betreffend die endgültige Emanzipation des 
schwulen Mannes zum Konsumenten: „Sehr ge- 
ehrte Damen und Herren, für eine Projektarbeit 
an unserer Schule, der Textilfachschule in Na- 
gold, benötigen wir Informationen und Ideen 
von und über Schwule. Ziel unserer Arbeit ist 
die Erstellung eines Konzeptes für die Eröffnung 
eines Bekleidungsgeschäftes für Schwule. Unsere 
Fragen nun an Sie: Welche speziellen Vorlieben 


Soweit das Fressen. Und was schlußfolgert der 
Präsident des den „Europride“ organisierenden 
CSD Wien daraus hinsichtlich der Moral? 

„Das Wirtschaftssystem hat für diese sich 
nicht deckenden Interessen die Institution des 
Verbraucherschutzes. Wie wir alle wissen, gibt 
es Vergleichbares für das politische System nur 
eingeschränkt und für die halbstaatlichen Inte- 
ressenverbände so gut wie gar nicht. Freilich soll- 
te man diesen veränderten Zustand nicht pau- 
schal beklagen oder unsere neuen Zielgruppen- 
AktivistInnen gering schätzen. Denn die Ver- 
schiebung zum Zielgruppen-Aktivismus eröff- 
net eine große Chance auch für diejenigen, die 
von diesem Aktivismus profitieren sollen. Denn 
zunehmend werden die Motive und Handlungs- 
muster der AktivistInnen durchschaubar, weil sie 
sich eben an den Regeln von bekannten Organi- 
sationen orientieren. Es wird dadurch immer 
deutlicher zu sehen sein, worin sich die Interes- 
sen der AktivistInnen von denen, in deren Na- 
men sie auftreten, unterscheiden. Und weil die 
neuen Zielgruppen-AktivistInnen ihre eigenen 
Interessen verfolgen, wird man ihnen gottlob 
auch nicht mehr danken müssen.“ 

Schönen Dank auch! 


kals, bevor sie flüchteten. Passanten, die den 
Überfall von der Straße aus beobachtet hatten, 
verständigten die Polizei. Da einer der Täter im 
Umfeld der Bar wohnt, konnten alle Täter we- 
nig später von der Polizei ermittelt werden. 
Gegen sie wurden mehrere Strafanzeigen, u.a. 
wegen Körperverletzung und Sachbeschädigung, 
erstattet.” 

Sie vermissen die „besonderen Merkmale anti- 
schwuler Gewalt“? Kein Wunder, wir haben sie 
im zitierten Bericht in pädagogischer Absicht 
weggelassen: Das Überfalltelefon beschreibt die 
Täter als „eine Gruppe von acht Jugendlichen — 
2 türkischer und 6 russischer Herkunft“. 

Sein Träger Mann-O-Meter bekam 1999 den 
antirassistischen Mete-Eksi-Preis und organi- 
siert maßgeblich jenen Spaß-CSD 2001 mit, des- 
sen bigottes Motto „Berlin stellt sich que(e)r 
gegen rechts“ der hauptstädtische Szenekalender 
Siegessänle im April als „Glücksgriff“ feierte. 


haben Schwule im Bekleidungsbereich (Marken, 
Schnitte, Farben, Materialien, Trendartikel)? 
Wie sollte Ihrer Meinung nach das perfekte Be- 
kleidungsgeschäft für Schwule aussehen (Sorti- 
ment, Ladeneinrichtung, Personal, Auftritt nach 
außen)? Welche Einstellungen/Wünsche sind 
momentan und in der Zukunft zu verzeichnen?“ 

Da mußte die Redaktion leider passen, doch 
Geduld: „Gerne lassen wir Ihnen dann auch eine 


Kopie unserer Arbeit zukommen.“ — Ja, bitte! 


Fotos europride guide, LUST 


„Wir haben lange überlegt, ob wir Deinen Le- 
serbrief überhaupt veröffentlichen sollen“, kom- 
mentiert die Wiesbadener Lesben- und Schwu- 
lenzeitschrift LUST (Februar/März) einen Leser- 
brief, den das Team um den verantwortlichen Re- 
dakteur Joachim Schönert im nächsten Satz für 
eines Kommentars nicht würdig erklärt, weil „er 
so sehr für sich selbst spricht, daß wir das ruhig 
machen können“. Die Gigi-Redaktion hat keine 
Sekunde überlegt und läßt den Brief von Trutz 
aus Bad Homburg für sich selbst sprechen: 
„Durch Zufall bekam ich Euer Blatt in die 
Hand. Ich hatte gehört, daß dieses Blatt früher 
kostenlos verbreitet wurde und jetzt an wenige 
verkauft wird. Das gefällt mir, denn so kommt 
Euer rotes Hetzblatt nur an Leute, die dafür Geld 
ausgeben, und das kann nur noch eine kleine 
Gruppe von Ewiggestrigen sein. Niemand kann 
doch bestreiten, daß Ausländer, die nach Deutsch- 
land kommen, sich an die Deutschen und ihre 
Kultur anzupassen haben. In der Türkei und in 
den anderen Ländern, wo die Ausländer herkom- 
men, würde man es sich nicht gefallen lassen, 


Und noch ein Brief an die laut Selbstverständnis 
linken Lesbischen und Schwulen Themen ist es wert 
dokumentiert zu werden. „Zu den Beittäesn 
Esoterik und Homosexualität’ und ‘Linke und 
ihr gestörtes Verhältnis zur Religion’ in der 63 
LUST schreiben Rita und Erwin aus Köln“ fol. 
gendes: 

„Was ist denn mit Euch los? Wohl auf einem 
Religionstrip? Der Beitrag über Esoterik wirbt 
um Toleranz für die Anhänger. Laßt Euch ge- 
sagt sein, daß ehemals Linke, die in die Esoterik 
gegangen sind, als Rechte dort rausgekommen 
sind. Toleranz ist da völlig unangebracht. Was 
aber die Sonntagspredigt in dem anderen Arti- 


„So besonders gut ist es um unsere schwule Pres- 
selandschaft nicht bestellt“, schreibt in der März- 
Ausgabe des Anzeigenblattes gay-press.de Ger- 
hard Hoffmann, Ex-Buch-Verleger, Ex-Gastwirt 
und laut Personalie „Autor und Moderator der 
Promi-Talkshow ‘Das wilde Sofa’ auf dem Les- 
bisch-Schwulen Stadtfest Berlin“, und gesteht, 
„daß ich vor ein paar Jahren sogar einmal ge- 
sagt habe, daß mir jeder Baum leid täte, der für 
ein schwules Magazin gefällt würde. Und des- 
halb hat es mich um so mehr gefreut, daß vor 
einem Jahr mit gay-press.de ein schwules Maga- 
zin angetreten ist und sich positioniert hat, das 
eher inhaltslastig denn vergnügungssüchtig ist.“ 

Hier eine Themenauswahl aus dem Vorder- 
teil besagten Organs: „Tips für ‘blühende Land- 
schaften’ auf Balkonen”, „Was die Frühjahrsmode 
dem Mann beschert“, „Tips für den Gang ins 
Fitnessstudio“; „Zutaten & Tips für die Zube- 
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wenn Menschen, die eine andere Rasse haben, 
sich frech aufspielen würden. Ich bin als homo- 
philer Mensch Mitglied in der CDU Deutsch- 
lands und werde dort nicht ausgegrenzt. Im Ge- 
genteil, ich werde sogar sehr geachtet. Was die 
Homosexuellen, die sich früher den 68ern an den 
Hals geworfen hatten, davon haben, werden sie 
ja sehen. Zunehmend wird sich die Erkenntnis 
durchsetzen, daß diese Leute, die es mit Hilfe 
der SPD bis in die Regierung geschafft haben, 
uns nur Schaden gebracht haben. Laßt Euch das 
politische Ende des Außenministers eine Lehre 
sein. Wenn erst die Ehe auch für Homosexuelle 
obligatorisch ist, wird es in der homosexuellen 
Gesellschaft ordentlicher zugehen und die Kon- 
servativen im Lande werden nöch mehr wie bis- 
her tolerant werden. Eure dummdreisten roten 
Angriffe auf die CDU und auf national gesinnte 
Menschen wird Euch nur in Isolation bringen, 
denn die Jugend denkt national.“ 

Wohl darum liest man im selben Heft unkom- 
mentiert die „Führungshilfe für Vorgesetzte“ der 
Bundeswehr zum „Umgang mit Sexualität“. 


(L) M3uoy>s aowuwı pl pıım spgq 


kel betrifft: Linke können schon deshalb kein ge- 
störtes Verhältnis zur Religion haben, weil sie 
überhaupt kein Verhältnis zur Religion haben. 
Warum soll man sich über die Existenz eines an- 
geblichen Gottes irgend etwas einbilden, wenn 
es ihn überhaupt gar nicht gibt? Und daß sich 
unter den Anhängern dieses Unsinns dann auch 
Leute befinden, die es für schlecht ansehen und 
keine Lust haben, Schwule und Lesben zu ver- 
folgen, ist auch kein Grund, mir diesen Unsinn 
nun einzubilden. Die Kritik an Religion richtet 
sich nicht dagegen, daß sie zumeist reaktionär 
ist, sondern dagegen, daß Religion unsinnig ist 
und die Menschheit verblödet.“ 


(Z) Mauow»s soww 


reitung eines Frühlingsmenüs“,; „Masken gegen 
müde Haut“; „Schön Schritt für Schritt“. 

Die literarischste Formulierung aus dem hin- 
teren Teil steht unter der überaus intelligenten 
Überschrift „Politisches Motto pur“: „Im Ge- 
genteil, die CSD-Demo, die am 23. Juni stattfin- 
det, hat eine wie schon seit Jahren nicht mehr 
politische Aussage: ‘Berlin stellt sich que(e)r — 
gegen rechts!” Und damit wahrscheinlich auch 
gegen ihren Urheber, den Berliner CSD-Presse- 
sprecher und Gründer von gay-press.de Jürgen 
Bieniek, der Linke zuweilen mit der DVU in ei- 
nen Topf wirft und auch vor der Mobilisierung 
antisemitischer Ressentiments nicht zurück- 
schreckt (vgl. Gig? Nr. 3). In diesem Sinne hat 
der Politologe (!) Hoffmann schon ganz recht: 
Homosexualität, ja Sexualität überhaupt als ei- 
genständiges politisches Thema aufzubereiten 


oder zu akzeptieren, fällt vielen schwer. 


(E) HBEUOUDS saww 


Joachim Schönert 
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Jetzt ‚wird er 
angese 


Wer die Wahl hat: 
Quälen müssen sich 
derzeit nicht nur 
Bundestagsabgeord- 
nete mit einer aktu- 
ellen PDS-Initiative 
und einem noch 
druckfrischen 
Gegenentwurf der 
Regierungsparteien 
zur Anderung der 
Rechtsstellung von 
Sexarbeit. Ein Ein- 
stieg ins künftige 
Prostituiertenrecht 
von ORrTwın Passon 


Das Foto 

auf Seite 22 zeigt keine sich im land- 
läufigen Sinne Prostituierende. Frei- 
lich sind Hure oder Stricher ebenso 
ehrbare Berufe wie der einer, sagen 
wir mal, Bundesministerin für Fami- 
lie, Frauen, Senioren und Jugend. 
Das Berufsbild der hier abgebilde- 
ten Fachministerin Dr. Christine Berg- 
mann umfaßt jedoch weitaus mehr 
Rechte, als die Abgeordneten von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
den bloß ihren Körper verkaufenden 
Kolleginnen zugestehen wollen. 


Der Autor, 

der gemäß Gerichtsverfassungs- 
gesetz für die Jahre 2001 bis 2004 
bereits zum Hauptschöffen um Land- 
gericht Berlin gewählt worden ist, 
wurde im März auf Vorschlag des 
Sozialverbandes Deutschland (SoVD) 
vom Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Frauen des Landes 
Brandenburg für die nächsten vier 
Jahre zum ehrenamtlichen Richter 
ans Sozialgericht Potsdam berufen. 


amals hießen sie nur DIE GRÜNEN 
iD: hatten noch relativ offene Augen 

und Ohren für die Interessen der Recht- 
losen in unserer Gesellschaft. Ganz klar, daß die 
bislang größte Anhörung zu Prostitution als 
Beruf unter dem Label der Sonnenblumenpartei 
stattfand: „Beruf: Hure“ war der Titel einer „Do- 
kumentation der Arhurung vom 5. März 1990 
in Bonn“'. Ihre Ergebnisse flossen — gut Ding 
will Weile haben - sechs Jah- 
re später in den „Entwurf ei- 
nes Gesetztes zur Beseitigung 
der rechtlichen Diskriminie- 
rung von Prostituierten“”. 
Obwohl sich die Oppositions- 
parteien PDS, SPD und Bünd- 
nisgrüne damals inhaltlich 
weitgehend einig’ waren, auch Tem 
Nutten und Strichern die Ein- 
klagbarkeit ihres Lohns und 
den Zugang zu den Sozialver- 
sicherungssystemen zu eröff- 
nen, ließen es sich die Sozial- 
demokraten nicht nehmen, 
etwas Eigenes, einen in jeder 
Hinsicht sehr dünnen „Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Beseitigung der Benach- 
“4 nachzuschieben’. 


ae 


teiligung der Prostituierten 

Was von einer schwarz-gelben Regierungs- 
mehrheit verhindert° wurde, stellt sich nach dem 
rot-grünen Wahlsieg 1998 ein wenig anders dar: 
„Wir werden eine gesetzliche Regelung schaf- 
fen, die die rechtliche und soziale Situation von 
Prostituierten verbessert“, lautet die Selbstver- 
pflichtung in der Koalitionsvereinbarung’‘. Doch 
vom seinerzeitigen Konsens mit der PDS wol- 
len die Regierenden heute nichts mehr wissen. 
Des Wartens müde, wurden die demokratischen 
Sozialisten deshalb Anfang November mit ei- 
nem „Entwurf eines Gesetzes zur beruflichen 
Gleichstellung von Prostituierten und anderer 
sexuell Dienstleistender“” initiativ. 

Wer nun glaubte, Rot-Grün würde diese Steil- 
vorlage dankbar aufgreifen, wurde enttäuscht: 
Die lesben- und schwulenpolitische Sprecherin 
der PDS, Christina Schenk, mußte erst auf ihre 
Rechte als Abgeordnete pochen und so die erste 
Lesung” ihres Entwurfs im Januar erzwingen. 
Und start sich der Debatte im Plenum zu stel- 
len, gaben die anderen Parteien ihre Reden le- 
diglich zu Protokoll'", so dal eine kontroverse 
Aussprache faktisch nicht erfolgte. Stattdessen 
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kursiert seither in den Regierungsfraktionen ein 
bislang unveröffentlichtes Diskussionspapier für 
einen „Entwurf eines Gesetzes zur rechtlichen 
Besserstellung der Prostituierten“'', das als ab- 
gespeckte Gesetzesvorlage am 11. Mai mit der 
ersten Lesung ebenfalls ins Gesetzgebungsver- 
fahren eingebracht wurde. Diskussionspapier und 
Gegenentwurf liegen Gig; vor, so daß die Inhal- 
te dieser konkurrierenden Vorlagen hier erstmals 
gegenübergestellt werden 
können. 


Die PDS-Initiative 


Ne 


Um die bislang übliche Sit- 
tenwidrigkeit von Sexarbeit 
gegen Entgelt zu negieren, die 
Schadensersatzhaftung wegen 
Infektionen mit sexuell über- 
tragbaren Krankheiten ge- 
genüber Anschaffenden zu 
präzisieren und eine Selbstbe- 
stimmtheit von Prostituierten 
beim Erbringen oder Ableh- 
nen von Leistungen gegenüber 
Freiern oder Arbeitgebern herbeizuführen, will 
die PDS das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) um 
vier entsprechende Paragraphen ($$ 618a, 618b 
Leistungsstörungen, 618c Schadensersatzhaf- 
tung, 618d Leistungsverweigerungsrechte) er- 
gänzen. Durch Streichung des Artikels 297 des 
Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch 
(StGB) sollen Sperrgebietsverordnungen (Lan- 
desrecht) substanzlos werden. Ersatzloses Strei- 
chen der $$ 180a (Förderung der Prostitution), 
181a (Zuhälterei), 184a (Ausübung der verbo- 
tenen Prostitution) und Änderung des $ 181b 
(durch das Gericht anzuordnende Führungs- 
aufsicht) soll zudem eine bislang durch das StGB 
festgeschriebene Kriminalisierung beenden. Mit 
der Streichung des $ 120 aus dem Ordnungs- 
widrigkeitengesetz würden Huren und Callboys 
mit der Werbung für ihre Angebote nicht mehr 
gegen geltendes Recht verstoßen, und durch Än- 
dern des Ausländergesetzes in $ 46a und b wür- 
de Prostitution als Ausweisungsgrund wegfal- 
len. Eine Ergänzung des Arbeitszeitgesetzes ın 
$ 10 würde abweichende Arbeitszeiten legiti- 
mieren, während das Ergänzen des $ 18 
Arbeitsschutzgesetz um einen dritten und vier- 
ten Absatz das Bundesgesundheitsministerium 
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in die Lage versetzen würde, 
geeignete Arbeitsschutzbe- 
stimmungen zu schaffen und 
zudem die Stellung möglicher 


Dienstleistung 


Tarifverträge hierzu stärken'?. 


Der rot-grüne 
Gegenentwurf 


Die Regierungsfraktionen da- 
gegen wollten gemäß ihrem 
Vorentwurf zunächst nicht das 
BGB ändern, sondern zivil- 
rechtliche Ansprüche wie die 
Einklagbarkeit des Lohns ($ 1) 
und den Ausschluß denkbarer 
Forderungsabtretungen ($ 2) 
in einem reinen Artikelgesetz 
regeln. Das StGB sollte durch 
Neufassung des $ 180a Absatz 
1 Ziffer 1 so präzisiert (und Ziffer 2 gestri- 
chen) werden, daß nur noch „ausbeuterische“ 
Abhängigkeit strafbar bliebe, während durch 
Neufassung des $ 18l1a Absatz 1 Nummer 2 
Fremdbestimmung durch Zuhälter aus- 
schließlich hinsichtlich Anschaffungszeit und 
-ort strafbar bliebe. Ein Werbungsverbot nach 
dem Ordnungswidrigkeitengesetz (Streichen 
lediglich der Nummer 2 des Absatzes 1 in $ 
120) wäre nur eingeschränkt aufgehoben wor- 
den, stattdessen sollte durch Änderung des 
Gaststättengesetzes ($ 4 Absatz 1 Ziffern 1 
und 2) auch Bordellbetrieben eine Gaststät- 
tenerlaubnis erteilt werden können. 

Doch selbst darauf wollten sich die Koa- 
litionäre nicht einigen und bringen nun einen 
noch übersichtlicheren Entwurf eines „Geset- 
zes zur Verbesserung der rechtlichen und so- 
zialen Situation der Prostituierten“ ins Par- 
lament: An $ 181a StGB, am Ordnungswid- 
rigkeiten- und am Gaststättengesetz soll 
demnach gar nichts mehr korrigiert werden. 


Ist weniger wirklich mehr? 


Diskussionspapier und Gegenentwurf der 
Koalition fallen ohne Not deutlich hinter den 
PDS-Entwurf und Erkenntnisse aus der gro- 
Ben Hurenanhörung der 80er in mehreren Be- 
reichen deutlich zurück: An faktischen Be- 
rufsverboten auf Grundlage von Sperr- 
gebietsverordnungen der Länder soll nichts 
geändert werden, zu Prostitution als Aus- 
weisungsgrund, zu Arbeitszeitausnahmen in 
Sexbetrieben und zu Schutzbestimmungen für 
Arbeitsbedingungen sind gar keine Neuerun- 
gen vorgesehen. Im Gegensatz dazu zeich- 
net sich der PDS-Entwurf durch eine offen- 
sichtlich gewissenhaftere Recherche für den 
allgemeinen Teil, die sich in einer höheren Zahl 


Strafgesetzbuch $180a Förderung Prostitution - gestrichen 
$181a Zuhälterei — gestrichen 
$184a Verbotene Prostitution- gestrichen 


Gaststättengesetz 


Einfügung BGB in $618 (Dienstvertrag) 
l. grundsätzliche Geltung des Dienstvertragsrechts 
Zusätzliche Regelungen zu 


a) Ausschluss der Haftung bei Leistungsstörung und Schäden - 


b) Recht auf Leistungsverweigerung 
c) besonderes Kündigungsrecht 


$120 Werbungverbot, Verbotene Prostitution - gestrichen 
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Rot-Grün 


eigenes Gesetz 

-  Rechtswirksamkeit von Verträgen 

- Regelung bei Leistungsnichterfüllung 
indirekt: Zulässigkeit von Beschäftigungsverhältnissen 


$180a 

- Präzisierung von Abs. | Ziffer 1: strafbar nur noch 
ausbeuterische Abhängigkeit 

- Streichung von Abs. 1 Ziffer 2: Arbeitsbedingungen 


$46 Nr.3 Prostitution als Ausweisungsgrund - gestrichen 
Ausnahmeregelung für Betriebe, in denen sex. DL erbracht werden 


Auflage an BMG, Standards bezüglich der Arbeitsbedingungen 
vorzugeben 


von qualifizierten Fundstellen widerspiegelt, 
und wesentlich mehr differenzierte Einzelbe- 
gründungen aus. Demgegenüber war das rot- 
grüne Diskussionspapier weitergehend, indem 
es auch die Änderung des Gaststättengeset- 
zes vorsah und damit ansatzweise Konse- 
quenzen aus jüngsten Entwicklungen in der 
Rechtsprechung auf dem Gebiet des Verwal- 
tungsrechts'' zog. Indem sie auf eine zustim- 
mungspflichtige Änderung des StGB-Einfüh- 
rungsgesetzes verzichteten, haben SPD und 
Bündnisgrüne eine Ablehnung durch die der- 
zeit schwarz-gelb beherrschte Länderkam- 
mer ausgeschlossen. 

Durch fehlende Klarstellungen des Gesetz- 
gebers im vorliegenden rot-grünen Entwurf 
würden viele Probleme der Berufspraxis von 
Prostituierten zu erheblichen Teilen weiter in 
den Händen zuständiger Gerichte belassen. 
Da die Entwicklung der Rechtsprechung je- 
doch der Entwicklung von Werten und Ein- 
stellungen in unserer Gesellschaft traditionell 
hinterherhinkt, kämen Anschaffende mit der 
Regierungsvariante vom Regen in die Trau- 
fe. Um das auszuschließen, müßten sich SPD 
und Bündnisgrüne in den bevorstehenden Aus- 
schußberatungen dermaßen auf die PDS zu- 
bewegen, daß durch mehrheitsfähige Ände- 
rungsanträge zum nachgeschobenen Gegen- 
entwurf im Ergebnis der fortschrittlichere 
PDS-Entwurf unter rot-grünem Etikett realı- 
siert werden kann, wobei sich die „Verhand- 
lungsmasse“ auf das StGB-Einführungsgesetz 
und das Gaststättengesetz reduzieren ließe. 
Zeit zu entsprechender Einflußnahme haben 
Selbsthilfeprojekte und Spitzenverbände nur 
noch im Mai und Juni, da der Bundestag vor- 
aussichtlich über beide Entwürfe noch vor der 
Sommerpause und also in der ersten Juliwo- 
che in zweiter und dritter Lesung entschie- 


den wird. 
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Obige Übersicht wurde von Dr. Christiane 
Schindler, wissenschaftliche Mitarbeiterin 
der Bundestagsabgeordneten Christina 
Schenk, konzipiert. - Die rechte Spalte 
zeigt die von Rot-Grün selbst 

bereinigte Fassung. 
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griffs der Sittenwidrigkeit von Prostitution begrün- 
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Im letzten Heft be- 
richtete Michel Reiter 
über das Symposium 
„Das Unbehagen mit 
dem Geschlecht”, 
mit dem am 7. März 
in Magdeburg die 
45. Jahrestagung 
der Deutschen Ge- 
sellschaft für Endo- 
krinologie eröffnet 
wurde. Auf den 
folgenden Seiten 
dokumentieren wir 
eine aktualisierte 
Fassung des dort 
gehaltenen Referat 
der Expertin für 
feministisches Recht 
Konstanze PLETT 


Dr. iur. Konstanze Plett 

LL.M., Volljuristin, Wissenschaftliche 
Referentin am Zentrum für Europäi- 
sche Rechtspolitik an der Universität 
Bremen (ZERP), Lehraufträge und 
Gastprofessuren an verschiedenen 
Universitäten, zuletzt im Winterseme- 
ster 2000/01 an der Humboldt-Uni- 
versität zu Berlin. Arbeitsschwer- 
punkte: Recht der Geschlechter- 
verhältnisse, feministische Rechtswis- 
senschaft, Rechtssoziologie 


Die Fotos 

zu diesem Beitrag stammen von Ste- 
ven Meisel. Sie wurden David Led- 
dicks soeben im Taschen Verlag Köln 
erschienenen Band „Male Nudes” 
entnommen (194 S., 9,95 DM) 
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inleiten möchte ich mit dem Zitat eines 
historischen Rechtstextes, durch den ich 
schon vor Jahren auf das Rechtsproblem 


der Intersexualität aufmerksam wurde: 


| 1 8 19: Wenn Zwitter geboren werden, so bestim- 
men die Aeltern, zu welchem Geschlechte sie erzogen 
werden. — & 20: Jedoch steht einem solchen Men- 
schen, nach zurückgelegtem achtzehnten Jahre, die 
Wahl frey, zu welchem Geschlecht er sich halten wol- 
le. - 8 21: Nach dieser Wahl werden seine Rechte 
künftig beurtheilt. - 8 22: Sind aber Rechte eines Drit- 
ten von dem Geschlecht eines vermeintlichen Zwitters 
abhängig, so kann ersterer auf die Untersuchung 
durch Sachverständige antragen. - 8 23: Der Befund 
der Sachverständigen entscheidet, auch gegen die Wahl 
des Zwitters, und seiner Aeltern. 


Diese Bestimmungen finden sich im Preußischen 
Allgemeine Landrecht (PrALR) von 1794. Da- 
mit wurde erstens anerkannt, daß bei manchen 
Neugeborenen das Geschlecht sich nicht sofort 
nach der Geburt feststellen läßt, und zweitens 
einem Menschen, der nicht eindeutig als männ- 
lich oder weiblich identifiziert werden kann, das 
Recht zugestanden, in einem Alter, das der heu- 
tigen Volljährigkeit entspricht, selbst über seine 
Geschlechtszugehörigkeit zu entscheiden. Wenn 
es diese Rechtsnormen heute noch gäbe, wäre 
einem Teil der Forderungen aus der Intersexuel- 
lenbewegung bereits Rechnung getragen. Aller- 
dings ging im Ergebnis auch das PrALR von 
Zweigeschlechtlichkeit aus, wurde die Zugehö- 
rigkeit zu einem Geschlecht, das nicht männ- 
lich und nicht weiblich war, zzcht auf Dauer tole- 
riert. Zudem konnten Dritte intervenieren und 
wurde Sachverständigen ein Letztentscheidungs- 
recht zugebilligt. 


Recht, Geschlecht und Sexualität 


Im folgenden will ich zunächst den Anteil des 
Rechts an der Entstehung der exklusiv-alterna- 
tiven Zweigeschlechtlichkeit skizzieren und da- 
nach auf die Frage eingehen, die derzeit am mei- 
sten umstritten scheint: Dürfen intersexuelle 
Babys und Kleinkinder operativen und anderen 
medizinischen Eingriffen ausgesetzt werden, wel- 
che Voraussetzungen sind dabei gegebenenfalls 
zu beachten, oder dürfen solche Eingriffe erst 
vorgenommen werden, wenn diejenigen, um de- 
ren Körper es geht, selbst darüber entscheiden 
können und zugestimmt haben? 


Rechtliche Regeln im Zusammenhang mit 
Geschlecht haben seit alters her der Zuordnung 
Neugeborener gedient (und damit zugleich ei- 
nerseits der Abgrenzung derjenigen, die einmal 
zur herrschenden Klasse gehören und erbberech- 
tigt sein würden, von den Beherrschten und an- 
dererseits der Abgrenzung zugehöriger Einhei- 
mischer von Fremden). Wenn ein Kind zur Welt 
kommt, sind daran je ein reproduktionsfähiger 
Mensch weiblichen und männlichen Geschlechts! 
beteiligt bzw. beteiligt gewesen: die Frau von der 
Zeugung bis zur Geburt und der Mann bei der 
Zeugung. Weil der Beitrag der Männer zu Ge- 
burten im allgemeinen rund neun Monate vor- 
her erfolgt und weniger leicht beweisbar ist als 
der Anteil der Frauen — Schwangerschaften las- 
sen sich nur selten verheimlichen, und der Ge- 
burtsvorgang ist beobachtbar — brauchen patri- 
lineare und insbesondere patriarchalische Ge- 
sellschaften andere Wege und Mittel als den bio- 
logischen Vorgang, um Vaterschaften verbind- 
lich festzustellen. Wo Gewalt oder Machtaus- 
übung (Einsperren und dadurch „Monopolisie- 
rung“ von Frauen) nicht akzeptiert sind, erfolgt 
die Feststellung ausschließlich aufgrund von 
Rechtsnormen (wenn allerdings das Vorhanden- 
sein von Rechtsnormen Gewalt nicht aus- 
schließt). 

Der verbreitetste Weg zur Sicherung von 
Vaterschaft ist das Rechtsinstitut der Ehe: Kin- 
der, die eine Ehefrau gebiert, sind quasi auto- 
matisch Kinder des Ehemannes. Im internatio- 
nalen und interkulturellen Vergleich ist Ehe im 
Sinne von Verheiratetsezn nicht notwendig auf 
zwei Personen beschränkt: ein Mann kann mit 
mehreren Frauen oder — seltener — eine Frau mit 
mehreren Männern zugleich verheiratet sein. 
Auch die Eheschließung kann von mehreren Per- 
sonen — z.B. den Eltern der Eheschließenden — 
vereinbart werden. Unmittelbar betroffen von 
einer Eheschließung sind jedoch überall zwei — 
und, soweit ersichtlich: nur zwei — Menschen 
unterschiedlichen Geschlechts, und zwar eines 
männlichen und eines weiblichen. Dabei kann die 
Geschlechtsverschiedenheit der Eheschließenden 
in der Anatomie liegen oder auch in der Über- 
nahme von geschlechtsspezifisch unterschiedli- 
chen Aufgaben’ . 

Warum erzähle ich das? Zum einen, weil Ehe 
fast bis ans Ende des 20. Jahrhunderts dasjenige 
Rechtsinstitut war, das allein zur Sicherung le- 
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gitimen Nachwuchses anerkannt war’. Zu- 
dem wurde die Ehe am Ausgang des Mittel- 
alters durch den Einfluß der Kirche zum ein- 
zigen Ort für erlaubte sexuelle Aktivitäten‘. 
Schließlich ist Ehe dasjenige Rechtsinstitut, 
das bis heute Zweigeschlechtlichkeit voraus- 
setzt und weiterhin voraussetzen soll (wes- 
halb das Gesetz über die eingetragene Lebens- 
partnerschaft diesen umständlichen Namen 
bekommen und nicht alle für Eheleute gel- 
tenden Regeln übernommen hart’). 

Nun müßte aber ja deshalb nicht bereits 
jedes Neugeborene in das Raster „männlich 
oder weiblich“ gepreßt werden — zumindest 
nicht in Rechtsordnungen wie der unseren, die 
für die Eheschließung ein Mindestalter von 
16 Jahren voraussetzt”. Das geltende Recht 
verlangt jedoch eine sofortige geschlechtli- 
che Zuordnung. Nach $ 16 Personenstands- 
gesetz (PStG) sind Geburten binnen einer 
Woche dem Standesamt anzuzeigen, das dann 
nach $& 21 Abs. 1 folgendes registriert: 


1. die Vor- und Familiennamen der Eltern, ... 

2. Ort, Tag und Stunde der Geburt, 

3. Geschlecht des Kindes [Hervorhebung K.P], 
4. die Vornamen’ und der Familienname des Kin- 
des, 


Die Beurkundung der Geburt ist im Prinzip 
endgültig. Allenfalls kann ein Eintrag auf ge- 
richtliche Anordnung nach $ 47 PStG durch 
einen sogenannten Randvermerk berichtigt 
werden®. 

Das PStG” gibt es seit 1875, als unter Bis- 
marck nicht nur die obligatorische Zivilehe, 
sondern auch die Standesämter im ganzen 
Deutschen Reich eingeführt wurden’, die für 
die Führung von Geburten-, Heirats- und 
Sterbebüchern zuständig sind und so die ge- 
samte Bevölkerung „von der Wiege bis zur 
Bahre“ erfassen. Mit Inkrafttreten des Bür- 
gerlichen Gesetzbuches (BGB) am 1. Januar 
1900 war dann auch das materielle Personen- 
und Familienrecht vereinheitlicht; Bestim- 
mungen wie die des eingangs zitierten PrALR 
enthielt und enthält es nicht. 

Die Verdrängung der Zwitter aus dem 
Recht mit der Folge einer exklusiven Zwei- 
geschlechtlichkeit hängt, so meine These, 
damit zusammen, daß Staat und Gesellschaft 
im Laufe des 19. Jahrhundert zwar immer 
mehr Menschen Bürgerrechte zuerkannten 
(als Stichworte seien hier nur genannt: Auf- 
hebung der Klassen und Stände, Juden- 
emanzipation, Arbeiterbefreiung''), aber die 
dadurch erfolgte Einbeziehung ehedem aus- 
geschlossener Gruppen nur deren männlichen 
Mitgliedern zugute kam. An der Wende vom 
19. zum 20. Jahrhundert waren Staat und Ge- 
sellschaft vollständig entlang der Geschlech- 
terlinie zwischen männlich und weiblich 
segregiert'?, die politischen und ökonomi- 
schen Bürgerrechte Männern vorbehalten. 
Folglich spielte der Geschlechtsunterschied 
nicht nur für die und in der Ehe eine Rolle, 
sondern war für die gesamte rechtliche und 
wirtschaftliche Verfassung des Staates kon- 
stitutiv: Staatsangehörigkeit, Wahlrecht, Zu- 
gang zu öffentlichen Ämtern, höherer Bil- 
dung, akademischen und den meisten Aus- 
bildungsberufen überhaupt sowie Wehrdienst 
waren vollständig an das männliche Ge- 
schlecht gekoppelt. Zur Wahrung dessen be- 
durfte es eines amtlichen /abelling der Bevöl- 
kerung, das sich am einfachsten bei der er- 
sten Registrierung vornehmen ließ, also gleich 
nach der Geburt. 

Heutzutage hingegen läßt sich ein staatli- 
ches Interesse, das Geschlecht Neugebore- 
ner binnen einer Woche zu fixieren, nicht 
mehr so begründen, seit nach dem Zweiten 
Weltkrieg Diskriminierung aufgrund des Ge- 
schlechts nicht nur durch nationales Verfas- 


sungsrecht'’ und internationales Recht ver- 


boten wurde, sondern Frauen (jedenfalls in 
Deutschland) mittlerweile auch alle politi- 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Rec! 
errungen haben (wenn auch die Rechts- 
wirklichkeit dem noch lange nicht ent- 
spricht). Jedenfalls sind die zahlreichen recht- 
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\ Die mögliche Vervielfältigung beteiligter Frau- 
en und Männer aufgrund der jüngsten Entwick- 
lungen der Fortpflanzungsmedizin kann hier bei 
der historischen Betrachtung außen vor bleiben. 
2 Vgl. z.B. Ursula Wolf, Mein Name ist „Ich lebe“: 
Indianische Frauen in Nordamerika, Göttingen: 
Lamuv, 1995, S. 149 ff. 

” Daneben gibt es noch andere Rechtsmecha- 
nismen, durch die rechtliche Eltern-Kind-Bezie- 
hungen hergestellt werden, aber nicht durch die, 
sondern erst nach der Geburt. Zu nennen ist 
hier vor allem die Adoption. 

Dies verdeutlicht ein Blick in die „Peinliche Ge- 
richtsordnung Karls V.” von 1532. Danach war 
jede sexuelle Betätigung außer dem ehelichen 
Beischlaf mit Strafe bedroht, und zwar überwie- 
gend der Todesstrafe. Dies hatte vor allem für 
Frauen fatale Folgen: „ledige Mütter“ waren der 
lebendige Beweis für ihren „Fehltritt”, aber das 
ist ein anderes Thema. 

> Zum LPartG vgl. auch die Beiträge in Gigi Nr. 
I (April/Mai 1999) und Nr. 6 (März/April 2000). 
Da Bayern Verfassungsbeschwerde eingereicht 
hat, wird das Gesetz wohl nicht, wie vorgese- 
hen, zum 1. August 2001 in Kraft treten. 

ö Seit 1974 ist die sogenannte Ehemündigkeit 
für Frauen und Männer gleich geregelt; wenn 
die Frau 16, aber noch keine 18 ist, muß der 
Mann mindestens 18 sein und umgekehrt (8 
1303 BGB). 

? Hierbei ist noch zu beachten, daß nach der 
Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre 
Aufsichtsbehörden (DA) das Geschlecht des Kin- 
des (auch) aus dem oder den Vornamen hervor- 
gehen muß (8 262 Abs. 4 DA). 

8 Unter bestimmten Voraussetzungen können Be- 
richtigungen auch ohne gerichtliche Entschei- 
dung vorgenommen werden. Eine Änderung der 
Geschlechtszugehörigkeit bedart jedoch stets ei- 
ner gerichtlichen Anordnung. 

? Ursprünglich: Gesetz über die Beurkundung 
des Personenstandes und die Eheschließung vom 
6. Februar 1875. Die Bestimmungen über die 
Eheschließung sind mit ein paar Änderungen 
dann in das BGB übernommen worden. 

\0 In Preußen bereits ein Jahr früher. 

\} Die bereits in der Paulskirchenverfassung von 
1848/49 verkündeten Gleichheitsrechte schlos- 
sen zwar Juden und Arbeiter („natürlich“ noch 
nicht: Jüdinnen und Arbeiterinnen) ein, doch das 
sogenannte allgemeine Wahlrecht kam erst mit 
der Gründung des Deutschen Reiches 11871. Die- 
ses galt allerdings zunächst nur auf Reichsebene; 
das an Besitz und Vermögen gekoppelte Dreiklas- 
senwahlrecht in Preußen wurde erst 1918 abge- 
schafft - als auch die Frauen das Wahlrecht in 
Deutschland erhielten. 

'? Und zwar, wie feministisch-historische For- 
schungen inzwischen nachgewiesen haben, um- 
fassender als in vorbürgerlichen Zeiten; vgl. etwa 
Erna Appelt,. Geschlecht - Staatsbürgerschaft - 
Nation. - Inwieweit die rechtliche und gesell- 
schaftliche Segregation „der zwei” Geschlechter 
von der am Ende des 19. Jahrhunderts aufge- 
stellten naturwissenschaftlichen These, daß es 
echten Hermaphroditismus nicht gebe, beeinflußt 
war oder umgekehrt, wäre eine eigene Untersu- 
chung wert. 

\% Die Weimarer Verfassung enthielt die Gleich- 
berechtigung der Geschlechter nur als Pro- 
grammsatz und nicht als unmittelbar geltendes 
Recht. Erst das Bonner Grundgesetz von Mai 
1949 und - radikaler noch - die Verfassung der 
DDR von Oktober 1949 haben die Gleichbe- | 
rechtigung von Frauen zu unmittelbar geltendem 
Rechtgemacht. nn... 
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lich regulierten Ausgrenzungen der Frau- 
en von Berufen bis hin zum Beruf der Sol- 
datin gefallen'*. 


Medizinische Geschlechts- 
zuweisung und Recht 


Ein Grunddilemma ist, daß das Recht zwar 
die Existenz eines männlichen und eines 
weiblichen Geschlechts voraussetzt, selbst 
aber keine Regel dafür enthält, wie sich 
dieses jeweils definiert'’. Geschlechtsspe- 
zifische Definitionen finden sich erst für 
Erwachsene, nämlich wie Väter und, seit 
Juli 1998, auch Mütter zu bestimmen sind'“. 
Bei Neugeborenen hingegen überläßt das 
Recht die Zuordnung letztendlich der me- 
dizinischen Profession. In den $$ 17-19a 
PStG ist festgelegt, wer zur Anzeige einer 
Geburt beim Standesamt verpflichtet ist. 
Wenn die Geburt in einer öffentlichen Ent- 
bindungs-, Hebammen-, Kranken- oder 
ähnlichen Anstalt erfolgt, ist ausschließlich 
die Anstaltsleitung zur Anzeige verpflich- 
tet. Das gilt entsprechend für private An- 
stalten, wenn die zuständige Verwaltungs- 
behörde dies gestattet hat. Im übrigen 
sind — und zwar in dieser Reihenfolge — ver- 
pflichtet: der Vater des Kindes, wenn er 
Mitinhaber der elterlichen Sorge ist; die 
Hebamme, die bei der Geburt zugegen 
war; der Arzt, der dabei zugegen war; jede 
andere Person, die dabei zugegen war oder 
„von der Geburt aus eigener Wissenschaft 
unterrichtet ist“; und erst zuletzt „die 
Mutter, sobald sie dazu imstande ist“. Da- 
nach dürfte klar sein, daß in der überwie- 
genden Zahl der Geburten das Geschlecht 
durch professionelle Dritte festgelegt wird, 
zumal Standesämter gehalten sind, „in 
Zweifelsfällen eine Bescheinigung des Arz- 
tes oder der Hebamme einzuholen“, die 
dann „für die Eintragung maßgebend“ ist! ”. 

Streng nach dem Wortlaut des Gesetzes, 
das nur die Eintragung „des Geschlechts“ 
verlangt — und selbst noch nach der Dienst- 
anweisung, die „Zweifel über das Ge- 
schlecht des Kindes“ kennt, aber ein „drit- 
tes“ Geschlecht nicht explizit ausschließt 
— könnte grundsätzlich statt „männlich“ 
oder „weiblich“ auch „uneindeutig“ oder 
ähnliches eingetragen werden. Dies ist je- 
doch nach einer Gerichtsentscheidung aus 
dem Jahre 1931'* unzulässig: 

„Das BGB geht davon aus, dab jeder 
Mensch nur einem Geschlecht angehören 
kann. Es kennt nur Mann und Frau und ent- 
hält, abweichend vom ALR (I, 1 SS 19 ff.), 
keine Vorschriften über Zwitter. Zwitter 
sind je nach dem Befunde dem männlichen 
oder weiblichen Geschlechte zuzurechnen. 
Entscheidend ist das überwiegende Ge- 


schlecht. Falls kein Geschlecht überwiegt, 
können die Normen nicht angewendet werden, 
die ein bestimmtes Geschlecht zur Voransset- 
...“ [Hervorhebung K.P] 

Wie erwähnt, hatten damals ja in der 
Tat Männer und Frauen noch nicht diesel- 
ben Rechte. Dieser Zusammenhang geht 


zung haben 


völlig verloren, wenn es in einem der heu- 
tigen Standardkommentare zum PStG’ 
nur noch heißt: „Die Eintragung "Zwitter' 
ist unzulässig, weil dieser Begriff dem 
deutschen Recht unbekannt ist.“ Deutli- 
cher geht es kaum zu sagen, daß die Ge- 
schlechtszuweisung „männlich“ oder 
„weiblich“ nur normiert ist und auch kon- 
trafaktisch sein kann. 

Die so interpretierten Regeln des PStG 
setzen, zugege- 
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ben, die Anzeige- 
pflichtigen unter 
einen gewissen 
Druck: Welches 
Geschlecht sollen 
sie angeben, wenn 
die üblichen Kri- 
terien keine so- 
fortige eindeuti- 
ge Aussage er- 
möglichen? Die 
heutigen medizi- 
nischen Möglich- 
keiten scheinen 
einen Ausweg zu 
indem 
durch operative 


weisen, 


und medikamen- 

töse Behandlung aus Abweichungen vom 
Üblichen Übliches gemacht wird. (Stati- 
stisch gesprochen: Erscheinungsformen 
außerhalb der Normalverteilung werden 
Erscheinungsformen innerhalb der 
Normalverteilung angeglichen.) Aber ist 
dies wirklich ein Ausweg, und vor allem: 
für wen? 

Nach Art. 2 Abs. 2 Grundgesetz hat je- 
der Mensch das Recht „auf Leben und kör- 
perliche Unversehrtheit“, also körperliche 
Integrität. Deshalb bedarf grundsätzlich 
jede medizinische Behandlung der Einwil- 
ligung. Andernfalls liegt eine Körperver- 
letzung vor, außer es handelt sich um einen 
rechtfertigenden Notstand ($ 34 StGB), 
der nur „in einer gegenwärtigen, nicht an- 
ders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, 
Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes 
Rechtsgut“ bestehen kann und zudem stets 
eine „Abwägung der widerstreitenden In- 
teressen“ voraussetzt. Eine solche Gefahr 
besteht aufgrund der Intersexualität als 
solcher nicht, so daß eine Einwilligung in 
die medizinische „Geschlechtsvereindeu- 
tigung“ unverzichtbar ist. 


Nun stellt sich allerdings das Problem, 
daß Neugeborene diese Einwilligung nicht 
selbst erteilen können. Dem allmählichen 
Erwachsenwerden trägt das Recht dadurch 
Rechnung, daß für bestimmte Fähigkeiten 
bestimmte Altersgrenzen vorausgesetzt 
werden. Für die vollständige und autono- 
me Teilhabe am Rechtsverkehr ist Volljäh- 
rigkeit vorausgesetzt; Minderjährige kön- 
nen rechtswirksam also nicht selbst, son- 
dern nur durch ihre rechtliche Vertretung 
handeln: nach $ 1629 BGB diejenigen, die 
die elterliche Sorge ausüben. Im Normal- 
fall sind das die Eltern. Diese müssen dem- 
nach die Einwilligung erteilen, wenn ihr 
Kind medizinisch behandelt werden soll. 
Nach $ 1627 BGB ist die elterliche Sorge 
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stets zum Wohl des Kindes auszuüben. 
Wer entscheidet aber, was zum Wohle des 
Kindes ist? Zunächst die Eltern selbst. Falls 
sie sich über die richtige Maßnahme strei- 
ten, kann das Familiengericht für den be- 
sonderen Fall einem Elternteil die Entschei- 
dungsbefugnis übertragen ($ 1628 BGB)”. 
Wer jedoch gibt Alleinsorgeberechtigten 
oder Eltern, die sich nicht streiten, son- 
dern beide willens sind, das Kindeswohl zu 
beachten, die für die Entscheidung „Be- 
handlung: ja oder nein?“ erforderlichen In- 
formationen? 

Das Angewiesensein der Beteiligten auf 
die medizinische Profession setzt sich fort. 
Sicher wollen die meisten Sorgeberech- 
tigten sich so verhalten, daß ihnen die Kin- 
der später keine Vorwürfe machen; und 
wenn sie glauben (oder glauben gemacht 
werden), die Nichtoperation würde zu Vor- 
würfen führen, ist klar, in welche Richtung 
die Entscheidung fällt. Damit kommt das 
Problem, daß Säuglinge oder Kleinkinder 
keine rechtsverbindlichen Erklärungen ab- 
geben können und deshalb die Eltern die 
Entscheidung für *' ihr Kind zu treffen ha- 


Taschen Verlag 


987 


1 


M« 


ben, zwar im rechtlichen Gewande daher, hat 
aber auch eine psychische Seite. 

Für die Informationen, auf die Eltern im 
Namen ihres Kindes Anspruch haben, bevor 
sie ihre Einwilligung erteilen, gilt aber der all- 
gemeine und von der Rechtsprechung viel- 
fach bekräftigte Grundsatz, dal) umfassend 
aufzuklären, vor allem auf Nebenwirkungen 
und Spätfolgen hinzuweisen ist. Wenn dies 
nicht nach dem jeweils aktuellen Wissens- 
stand erfolgt, nehmen Gerichte, wenn es denn 
darüber zum Streit kommt, meistens einen 
Kunstfehler an. Zum Wissensstand gehört, 
Veröffentlichungen — auch ausländische, wenn 
nicht z# entlegen — zum fraglichen Bereich 
zur Kenntnis zu nehmen und zu berücksich- 
tigen’. Damit dürfte sich die juristische Be- 
wertung von Aufklärungspflichten bei inter- 
sexuellen Kindern anders darstellen als noch 
vor einigen Jahren: gerade in den 1990er Jah- 
ren sind auch kritische Ansichten gut zugäng- 
lich publiziert worden’. 

Rechtlich ist ferner eine BGB-Vorschrift zu 
beachten, die seit 1992 gilt ($ 163 1c) und nach 
der in eine bestimmte Operation im Genital- 
bereich überhaupt nur die Betroffenen selbst 
nach Erreichen der Volljährigkeit einwilligen 
können: die Sterilisation. D.h. an Menschen 
unter 18 Jahren darf sie unter gar keinen Um- 
ständen ausgeführt werden; eine etwaige Ein- 
willigung der Eltern wäre rechtsunwirksam 
mit der Folge, daß die Sterilisation Minder- 
jähriger stets eine strafrechtliche Körperver- 
letzung ist. Auch wenn die gesetzgeberischen 
Motive für den $ 1631c BGB nicht explizit 
auf Intersexuelle gerichtet waren”, dürften 
danach trotzdem alle Eingriffe, die aus einer 
nur möglichen Fortpflanzungsfähigkeit eine 
definitive Fortpflanzungsunfähigkeit machen 
(wie es bei manchen der in der Literatur’ be- 
schriebenen Eingriffe geschieht), nach deut- 
schem Recht an Minderjährigen unzulässig 
sein. Die Begründung für die Einführung die- 
ser Bestimmung — daß sich „Erforderlichkeit 
und Auswirkungen der Sterilisation bei jun- 
gen Betroffenen schwer abschätzen lassen“ ?° 
_ läßt sich aber auch auf andere irreversible 
oder schwer reversible Veränderungen der 
Geschlechtsorgane anwenden. Denn Erfor- 
derlichkeit und Auswirkungen der medizini- 
schen Geschlechtszuweisung sind genauso 


schwer abzuschätzen”. 
Ausblick 


Wie ich eingangs angedeutet habe, sind in 
unserer Gesellschaft und in unserem Recht 
die Bereiche Geschlecht, Familie (im Sinne 
von Generationenübergang) und Sexualität 
eng miteinander verwoben. Vieles allerdings, 


was zu bestimmten Zeiten als „natürlich“ 


und deshalb als vom Recht gar nicht regu- 
lierbar, sondern allenfalls zu bestätigen — an- 
gesehen wurde, wird als doch gesellschaftlich 
und/oder durch Recht reguliert demaskiert, 
wenn wir andere Zeiten und andere Kulturen 
mit in Augenschein nehmen. Gerade Ehe, Fa- 
milie, Sexualität sind über die verschiedenen 
Zeiten und gesellschaftlichen Kulturen hin- 
weg so unterschiedlich, daß keine Rechtsord- 
nung das Prädikat „natürlich“ für sich ın An- 
spruch nehmen kann. Zudem sind sie stetig 
im Wandel begriffen, ist mittlerweile auch und 
gerade in der westlichen Welt eine Entkop- 
pelung von Körpergeschlecht und (normier- 
ter Hetero-)Sexualität beobachtbar, und zwar 
nicht nur gesellschaftlich, sondern auch ım 
Recht. (War früher homosexuelle Berätigung 
verboten, so wird jetzt zunehmend die Dis- 
kriminierung Homosexueller verboten”“.) 
Vielleicht ist dem ersten Antrag, der auf 
standesamtliche Eintragung als Zwitter” — 
und nicht nur auf Abänderung des Ge- 
schlechtseintrages — gestellt wurde, Erfolg 
beschieden. Dann wäre die Kategorie „Ge- 
schlecht“ — die ja als einzige in den Antidis- 
kriminierungsbestimmungen von Grund- und 
Menschenrechtskatalogen eine strikt binäre 
Struktur aufweist —, in mehr als nur zwei Aus- 
Und falls 


prägungen rechtlich anerkannt. 
die 


noch nicht jetzt, dann vielleicht später; 
Durchsetzung anderer Diskriminierungsver- 
bote, die mit der Anerkennung von Verschie- 
denheit korrespondiert, hat auch jeweils viel 
Zeit benötigt und in von einzelnen Menschen 
angestrengten Gerichtsverfahren ihren Aus- 


gangspunkt genommen. 
Zum Schluß ... 


“kann ich nur nochmals darauf hinweisen, 
daß das Recht, wie wir es in allen Staaten vor- 
finden, die auf der westeuropäischen Traditi- 
on beruhen, so sehr auf exklusiver Zwei- 
geschlechtlichkeit basiert, daß diese Struktur 
schwer aufzubrechen ist. Schon die Harmo- 
nisierung des Prinzips individueller Men- 
schen- und sonstiger Rechte mit Familie, ın 
der Frauenrechte gegen Männerrechte, Kin- 
derrechte gegen Elternrechte erst etabliert 
und dann durchgesetzt werden müssen, ist für 
die Rechtswissensch 
blem. wenn Tradition und Machtverh 
nicht die alleinigen Legitimationsgrundlagen 
sein sollen — eben weil Kinder als Kinder und 
nicht als erwachsene Männer oder Frauen ge- 
rade des- 


en a 
aft ein schwieriges Pro- 
ältnisse 


boren werden. Gleichwohl (oder ge 
halb) kann die Realität von Intersexen Prüf 
stein für ein Recht sein, das die Menschen 


rechte aller Menschen respektiert. 
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\* Einzig Bergbau unter Tage — ohnehin ein aus- 
sterbender Beruf - ist Frauen noch untersagt nach 
8 64a BBerg©. Die Berufssoldatin wurde mög- 
lich aufgrund des EUGH-Urteils vom 11.1.2000 
(Rs. C-285/93, Tanja Kreil) und der daraufhin 
erfolgten Änderungen des Grundgesetzes und der 
Soldatengesetzgebung. 

\5 Die Antwort der Bundesregierung aut eine Klei- 
ne Anfrage der Abgeordneten Christina Schenk 
und der Fraktion der PDS, ob dies zwingend so 
sein muß (BT-Drs. 14/5425, Anlage, zu Frage 
34), wiederholt nur die Tatsache, daß es recht- 
lich so ist. 

1688 1591 ff. BGB. Dabei ist im übrigen weder 
für Väter noch für Mütter deren eigene biologi- 
sche Reproduktionsfähigkeit zwingend vorausge- 
setzt: die Frau, die das befruchtete Ei einer ande- 
ren Frau austrägt, wird rechtlich unanfechtbar 
Mutter, und sogenannte Scheinvaterschaft bleibt 
weiterhin rechtlich „echte“ Vaterschaft, wenn sie 
nicht wirksam angefochten wird. 

78266 Abs. 5 DA. 

18 Kammergericht (= Oberlandesgericht Berlin), 
Juristische Wochenschrift 1931, 1495 mit An- 
merkungen von Georg Straßmann. — Beantragt 
war eine Abänderung der Eintragung von „männ- 
lich“ in „weiblich”. 

'? Wolfgang Hepting/Berthold Gaaz: Personen- 
standsrecht. Verlag für Standesamtswesen (Lose- 
blattsammlung, Stand: 2000), PStG 8 21, Rdnr. 
71. Das Kammergericht wird hier übrigens gar 
nicht mehr zitiert. 

20 Das Familiengericht ist nach 8 1666 BGB auch 
zuständig, wenn’das Kindeswohl gefährdet ist und 
die Eltern nicht willens oder nicht in der Lage 
sind, die Gefahr abzuwenden. Dies soll hier je- 
doch nicht unterstellt werden. 

Im doppelten Sinne: „an Stelle von“ und „im 

Interesse von”. 
22 Diese Grundsätze sind in den letzten zwanzig 
Jahren durchaus entwickelt worden; das Arzt- 
recht ist inzwischen zu einem fast eigenständi- 
gen Gebiet und die zugehörige Literatur fast un- 
übersehbar geworden. Im anglo-amerikanischen 
Recht werden diese Grundsätze mit dem Begriff 
„informed consent“ (informierte Zustimmung) 
bezeichnet, womit treffend ausgedrückt wird, daß 
eine Zustimmung nur wirklich gegeben werden 
kann, wenn sie auf einer eigenen Entscheidung 
beruht, für die umfassendes Informiertsein erfor- 
derlich ist. 

Vor allem ist hier auf die Internetseite der Ar- 
beitsgruppe gegen Gewalt in der Pädiatrie und 
Gynäkologie hinzuweisen, die eine umfassende 
Bibliographie enthält: http: //www.aggpg.de. 

' Diese Bestimmung wurde durch das Betreu- 


ungsgesetz eingeführt, in dem die rechtliche Ver- 
tretung nicht geschäftsfähiger Erwachsener neu 


geregelt wurde. 

Val. Michel Reiter, „Ein normales Leben er- 
möglichen‘, Gigi 8, Juli/Y August 2000, S. 11. 

BT-Drs. 11/4528, S. 70. 

Vgl. etwa Suzanne). Kessler, Lessons from the 
Intersexed oder Hezel Glenn Beh/Milton Dia- 
mond: An Emerging Ethical’and Medical Dilem- 
ma: Should Physicians Perform Sex Assignmen! 
fants with Ambiguous Genitalia® 


Surgery on In 
auch das Verfassungsgerich! 


Entsprechend hat 
der Republik von Kolumbien argumentiert; vgl. 
http: //www.isna.org/ colombia/index.html. 

Vgl. etwa Art. 10 Abs. 2 der Verfassung von 
Berlin vom 23. November 1995; Ant. 2\ Abs. | 
der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union, proklamiert am 7.12.2000 in Nizza. 

’ Vgl. Michel Reiter, „Ein normales Leben er- 
möglichen”, Gigi 8, Juli/August 2000, S. 12. 


Sisi Nr. 15 


"Mauerfall (1) 


„Anmerkungen zum CSD” auf der ae 
page des Kölner Fotografen Hans Jürgen 
Esch: „Der CSD bedient sich, kaum anders 
als das Meistersinger-Finale, ‚einer Formen- 
sprache zunftständischer Selbsidarstel 
um auf das I ee sen 


sition zur öffentlichen Meinung zu st en 
Vielmehr verschiebt sich von einem be- 
stimmten Zeitpunkt an der ererbte Konfron- 
tationskurs der Homosexuellen zur Gesell- 


schaft in Richtung auf integrative Struktu- 
en ... Als Institution entbehrt [der CSD] 
einer scharf profilierten und organisierten 
Gegnerschaft, ... seine gelöste Feststim- 
mung [erinnert] an die verwundert und auf- 
atmend zusammenlaufende Menge beim 
Fall der Berliner Mauer, als über den in 
Dunst aufgelösten Trümmern des überleb- 


ten Machtapparats die jäh einsetzende 


Normalität deutsch-deutscher Freizügigkeit 
„unter den Linden” entlang jeden Schritt mit 
Feierlichkeit beflügelte.” 

Zur Normalität beim Kölner CSD noch 
dies: „Die im ‘Krisenhandbuch’ der Organi- 
satoren nachzulesenden Anweisungen an 
die Festaufsicht [verlangen], sexuelle Hand- 
lungen ‚vor dem Eingang Rathaus’ und ‚auf 
dem Jan-van-Werth-Brunnen’ (siehe Schild) 
zu unterbinden.” „Outrierte Travestie” auf 
der Straße mag ja noch ganz nett sein, aber 
beim szenefernen Sex kennen die organi- 
sierenden Darkroomvermieter kein Pardon. 
„Dem Schwulen haftet” nämlich „ein irredu- 
zibler Rest illusionsloser Realismus an“. 


Mauerfall (2) 


„Der Bundesbeschluß” zur Lebenspartner- 
schaft, so der Leser Dr. Johannes Wasmuth 
aus München am 19. März in der Süddeut- 
schen Zeitung, sei ein erster Schritt auch 
zur Wiedergutmachung der bis 1994 nach 
8175 verhängten „diskriminierenden, kei- 
nem Rechtsgüterschutz dienenden Straf- 
urteile”. Schließlich habe „1987 sogar das 
ansonsten berüchtigte Oberste Gericht der 
DDR” die ‚Verfolgungpraxis” einvernehm- 
licher Homosexualität als Unrecht erkannt. 
Über dessen Tätigkeit schrieb 1959 die 
bürgerliche Homosexuellenzeitschrift Der 
Weg (Nr. 5): „Im Gegensatz zu der Hand- 
habung in manchen Ländern Westdeutsch- 
lands wurde schon 1950 von maßgebli- 
chen Stellen der DDR darauf hingewiesen, 
bei den einschlägigen Straftaten, soweit der 
Jugendschutz nicht verletzt ist, weitherzig 
von der Einstellungsmöglichkeit Gebrauch 
zu machen. ...Überdies wird bei einer Wie- 
dervereinigung Deutschlands der Stand- 
punkt der DDR in angemessener Weise zu 
berücksichtigen sein.” 


BE 


Am Wochenende vor | 
dem Kopenhagener | 
Grand Prix d’Euro- | 
vision hätte der LSVD- | 
Verbandstag ein soli- 

der Support für den 
deutschen Beitrag | 
‚Wer Liebe lebt” wer- | 
den können. Doch statt | 
Eheglück a la Michelle | 
gibt’s Maulschellen | 
von Michel: Gastredner | 
Michel Friedman vom | 
Zentralrat der Juden in 4 
Deutschland präsen- A? 
tiert dem Lesben- und vs 
Schwulenverband 
ungebeten seine Wer- 
tung: Zero points für 
das „Spießertum auf 
gehobenem Niveau” 
In Köln war dabei und 
staunte Dirk RUDER 


em Lesben- und Schwulenverband 
D+ Ungemach. Wenn in den näch- 

sten Wochen eintritt, worauf die Be- 
hörden und Standesämter allerorten schon 
vorbereitet sind — das einstweilige Verbot der 
registrierten Partnerschaft durch das Bundes- 
verfassungsgericht (BVG) —, werden nicht 
wenige LSVD-Anhänger fragen, ob sie von 
ihrem Verband in den letzten Wochen nicht 
gehörig verschaukelt wurden. Während näm- 
lich die LSVD-Kapelle den Gassenhauer vom 
„Eheglück ab August“ ungerührt weiterdu- 
delt, sind in Karlsruhe längst die Instrumen- 
te für ein ganz anderes Chanson gestimmt. 
Dies vor allem mag Grund für die launıge Be- 
grüßungsansprache von Verbandssprecherin 
Halina Bendkowski sein. Sie läßt die etwa 60- 
köpfige Mitgliederschar zum 13. LSVD- 
Verbandstag am 5. und 6. Mai unumwunden 
wissen, sie habe „heute sogar noch schlech- 
tere Laune als gestern.“ Ihr Aufruf, der Ver- 
ein möge sich „trotz allem“ für seinen jahre- 
langen Kampf um das Gesetz auch „ein we- 
nig“ feiern, geht jedoch gründlich ins Leere. 
Das eher auf Demut und Andacht verweisen- 
de Interieur der evangelischen Antoniter-Ge- 
meinde in der Kölner Altstadt ist einfach kein 


Ort für glanzvolle Inszenierungen. 


ei en. 
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Es ist daher konsequent, den Vorstandskol- 


legen Manfred Bruns aktuelle Vorgänge um 
das Lebenspartnerschaftsgesetz interpretie- 
ren zu lassen — sein „viertes Kind“, wie Bruns 
es nennt, obwohl die Regelung das Adopti- 
onsrecht für Homosexuelle ausdrücklich aus- 
schließt. Die „Neigung des BVG“, den Voll- 
zug umstrittener Gesetze bis zur endgülti- 
gen Klärung per einstweiliger Anordnung 
auszusetzen, geißelt der ehemalige Ober- 
staatsanwalt und verlangt für den LSVD ein 
Anhörungsrecht in Karlsruhe. Denn Briefak- 
tionen und Proteste beim Gericht seien „er- 
fahrungsgemäß“ wirkungslos. „Ich habe sen- 
sationelle Staatsschutzprozesse miterlebt, da 
gab es waschkörbeweise Post auch aus dem 
Ausland. Für uns war dann immer nur die Fra- 
ge: Wer bekommt die Briefmarken?“ Lachen 
und Heiterkeit im Saal. 


Wer Liebe lebt ... 


Die „verschärfte Praxis beim Aufenthaltsrecht 
bei binationalen Paaren“ unterschlägt Bruns 
nicht, wohl aber das Einführungsjahr des 
Personenstandsgesetzes, welches der „ange- 
paßte und bürgerliche Schwule“ (Bruns über 
Bruns) für reichlich unvollkommen hält: 
1938. „Wenn zwei Männer — hoffentlich bald 
— eine Partnerschaft eingehen, dürfen die 
Datensätze der beiden nicht miteinander ver- 


knüpft werden. Die Meldeämter wissen dann 
gar nicht, wer der Partner ist, weil nur die 
Namensänderung und der neue Familienstand 
eingetragen werden dürfen. Das ist ziemlich 
idiotisch und muß geändert werden.“ Für 
Bruns bedeutet die postfaschistische Auswei- 
tung eines Registrierungs-Gesetzes auf Ho- 
mosexuelle allen Ernstes einen Abbau von 
Diskriminierung — deutsche „Gays“ sollen im 
Eherecht halt nicht zurückstehen müssen. 
‚Hierzulande sind auch schon mohammeda- 
nische Ehen mit mehreren Frauen anerkannt 
worden, warum also nicht auch Lesben und 
Schwule?“ 

Wer nun sind die Gegner des Gesetzes? 
„Das politische System”, das „bei uns mit 
Bundesrat und so weiter sehr schwierig ist“, 
antwortet der Bundesanwalt a.D. und bitter 
Anwesende mit „Zugriff“, ihm — „natürlich 
streng vertraulich“ — die Ausführungsbestim- 
mungen der Bundesländer zukommen zu las- 
sen. „Frau Merkel“, antwortet sein Vorstands- 
kollege Günter Dworek. Denn die trample 
„auf unseren Gefühlen und Lebensentwürfen“ 
herum, weswegen man jetzt eine Plakataktion 
mit einer „unglaublich symphatischen“ Les- 
benfamilie gestartet habe. Die Regierung 
selbst, analysiert hingegen Gastreferent Fitz 
Peter vom Bundesverband der Deutschen 
Standesbeamtinnen und Beamten. In einem 
‚Hau-Ruck-Verfahren“ habe Rot-Grün die 
Regelung durchgebracht und damit eine „ver- 
fahrene Situation“ herbeigeführt. 

Spätestens hier beginnt manches Mitglied 
im Saal zwei und zwei zusammenzuzählen. 
Wie der von Dworek vorgelegte Entwurf für 
die politischen Schwerpunkte der nächsten 


Jahre überhaupt von einer „Erfolgsgeschich- 


te“ sprechen könne, deren „spektakulärster 


Ausdruck die Eingetragene Lebenspartner- 
schaft“ sei. Andere Teilnehmer nennen das 
Papier gar „hochtrabend” und „partymäßig“ 
oder übten Kritik an der „überholten Fixie- 
rung auf die Zweigeschlechtlichkeit der Ehe“ 


sowie am Fehlen von Utopien. Plötzlich ste- 


hen die Wahlverwandtschaften im Raum, bis 
Bruns die Notbremse zieht: Eine „Mafia- 
Klausel“ sei das, wenn jeder selbst bestim- 
men könne, wen er mit welchen Rechten vor 
Eingriffen des Staates schützen wolle. Mit 
dem Appell „Familie neu denken“ passiert das 
Papier den Verbandstag. Ein Kuriosum, denn 
in weiten Teilen war es schon einmal beschlos- 
sen worden, auf dem 11. Verbandstag 1999. 
Autor Dworek hat seine brandneuen „Fünf 
Forderungen an Staat und Gesellschaft“ zum 
Teil wörtlich (und bis in skurrile Wendungen 
hinein) aus dem gültigen Vereinsprogramm 
abgeschrieben — und keiner der Anwesenden 


merkt was. 
.. Ist niemals allein 


Das ungenierte Treiben der Neuen Mitte cha- 
rakterisiert Gastredner Michel Friedman un- 
terdessen als „Spießertum auf gehobenem 
Niveau“. Will oder kann das versammelte 
Publikum nicht verstehen, was der stellver- 
tretende Vorsitzende des Zentralrats der Ju- 
den ihm kurz vor Tagungsende in seiner Gast- 
rede beizubringen versucht? Mindestens ei- 
ner scheint es sehr wohl zu begreifen und rea- 
giert entsprechend. Friedman kritisiert die „in 
ihrer Unterscheidbarkeit nicht mehr wieder- 
erkennbare“ grüne Partei, und das grüne MdB 
Volker Beck entgegnet als LSVD-Sprecher 
dem .lieben Michel“ per „Dankesrede”, für 
Lesben und Schwule seien die Parteien an ih- 
rer Haltung zum Lebenspartnerschaftsgesetz 
unterscheidbar. Mahnt Friedman eine rasche 
Entschädigung von NS-Zwangsarbeitern an, 
fordert Beck — der in dieser Frage stets die 
Interessen der deutschen Wirtschaft vertritt 
_ eine kollektive Entschädigung der homo- 
sexuellen Szene, weil auch da „vieles unterge- 
gangen ist“. Betont Friedman die Besonder- 
heiten des Antisemitismus, fällt Beck eın, dab 
ja stets „alle Minderheiten gemeint‘ seien, 
wenn eine einzelne angegriffen werde. Warnt 
Friedman vor dem Rechtsextremismus jener 
unauffälligen Deutschen ‚mit Anzug und 
manikürten Fingernägeln”, fühlt sich das Au- 
ditorium nicht angesprochen. 


„Viele Minderheitenvertreter sind 
and ein gutes Wort für 


immer 


so dankbar, wenn jem 
einen findet.“ Friedmans Abneigung gegen- 
eeriffen des Gönnens 


über den christlichen B 
s doch maßgeb- 


und der Toleranz quittiert da 
lich christliche Publikum ım evangelischen 


Gemeindezentrum mit standing ovatıons. 
Spätestens da ist klar: Sıe haben nichts be- 


griffen. 


Mai/Juni ZCcı 


Gleiche Rechte (1) 


Trotz erhöhter Anstrengungen des LSVD 
sind Ehehomos mit Coming-out-Neigung 
weiterhin knapp. daher mußte zur Befriedi- 
gung medialer Bedürfnisse diesmal der 
LSVD-Pressesprecher höchtselbst in die Bütt. 
Die Berliner Morgenpost berichtete am 2. 
April aus „Mitte/Friedrichshain-Kreuzberg/ 
Tempelhof-Schöneberg”: 

„Der Wille ist schon da. Thierry und ich 
wägen aber noch die Vor- und Nachteile 
ab’, sagt Klaus Jetz. Der 37-jährige Kölner 
und sein ein Jahr jüngerer Freund aus 
Frankreich lieben sich, leben in Berlin und 
denken seit etwa zwei Jahren darüber nach, 
im ‘Hafen der Ehe’ festzumachen. Wie 
Thierry und Klaus denken viele Berliner 
Schwule und Lesben, die mehrheitlich in 
den Innenstadtbezirken wohnen. ... "Die 
Verwirrung ist groß, weil niemand weiß, ob 
das Gesetz in Kraft tritt oder nicht’, sagt 
Klaus Jetz vom Lesben- und Schwulenver- 
band. Der Schwulenaktivist' bezeichnet das 
Gesetz als "einen großen Sprung nach 
vorn, um die rechtliche Diskriminierung 
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aufzuheben‘. 


Gleiche Rechte (2) 


Hier geht es nicht um alternative Lebens- 
formen, sondern um kriminelle Verhaltens- 
weisen, die von SPD und GAL ignoriert 
werden.” — Was den Hamburger CDU-Vor- 
sitzenden Dirk Fischer erregt, ist das tradi- 
tionsreiche Kulturzentrum „Rote Flora” im 
Schanzenviertel der Hafenstadt. Der selbst- 
verwaltete Treffpunkt in dem besetzten Ge- 
bäude - laut AG LesBiSchwule Studien/ 
Queer Studies der Universität Hamburg 
u.a. „ein wichtiger Ort les-bi-schwulen Le- 
bens”“ - stört die CDU schon länger auf ih- 
rem Weg in die „sichere“ und „saubere” 
Stadt. Nach dem Willen der christlichen 
Volkspartei soll nach der nächsten Bürger- 
schaftswahl endlich Schluß sein mit lustig 
_ vorausgesetzt, es findet sich ein Käufer 
für das Gelände. In der Frankfurter Rund- 
schau drohte CDU-Spitzenkandidat Ole 
von Beust bereits, er habe „keine Hemmun- 
gen”, die Wahl zu einem Volksentscheid 
über die „Rote Flora” zu machen: „Wer 
zwölf Jahre keine Miete zahlt, muß raus. 
Wir werden räumen und abreißen.” 

Die Veranstalter des CSD machten den 
notorischen Hardliner bereits im letzten Jahr 
zu ihrem „Botschafter“ freilich ohne da- 
mit „eine politische Auswahl für oder gegen 
jemanden” getroffen haben zu wollen. Da- 
gegen hatte die AG Queer Studies im Mai 
2000 protestiert: „Mit Ole von Beust dart 
sich ein Politiker mit dem lesbisch-schwulen 
Fest schmücken, der aktiv Politik gegen les- 
bi-schwule Projekte macht ... Wir erklären 
uns solidarisch mit der Roten Flora und leh- 


nen Ole von Beust als CSD-Botschafter ab!" 


Gisi Nr. 13 


bunt 


Graz - zweitgrößte 
Stadt im Land, als 
Metropole der Stei- 
ermark eine der 
wenigen Kommunen 
mit KPÖ-Stadtrat. 
Die Einheimischen 
sind stolz auf südli- 
ches Flair und viel 
Kultur. Ende März ist 
die gesamte City 
„Diagonale”-be- 
flaggt, was das 
lokale Publikum 
aber gar nicht 
braucht: Die Kinos 
sind auch so prop- 
penvoll. Das 4. Festi- 
val des österreichi- 
schen Films besuchte 
IRA KORMANNSHAUS 


Die Szenenfotos 

zeigen Ausschnitte aus „Mein Stern” 
von Valeska Grisebach (links unten), 
„Normale Zeiten” von Elisabeth Scho- 
rang (Mitte) sowie „Das Gedächtnis 
der Frauen” von Nadja Seelich und 
Bernd Neuburger (rechts oben) 


ur standesgemäßen Eröffnung am 19. 

/ März in der Oper fragen die Intendant- 

Innen Christine Dollhofer und Constan- 
tin Wulff: „Wie kann ein österreichischer Lan- 
deshauptmann den Vorsitzenden der israeliti- 
schen Kultusgemeinde ungestraft öffentlich be- 
leidigen, ohne daß diese Öffentlichkeit genügend 
Druck zum Rücktritt dieses Landeshauptmanns 
entwickelt?“ (Zitiert wurde aus der gedruckten 
Version, das gesprochene Wort fiel schärfer aus.) 
Sekundenlange angespannte Stille, bis aus einer 
der hinteren Reihen jemand „Genau!“ brüllt und 
tosender Applaus losdonnert. Davor war Öster- 
reich-Unkundigen schon ein Eindruck davon 
gegeben worden, was Schwarz-Blau für den Film 
bedeutet: neben Subventionskürzungen und 
fragwürdigen Entscheidungen, die ohne Konsul- 
tation mit den Interessenvertretungen getrof- 
fen werden, die Absetzung eines Abteilungslei- 
ters, der sich seit Jahren mit Erfolg für den in- 
novativen Film eingesetzt hatte sowie die Auf- 
forderung, wirtschaftlicher zu denken. Die steu- 
erlichen Anreize zur Investitionssteigerung in der 
Filmwirtschaft sind aber auch von Schwarz-Blau 
immer noch nicht geschaffen worden. Da läßt 
sich nur schließen, daß die Isolation Österreichs 
gewollt ist, zumindest auf kulturellem Gebiet — 
wenn das Interesse an einer florierenden Film- 
branche und der Entwicklung künstlerischer 
Vielfalt verloren gegangen ist. 

Unterdessen beweist das vielfältige und hoch- 
karätige Programm, daß} österreichischer Film 
in Vergangenheit wie Gegenwart einiges zu bie- 
ten hat. Schade nur, daß der nach einhelliger 
Meinung beste Spielfilm (in der Presse schon 


ganz offen als Gewinner gehandelt) dann doch 
nur zu 35 Prozent aus österreichischen Geldern 
finanziert war. Mit ihrer an der Berliner Hoch- 
schule für Film und Fernsehen „Konrad Wolf“ 
entstandenen Jugendliebe-Story „Mein Stern“ 
hat Valeska Grisebach Nicht-SchauspielerInnen 
und geringem Aufwand einen rundum überzeu- 
genden Film geschaffen. Obwohl wenig passiert, 
ist er keine Sekunde langweilig. Überhaupt sind 
die großen Talente des Austro-Films Frauen, wie 
sich im Wettbewerbsbeitrag „Ternitz Tennessee” 
von Mirjam Unger und dem 
Förderpreis für Jessica Haus- 
ner eindrucksvoll dokumen- 
tierte. 
Geschlechter-Verwirrung 
oder auch nur Schwules/Lesbi- 
sches sucht frau/mann — was 
vielleicht an der alten Neben- 
widerspruchsthese liegt — in 
Filmen aus der Alpenrepublik 
derzeit vergeblich. Mit Aus- 
nahme des wenig sehenswerten 
Dokumentarfilms „Wenn die 
Liebe flöten geht“ des Duos 
Nadja Seelich/Bernd Neubur- 
ger. Den beiden oblag auch die 
Projektleitung des in Graz prä- 
sentierten Streifens „Das Ge- 


dächtnis der Frauen“, der an- 
hand von Interviews und Pri- 
vatfotos die Biographien von NS-Widerständ- 
lerinnen nachzeichnet, die nach der Befreiung in 
verschiedenen Systemen lebten: „Im dritten Teil 
erzählen die Frauen über ihr Leben heute. Nun 
leben sie alle wieder im Kapitalismus“, wie eine 
Rezensentin resümiert. „Die Qualität der Farb- 
fotografien ist mittlerweile dieselbe, die 
Familienfeste, Babys und Urlaubsziele gleichen 
einander.“ 

Der Widerstand gegen die 
FPÖ-ÖVP-Koalition wie 
auch einzelne Projekte zum 
Beispiel der Naturzerstörung 
ist, wie sich in Graz zeigte, 
aber sehr lebendig. So etwa 
„Gegen den Strom — Eine 
Bürgerinitiative“ von Marti- 
na Theininger. Kein Meilen- 
stein des Dokumentarfilms, 
der seine Protagonisten mehr 
reden als handeln läßt, dafür 


Diagonale 


otos 


F 


aber ihre letztendliche Ohnmacht groß in 
Szene setzt. In der „Haider-Show“ setzt 
sich der in Wien lebende Engländer 
Frederick Baker nicht nur mit einer der fin- 
stersten Figuren auf dem europäischen 
Polit-Parkett auseinander, sondern spürt 
auch den höchst simplen Wirkungsmecha- 
nismen und den recht einfach aufzulösen- 
den Skandalen des (Nicht)-Vorsitzenden 
nach. Insgesamt eine gelungene, im Auf- 
trag der BBC entstandene TV-Doku mit 
höchst vergnüglichen Kabarett-Einlagen. 

Die Videoschiene bot die Arbeiten der 
Video Agitation Salzburg, die sich in verschie- 
denen Produktionen mit den Reaktionen 
auf die Wahl befassen, am konkretesten in 


„Der Fürst, der Bischof und die Studiosi“ 
— ein Echo auf die Studiengebühren und 
die Reaktion auf die Reaktion. Das High- 
light der Dokumentation des Widerstands 
„Die Kunst der Stunde ist Widerstand“ — 
die Fortsetzung der bereits im vergange- 
nen Jahr präsentierten Anthologie mit Bei- 
trägen zwischen einer und 30 Minuten mit 
so vielsagenden Titeln wie „Demostewar- 
dess“, „Love, Peace and Vegetables“, „elek- 
troansprache zum nazionalfeiertag“ (kein 
Tippfehler!), „Auf Widerst@and“ oder 
„Aulabesetzung“ ... und der Frage „Wie 
böse ist Österreich?“ — Kein Zweifel: Der 
Widerstand lebt! 

Die Bildungsarbeit macht aber nicht an 
den Landesgrenzen halt. In drei Program- 


men „Politik bil- 
den“ wurden Vide- 
os vorgestellt, die 
anti-rassistische 
Projekte aus dem 
Kunstraum doku- 
mentiert, Ravens- 
brückerinnen und 
Kärtner Slowenin- 
nen befragt sowie 
Widerständigen ın 
Chiapas das Medi- 
um Video und die 
Arbeit damit vermittelt. 

Weiter zurück in der Geschichte geht's 
um die 70er, die Zeit des österreichischen 
Sonnengottes Bruno Kreisky, der den 
Wohlfahrtsstaat schuf. „Normale Zeiten” 
von Elisabeth Scharang vereinigt interes- 
santes Archivmaterial mit leider sehr un- 
filmischen Sequenzen von ArbeiterInnen, 
die damals gemeinsam ein Hörspiel schu- 
fen und nun Rückblick halten auf real ge- 
wordene und verlorengegangene Utopien. 
Und schließlich „wild blue — notes for 
several voices“ von Thierry Knauff: Ein 
politischer Filmessay, poetisch größere Zu- 
sammenhänge herstellend, eine Art Ko- 
oyanisgatsi des neuen Jahrhunderts. 

Zu guter Letzt ein Ausflug nach Frank- 
reich, wo das Festival „Resistances“ einen 
Drehbuch-Wertbewerb für antirassistische 
Kurzfilme ausschrieb, woraufhin mehr als 
500 Einsendungen kamen. Aus diesen wur- 
den zwölf ausgewählt, produziert und nun 
als Rolle präsentiert. Erfreulicherweise be- 
fassen sich alle diese Beiträge mit alltägli- 
chen Situationen und vermeiden die Schuld- 
abwälzung auf Politiker, Ämter etc. 

In der Programmschiene F ilm/Geschich- 
te/Politik wurden Dokumentarfilme gegen 
den Faschismus vorgestellt, vor allem Pro- 
duktionen jener losen Gruppe, die sich Mit- 
te der 30er um den US-Journalisten Her- 
bert Kline formiert und es sich zur Aufga- 
be gemacht hatte, die Lage Europas in Zei- 
ten des Faschismus zu dokumentieren. Der 
Vergessenheit entrissen wurden hier lange 
nicht mehr zu sehende Arbeiten wie auch 
die Namen derer, die sie geschaffen haben: 
der Tscheche Hanus Burger, der Ungar 
Ge&za Karpathi, der gebürtige Linzer Alex- 
ander Hackenschmied. Die Werke: „Crisis 


— A Film of che ‘Nazi Way’“ über die Zeit 
vom Hitler-Einmarsch in Österreich bis 


zum Münchener Abkommen, das das Ende 
der Tschechischen Republik besiegelte — 
einer Republik, geschaffen als Bollwerk 
gegen eine deutsch-österreichische Hege- 
monie in Europa; „Lights Out in Europe”, 
entstanden im Sommer und Herbst 1939 
während der Invasion in Polen und der Ver- 
hängung der Zensur in England, wurde 
1940 vom National Board of Review zum 
‘Besten Dokumentarfilm des Jahres’ ge- 
wählt; „Die Todesmühlen“, unter Anlei- 
tung von Billy Wilder von 86 stummen Mi- 
nuten, die dem Office of War Information 
politisch zu differenziert waren, zusam- 
mengekürzt auf 22 mit Kommentar und 
Musik unterlegte Minuten — Minuten, die 
Befreiungen von KZs zeigen: Lebende, 
Halblebendige und Tote; und schließlich 
„Heart of Spain“, ursprünglich vom kana- 
dischen Arzt Norman Bethune in Auftrag 
gegeben, um die Arbeit seines Blood Trans- 
fusion Institute im spanischen Bürgerkrieg 
zu dokumentieren. Der Streifen wurde aus 
dramaturgischen Gründen um Wochen- 
schaumaterial, Aufnahmen des sowjeti- 
schen Kameramanns Karmen und Sequen- 
zen aus Joris Ivens’ „The Spanish Earth“ 
ergänzt. 

Alles in allem ist der Name „Diagona- 
le“ erfreulicherweise Programm: Es wird 
nicht nur die Tagesaktualiıtät gesehen, son- 
dern im Querschnitt werden größere Zu- 


sammenhänge eröffnet. 
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„Ich bin eigentlich 
nicht so sehr auf 
Ereignisse neugierig 
als auf mich selbst“, 
läßt Andre Gide eine 
seiner Figuren im 
Roman Die Verliese 
des Vatikan denken, 
und verkündet damit 
zugleich seine 
ureigenste Lebens- 
maxime, zu der ihn 
ein mühsamer Le- 
bensweg geführt 
hatte. An den vor 50 
Jahren verstorbenen 
Nobelpreisträger 
erinnert GöTz FABrY 


Die Fotos 

auf Seite 32 zeigen Gide um 1890 
(oben) sowie 1893 im algerischen 
Biskra. 

Die Aufnahme auf Seite 33 zeigt 
Gide bei einem Schriftstellerkon- 
greß 1935 gemeinsam mit Louis 
Aragon (links) sowie Andre Molraux. 
Das Portrait auf Seite 34 stammt aus 
dem Jahre 1923 und wurde von 
Lady Ottoline Morell in deren Gar- 
ten in Garsington aufgenommen. 
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ndr& Gide, der am 22. November 1869 
A: Paris geboren wurde und dort 81jäh- 

ig am 19. Februar 1951 starb, zählt zu 
den bedeutendsten französischen Autoren des 
20. Jahrhunderts. Von reichen calvinistischen EI- 
tern streng puritanisch erzogen, 
war ihm neben einer Abneigung 
gegen gewisse „Sünden des Flei- 
sches“ auch früh ein strenger 
Tugendbegriff eingeimpft wor- 
den. Doch die elterliche Moral 
kollidierte schon bald mit den 
„schlechten Gewohnheiten“, die 
der kleine Andre gemeinsam mit 
einem Freund unter dem Schutz 
des Wohnzimmertisches ent- 
deckte. Der Konflikt zwischen 
sexuellem Begehren einerseits 
und protestantischer Erziehung 
andererseits zieht sich wie ein 
roter Faden durch Gides Leben 
und Werk. Bevor er allerdings 
die Ambivalenz, die Spannung 
zwischen Sinn und Sinnlichkeit kreativ nutzen 
konnte, verursachte sie ihm großes Leid. Denn 
die Selbstbefriedigung, die ihm zunächst noch 
ein vergnügliches Spiel zu sein schien, entwickel- 
te sich bald zum zwanghaften Ritual, das nicht 
mehr die ersehnte Entlastung von unverstande- 
nen Körperempfindungen brachte, sondern zu 
seelischer und körperlicher Er- 
schöpfung führte. 

Erst 1893 gelang es dem mitt- 
lerweile 26jährigen Gide auf ei- 
ner Tunesienreise, eine unver- 
krampfte Haltung zu seinem se- 
xuellen Verlangen zu finden. Die 
Tuberkulose, an der er während 
der Reise erkrankt war, weckte 
in ihm den Lebenshunger und 
setzte Energien frei, die er bis- 
her durch das Leben als Intellek- 
tueller sublimiert hatte und die 
ihren Niederschlag in seinen er- 
sten, noch ganz vom französi- 
schen Symbolismus geprägten 
Büchern gefunden hatten. Fas- 
ziniert von der Schönheit arabischer Jungen ge- 
lang es ihm, seine homosexuelle Veranlagung zu 
akzeptieren und erstmals in den Armen eines an- 
deren Lust ohne Reue zu empfinden. Geburts- 
helfer dieses verspäteten Coming-Out war kein 
geringerer als Oscar Wilde, den Gide schon aus 
Paris flüchtig kannte und der in Tunesien ge- 
meinsam mit Lord Alfred Douglas (,„Bosie“) zu- 


fällig im gleichen Hotel abgestiegen war. Gide 
berichtet diese Episode rückblickend in der größ- 
ten seiner autobiographischen Schriften Stirb und 
Werde (Si le grain ne meurt), die 1926 in ihrer end- 
gültigen Form erschien. Dies ist im übrigen eine 
der wenigen Stellen im umfang- 
reichen dichterischen Werk 
Gides, an der offen von Homo- 
sexualität die Rede ist, wenn 
man einmal von der halb wissen- 
schaftlichen Abhandlung Cory- 
don absieht, mit der Gide in 
sokratischer Dialogform die 
Homosexualität als natürlich 
und die Päderastie als gesell- 
schaftlich wünschenswert zu 
rechtfertigen versuchte. Die be- 
freiende Wirkung, die Gide 
empfand, als er seinen eigenen 
Impulsen und nicht der anerzo- 
genen Moral folgte, machten 
ihn von diesem Zeitpunkt an zu 
einem radikalen Individualisten: 
„Erst jetzt fand ich endlich zu meiner eigenen 
Norm. Hier gab es nichts Gezwungenes, Hasti- 
ges, Zweideutiges mehr, kein Schatten fällt auf 
die Erinnerung, die ich mir bewahrt habe. Mei- 
ne Lust war frei von Hintergedanken und 
brauchte keine Gewissensbisse zu fürchten.“ 
Nach den in der Schwüle des exotischen Nord- 
afrika gewonnenen Einsichten 
auch in Frankreich zu leben stell- 
te sich aber doch als schwieri- 
ger heraus, als das die enthusia- 
stischen Schilderungen Gides er- 
warten lassen. Zwei Jahre nach 
der Afrikareise heiratete Gide 
ganz bürgerlich seine Cousine 
Madeleine, zu der er sich seit 
dem zwölften Lebensjahr beson- 
ders hingezogen fühlte. Obwohl 
er die Liebe zu Madeleine — der, 
wie er immer wieder beteuerte, 
größten und einzigen Liebe sei- 
nes Lebens — als die wichtigste 
Quelle seiner künstlerischen In- 
spiration ansah, war das Ehele- 
ben eine Last für Gide. Sexualität bei Frauen fand 
er „unschicklich“, und seinen Freiheitsdrang so- 
wie die Lust auf neue Erfahrungen konnte er nur 
schwer mit einer auf Dauer angelegten Partner- 
schaft verbinden. Zum inneren Bruch der Be- 
ziehung, die nie offiziell geschieden wurde, kam 
es schließlich durch Marc Allegret, Gides lang- 
jährigen Freund, den er 1918 kennengelernt hatte 
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und mit dem er bis zu seinem Tod eng ver- 
bunden blieb. Aus Protest gegen das Ver- 
halten ihres Ehemanns verbrannte die ent- 
täuschte Gattin sämtliche seiner an sie ge- 
richteten Briefe, was dieser wiederum mit 
der wenig einfühlsamen Äußerung kom- 
mentierte: „Ich leide, als hätte sie unser 
Kind getötet.“ 

Die Freizügigkeit und das Selbstbewußt- 
sein, mit denen Gide in der Autobiogra- 
phie über seine erotischen Abenteuer 
schrieb, als seien sie das Normalste auf der 


Welt, waren 1926, als 53 le 
grain ne menrt in endgülti- 
gen Form erschien, ein Af- 
front. Gide überschritt be- 
wußt die Grenzen des „gu- 
ten“, also bürgerlichen Ge- 
schmacks und markierte 
damit einen inneren und 
äußeren Einschnitt in sei- 
nem Leben. Sein öffentli- 
ches Coming-Out war mit 
diesem Bekenntnisbuch 
abgeschlossen. Was man ın 
seinen großen literarischen 
Werken schon früher zwi- 
schen den Zeilen hatte le- 
sen können und was ım 
Grunde jeder ahnte, war 
jetzt mit einer Direktheit 
zum Ausdruck gekommen, 
die manche seiner Leser verschreckte. 
Der biblische Titel des Buches, wörtlich 
übersetzt „Wenn das Korn nicht stirbt“, 
kennzeichnet im übrigen sehr treffend die 
Situation des Autors zum Zeitpunkt der 
Veröffentlichung. Denn die literarischen 
Werke, denen der spätere Literaturnobel- 
preisträger seinen Ruhm verdankt, stam- 
men alle aus der Zeit vor der Autobiogra- 
phie, die nachfolgenden Werke reichen we- 
der inhaltlich noch formal an die früheren 
Werke heran, was aus der biographischen 
Entwicklung des Autors heraus verständ- 
lich wird: Gide hatte den Schwerpunkt sei- 
nes Wirkens aus der schöngeistigen Sphä- 
re in die des sozialen und politischen En- 
gagements verlagert. 1927 reiste er in den 
Kongo, wo ihm die Augen für die men- 
schenverachtenden Auswüchse der fran- 
zösischen Kolonialherrschaft geöffnet wur- 
den, die er in seinem im Jahr darauf er- 
schienenen Reisebericht Voyage au Kongo an- 
prangerte. Seine Abneigung gegen jegli- 
chen Zwang, der die Freiheit des Individu- 
ums einschränkte, machten ihn mehr und 
mehr zu einem Fürsprecher aller gesell- 
schaftlich Benachteiligten und Ausgesto- 
Benen. So setzte er sich etwa für humane 
Haftbedingungen und für die Gleichbe- 
rechtigung der Frauen ein. In den dreißiger 
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Jahren wurde er zu einem engagierten 
Kommunisten und bereiste 1936 auf Ein- 
ladung der sowjetischen Regierung die 
UdSSR. Im Beisein von Stalin, Molotow 
und anderen Würdenträgern hielt er auf 
dem Roten Platz in Moskau die Totenrede 
für Maxim Gorki. Trotz des triumphalen 
Empfangs, den man ihm in Moskau berei- 
tet hatte, war Gide enttäuscht, daß der 
Sowjetkommunismus seinen idealen Vor- 
stellungen so wenig entsprach, wovon sein 
Reisebericht Zurück aus der UdSSR, der sich 
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im Erscheinungsjahr mehr als hunderttau- 
sendmal verkaufte, wenn auch noch sehr 
zurückhaltend Zeugnis ablegt. Gides aus- 
geprägter Individualismus vertrug sich 
nicht mit dem Sozialismus Stalinscher Prä- 
gung, und so ergänzte er kurze Zeit später 
seinen Reisebericht durch die Schrift Rerz- 
schen zu meinem Rußlandbuch, in dem er öf- 
fentlich seinen Bruch mit dem Kommunis- 
mus erklärte. 

Die eigenen schmerzlichen Erfahrungen 
durch eine nicht an individuellen Bedürf- 
nissen, sondern an religiösen oder ideolo- 
gischen Dogmen orientierte Erziehung lie- 
Ben Gide eine lebenslange Abneigung ge- 
gen alle dem Menschen von außen aufge- 
zwungene Gesetze entwickeln und mach- 
ten ihn zum Verfechter des radikalen Indi- 
vidualismus. Um seine persönliche Freiheit 
zu gewinnen, müsse der Mensch sich ent- 
wurzeln, seine Bindungen durch Familie, 
Rasse, Religion und Heimat hinter sich las- 
sen, um in sich selbst sein eigenes Gesetz 
zu finden. Kein Wunder, daß die Exısten- 
tialisten, allen voran Jean-Paul Sartre, in 
Gide eine Art Vaterfigur sahen und sein le- 
benslanges Ringen mit den Gesetzen von 
Moral und Religion, das ihn schließlich zum 
Individualismus und Atheismus führte, als 
gelebte Dialektik verstanden. 
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Andre Gides literarische Werke sind au- 
Bergewöhnlich vielschichtig, sehr hetero- 
gen und fast alle sind stark autobiogra- 
phisch gefärbt. Dabei sind Gides eigene Er- 
lebnisse, Gefühle und Überzeugungen häu- 
fig auf mehrere Personen verteilt, so daß 
es unmöglich ist, eine der fiktiven Figuren 
als alter ego des Autors zu identifizieren. 

Auf die Spitze getrieben ist dieses Ver- 
fahren in Gides berühmtesten Buch, sei- 
nem Roman Die Falschmünzer. Kunstvoll 
werden hier mehrere Geschichten aus ver- 
schiedenen Perspektiven 
erzählt und im Verlauf des 
Romans immer enger mit- 
einander verwoben. Ob- 
wohl es schwerfällt, eine 
Hauptfigur zu benennen, 
steht im Zentrum des Ge- 
schehens der Schriftsteller 
Edouard, dessen fiktive 
Tagebuchaufzeichnungen 
einen Großteil des Werkes 
bilden. Edouard schreibt 
gerade einen Roman mit 
dem Titel Die Falschmünzer 
und belehrt den Leser über 
die damit verbundenen 
Schwierigkeiten. Ihm ge- 


steller Robert de Passa- 
vant, der den lifestyle des Fin de siecle ver- 
körpert. Zwischen diese Literatengestalten 
findet sich das Freundespaar Bernard und 
Olivier, deren Erwachsenwerden einen 
weiteren Erzählstrang bildet. Bernard ver- 
läßt sein großbürgerliches Elternhaus, auf 
der Suche nach dem Sinn des Lebens. Durch 
einen Zufall kommt er in den Besitz von 
Edouards Tagebuch, lernt diesen selbst 
kennen und wird sein Sekretär. Olivier, der 
Neffe Edouards, wird zunächst von Passa- 
vant als Sekretär angeheuert und von ihm 
in die elegant-falsche Welt der parfümier- 
ten literarischen Salons eingeführt. Olivier 
wird dieser Welt jedoch schnell überdrüs- 
sig, versucht sich das Leben zu nehmen und 
wird schließlich von Edouard gerettet. 
Gruppiert um dieses Doppelpaar pubertie- 
render Jugendlicher und Literaten sind 
noch zahlreiche andere Geschichten, z.B. 
die einer Kinderbande, die von Falschmün- 
zern ausgenutzt wird, um deren Geld in 
Umlauf zu bringen, oder die Geschichte 
von Oliviers Bruder Vincent, der während 
eines Sanatoriumaufenthalts eine Affäre 
beginnt, die ihn um sein Vermögen bringt, 
ihn damit zur leichten Beute der verfüh- 
rerischen und reichen Lady Griffith wer- 
den läßt, die ihr intrigantes Spiel aber 
schließlich durch Vincents eigene Hand mıt 
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dem Leben bezahlen muß, was diesen wie- 
derum um den Verstand bringt. 

Die auf den ersten Blick verwirrende 
Vielfalt der Geschichten und Gestalten ist 
dank einer meisterhaften Erzähltechnik 
und einer strengen formalen Struktur des 
Romans jederzeit zu überschauen — 
ein brillantes und spannendes Buch, 
dem man seine 75 Jahre nirgends 
anmerkt. 

Während in Die Falschmünzer 
zahlreiche divergente Motive, Ge- 
fühle und Ansichten anklingen, sind 
andere Werke in dieser Hinsicht 
einseitiger. Nicht selten fühlte sich 
Gide dann im Nachhinein gezwun- 
gen, ein literarisches Gegenstück zu 
verfassen, um gewissermaßen sein 
dichterisches Gleichgewicht wie- 
derherzustellen. So geschehen mit 
der 1902 erschienenen Erzählung 
Der Immoralist, in der Gide viel au- 
tobiographisches Material von sei- 
ner Tunesienreise verarbeitet hat. 
Protagonist des Werkes ist der Ar- 
chäologe Michel, der seinen Freun- 
den in einer langen Nacht gewisser- 
maßen eine Lebensbeichte ablegt. 
Er schildert, wie ihm aus seinem 
drögen Gelehrtendasein, ausgelöst 
durch seine Erkrankung an Tuber- 
kulose, plötzlich eine kaum stillbare 
Lebenslust erwacht. Er geht auf Reisen, 
fährt nach Afrika und ergötzt sich an hüb- 
schen Jünglingskörpern. Während er sich 
immer besser fühlt, geht es seiner gleich- 
falls erkrankten Lebensgefährtin, die er 
ebenfalls nach Afrika schleppt, um ihr die 
gleiche Kur angedeihen zu lassen, immer 
schlechter, und schließlich stirbt sie. Mi- 
chel fühlt sich schuldig, sein Egotrip im 
Dienste des Lustprinzips hat die Freundin 
zerstört, und auch er weiß schließlich mit 
sich selbst nichts mehr anzufangen und 
wendet sich ratsuchend an seine Freunde. 

Obwohl Gide dieses Werk keinesfalls als 
Anklage gegen rücksichtslosen Egoismus 
verstanden wissen wollte, zeigt er damit 
doch die Gefahren auf, die das von ihm 
selbst verkündete Programm des radika- 
len Individualismus mit sich bringen kann. 
Da ihm die Botschaft des Immoralisten zu 
einseitig erschien, verfaßte Gide kurz dar- 
auf ein anderes Werk, das die Aussage des 
ersten relativieren sollte: die Erzählung 
Die enge Pforte. Scheitert Michel, der Immo- 
ralist, an seinem uneingeschränkten Ego, 
so scheitert Alissa, die Heldin dieser Er- 
zählung, an ihrem absoluten Tugendbegrift. 
Obwohl sie ihren Cousin Jeröme liebt, ver- 
zichtet sie auf den Vollzug dieser Liebe und 
läßt statt dessen der Schwester den Vor- 


tritt, weil sie davon überzeugt ist, daß 
durch die Tugend, auf das eigene irdische 
Glück zu verzichten, ihr eine höhere, ab- 
solute Glückseligkeit verheißen sei. Mi- 
chel, der Immoralist, und Alissa, die Ver- 
körperung absoluter Tugendhaftigkeit ste- 


hen somit für die moralische Extreme, zwi- 
schen denen sich auch Andre Gides Leben 
und Werk abspielten. 

Von diesem Konflikt handelt auch das 
nach den Falschmünzern wohl bedeutend- 
ste Werk Gides, der 1914 entstandene Ro- 
man Die Verliese des Vatikan. In dieser Sati- 
re bläst Gide zum Generalangriff auf die 
bürgerlichen Werte, indem er eine franzö- 
sische Adelsfamilie und ihre Verstrickun- 
gen in religiösen Wahn, wissenschaftliche 
Doktrin, moralische Heuchelei und Hoch- 
stapelei zum Gegenstand einer grotesk-iro- 
nischen Handlung macht. 

Eine Bande von Hochstaplern streut 
unter südfranzösischen Adelsfamilien das 
Gerücht aus, der Papst sei in Rom von den 
Freimaurern entführt und in der Engels- 
burg gefangen genommen worden. Statt 
dessen residiere jetzt ein falscher Papst im 
Vatikan, der durch entsprechende Verord- 
nungen die katholische Kirche zugrunde 
richten wolle. Der um seine Privilegien 
fürchtende Adel spendet bereitwillig Geld 
für die Befreiuung des Kirchenoberhaup- 
tes, und Amede&e, ein frommer Einfalts- 
pinsel, macht sich persönlich auf den Weg 
nach Rom, um an der Befreiung des Pap- 
stes mitzuwirken. Dort gerät er in die 
Hände der Betrüger, die ihn nach allen 


Regeln der Kunst an der Nase herumfüh- 
ren und ihn für ihre Zwecke mißbrauchen. 
Lafcadio Wluiki, ein Bastard, der durch 
eine unerwartete Erbschaft plötzlich zu 
Geld gekommen ist, trifft in Rom zufällig 
auf Amedee und bringt ihn aus einer Lau- 
ne heraus um. Jetzt gerät Lafcadio 
selbst mit der Betrügerbande in 
Konflikt, deren Chef sich als einer 
seiner ehemaligen Kumpane ent- 
puppt. 

Mit dieser kurzen Beschreibung 
ist das Wesen dieses Familien-, 
Kriminal- und Abenteuerromans 
nur unzureichend beschrieben. Ähn- 
lich wie in den Falschmünzern wer- 
den verschiedene Handlungs- 
stränge virtuos und dabei äußerst 
ökonomisch zusammengeführt, so 
daß das Buch trotz aller Komple- 
xität leicht zu lesen und vor allem 
amüsant und spannend ist. 

Das Echo auf diese Narrenposse 
war sehr geteilt. Während Marcel 
Proust den Roman enthusiastisch 
lobt, kündigt der katholische 
Schriftsteller Paul Claudel Gide die 
Freundschaft, weil er sich nicht nur 
in seinen religiösen Gefühlen ver- 
letzt, sondern auch persönlich ver- 
unglimpft sieht: Gide hat ein Thea- 
terstück Claudels in satirisch ver- 
fremdeter Form in seinen Roman einge- 
baut. Der Katholizismus war unter den 
französischen Literaten der Jahrhundert- 
wende schwer in Mode und Gide selbst 
hatte sich jahrelang mit dem Gedanken 
getragen, zum katholischen Glauben zu 
konvertieren. Die Verliese des Vatikans sind 
daher nicht nur als eine Abrechnung mit 
der Hörigkeit der bürgerlichen Gesell- 
schaft gegenüber Wissenschaft, Religion 
und verabsolutierten gesellschaftlichen 
Moralvorstellungen zu verstehen, sondern 
auch als persönlicher Befreiungsschlag 
Gides, der sich damit endgültig von sei- 
nen Gelüsten nach einer Konversion zum 
Katholizismus befreite. Der Heilige Stuhl 
hat es ihm trefflich gedankt: Am 2. April 
1952 setzte er Gides Gesamtwerk auf den 
Index der Verbotenen Bücher. 


Andre Gide: Gesammelte Werke in zwölf Bänden. 
Deutsche Verlags-Anstalt (dva) 

Einzelausgaben (u.a. Die Verliese des Vatikan, Die 
Falschmünzer, Der Immoralist) sind nach den Tex- 
ten der Gesamtausgabe erschienen bei div. 
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Von Anne KÖPrFER 


ehen Sie, da habe ich Sie gleich eis- 
Sa erwischt. Sagen Sie bloß nicht, 

Sie wüßten auf Anhieb, was man un- 
ter Oxymoron versteht. Ich mußte mir 
erst eine Leiter herbeischaffen, um an mein 
Fremdwörterbuch zu gelangen. Was denn 
nun ein Oxymoron ist? Wie komme ich 
dazu, Ihre Bildungslücken zu schließen? 
Brechen Sie sich doch selber das Genick. 
Nicht nötig, meinen Sie, Ihre Wissensauf- 
heller stünden zu ebener Erde? — Das 
spricht auch nicht gerade für Sie. Denken 
Sie mal darüber nach. 

„Sisters in Motion lädt ein zum lustvol- 
len Lästern und Schmunzeln und beweist, 
daß das Wort ‘Lesbenhumor’ doch kein 
Qxymoron ist“, steht auf dem Umschlag. 
Im Klartext: Im Volksmund — doch, das 
Wort gibt es wirklich — bestünde die vor- 
herrschende Meinung, Lesben hätten prin- 
zipiell keinen Humor. Also hat der Quer- 
verlag die — so die Verleger! — „besten Sa- 
tirikerinnen“ gebeten, angefleht, bedroht, 
unter Vorspiegelung enormer finanzieller 
Zuwendungen überredet oder ganz einfach 
an ihre hehre Mission appelliert, dieses an- 
scheinend nicht auszurottende, vermutlich 
von Heteros und -ras verbreitete Vorur- 
teil ad absurdum zu führen. Ich erinnere 
noch einmal: Lesben gleich Humor gleich 
Null! 

Frohen Mutes mache ich mich an die 
Lektüre dieses wirklich geschmackvoll ge- 
stalteten Bändchens. Vielleicht sollte man 
nicht gleich mit der ersten Story begin- 
nen. Nach den knapp zehn Seiten bin ich 
bereits derart müde, daß ich mich gezwun- 
gen sehe, mit einem starken Kaffee Abhil- 
fe zu schaffen. Ich fange an zu blättern. 
Das schwarze Gesöff tut seine Wirkung, 
die Geschichten nicht. Möglicherweise ent- 
scheide ich mich instinktiv immer für die 
falschen. 

Ein Märchen meiner seligen Großmut- 
ter gerät mir in den Sinn. Es handelte von 
einem leicht unterbelichteten Knaben, der 
immerzu blökte: „Wenn's mich nur gru- 
selte.“ Na gut, in der Märchenwelt der al- 
ten Dame gab's keinen Fernseher, aber was 
die besorgte Umwelt auch veranstaltete, 
nichts fruchtete. „Wenn's mich nur gru- 
selte“, nervte das Bürschlein unentwegt 
weiter. 

Was meine Großmutter mit den beweg- 
ten Lesben zu tun hat? Natürlich nichts. 


Üben Sie sich mal ein 
bißchen in Geduld. 
Beim weiteren Studi- 
um der lesbischen Sa- 
tiren werden Sie die 
noch dringend brau- 
chen. Immerhin lädt 
mich Sisters in Motion 
nachdrücklich ein zum 
lustvollen Lästern und 
Schmunzeln. Einladun- 
gen sollte man nicht 
leichtfertig ausschla- 
gen. Was aber, wenn so 
ein miesepetriger Trau- 
erkloß wie ich vor die- 
sem Werk sitzt? Zuge- 
geben, damit konnte 
der arme Verlag nicht 
rechnen. „Wenn's mich nur schmunzelte, 
ach, wenn‘s mich doch nur schmunzelte ...“ 

Erfreut stoße ich auf die Fragmente ei- 
nes Theaterstücks von Kordula Völker. 
Ernst ist das Leben, heiter die Kunst. Opti- 
mismus erfüllt mich. Ist aber keine Kunst, 
sondern aus einer lesbischen Komödie, wie 
ich leider erst zum Schluß erfahre. Schö- 
nen Dank für die Warnung. „Wenn's mich 
doch nur ...“ 

„Lesbische Damen haben, sagen wir es 
offen, ein zwiespältiges Verhältnis zu ih- 
ren sekundären Geschlechtsmerkmalen.“ 
So der Beginn einer neuen Story, diesmal 
von Sophie Fröhlich. Das klingt vielver- 
sprechend. Noch viel fröhlicher sind die 
Bilder zum Text. Ehrlich gesagt, der durch 
die Fernsehreklame bekannte Obstgarten 
vermag bei mir heftigere Heiterkeits- 
stürme herbeizuzaubern. Folglich habe ich 
keine rechte Lust, mich der am Ende ge- 
stellten Quizaufgabe zu unterziehen. „Gabi 
trägt Kiwi 70. ihre Freundin Petra hat 
Pomelo 85. Welche Größe braucht Micha- 
ela, die den gleichen Leibesumfang wie 
Gabi hat, aber zwei Obstsorten unter dem 
Tittenvolumen von Petra liegt?“ Nun krie- 
gen Sie sich mal wieder eın! 

Übrigens, können Sie etwas mit „ano- 
mapoetisch thrillenden Satzkonstrukten” 
anfangen? Sollten Sie aber. Wie wollen Sie 
sich sonst mit hoffentlich wachsender Be- 
geisterung zwölf Seiten lang daran erfreu- 
en? Kleine Kostprobe gefällig? „Mittler- 
weile, im tiefsten Winter, ist der erste 
Schock überwunden; diese trübe Zeit des 
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Darbens aber wartet jedes Jahr mit unge- 
mein verstörenden Anekdoten auf, die 
mich zuweilen verwundert mit der Frage 
zurücklassen, ob das Schicksal keine ande- 
re Freizeitbeschäftigung hat, als mir tod- 
verheißende Abfallprodukte aus seinem 
sich konsulvisch wöl- 
benden Enddarm zu 
servieren.“ Selten so 
gelacht, haha. 

In diesem Stil geht 
es munter weiter. Zwölf 
ellenlange Drucksei- 
ten „Lesbische Suizid- 
reigen in depressiven 
Kulturcafes“. Welch 
spritziger Titel. Und 
erst die Zwischenüber- 
schriften — für die völ- 
lig Bescheuerten ver- 
mutlich. Die Autorin 
Giannina Wedde stu- 
diert gerade Germani- 
stik. Daß Humor von 
kurzen Sätzen und 
knackigen Pointen 
lebt, stand womöglich noch nicht auf dem 
Lehrplan. Wie sonst kann es geschehen, daß 
mittlerweile, im tiefsten Frühling, ah- 
nungslose Satireliebhaberinnen irgend- 
welchen Schreibkundigen ausgeliefert wer- 
den, die ihre Abfallprodukte in deren kon- 
sulvisch sich wölbende Enddärme transpor- 
tieren? Den schutzlosen Opfern kann ich 
nur empfehlen: Es gar nicht erst bis zum 
Verdauungstrakt kommen lassen, Finger in 
den Hals und fröhlich abkotzen. 

Sisters in Motion. Nein, Sie brauchen das 
Buch wirklich nicht gleich in die nächste 
Ecke zu werfen. Schließlich bin sogar ich 
noch fündig geworden. Meine Favoritin- 
nen lauten übrigens Martina Weigel, Klau- 
dia Brunst, Ariane Rüdiger, Jorjet Harper 
und Vera Grambow. Lauthals lachen wer- 
den Sie auch über die nicht können, aber 
die hatten wenigstens eine Idee. Wenn ich 
mich beispielsweise über Loriot/Hamann, 
Herricht und Preil, Maren Kroymann oder 
die Missfits nach wie vor prächtig amüsie- 
ren kann, so ist mir das ziemlich egal, ob 
die sich hetero, homo oder sonstwie ver- 
lustieren. Sobald jedoch Humor zur lesbi- 


schen Ideologie zu werden droht, über- 


kommt mich eben nur ein herzhaftes Gäh- 


nen. Womit wir wieder beim Oxymoron 


angelangt wären. 


Ilona Bubeck/Jim Baker (Hg.): Sisters in Motion 
Querverlag, Berlin 2001, 190 Seiten, 29,80 DM 
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Vor 20 Jahren hatten 
Berlins Lesbenberao- 
tung, die Schwulen- 
beratung und KomBi 
(Kommunikation 
und Bildung vom 
anderen Ufer) im 
Kontakt- und Bera- 
tungszentrum homo- 
sexueller Frauen und 
Männer e.V. ihren 
gemeinsamen Ur- 
sprung. Zur Feier- 
stunde am 16. März 
im Rathaus Schöne- 
berg gratulierte 
auch! Christine Holz- 
kamp. Wir doku- 
mentieren auszugs- 
weise?, was die 
Hochschullehrerin 
i.R. mit ihrer Lauda- 
tio der „Community“ 


in Erinnerung rief. 


Anmerkungen 

' Es redeten zuvor MdB Andrea Fi- 
scher (B ‘90/Grüne) und Christa-Mo- 
rio Blankenburg vom Landesverband 
Berlin des PARITÄTISCHEN (dpw). Ex- 
Frauensenotorin Anne Klein mode- 
rierte: das Fehlen der Senatorin für 
Arbeit, Soziales und Frauen, Gabriele 
Schöttler (SPD), und des Senators für 
Schule, Jugend und Sport, Klaus 
Böger (SPD), erregte Unverständnis 
unter den etwa 500 Anwesenden und 
wurde ausdrücklich mißbilligt. 

? Die Kürzungen besorgte Ortwin 
Passon; der vollständige Text ist nach- 
zulesen unter www.gigi-online.de 
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hängt damit zusammen, daß Ihr Eure eige- 

nen Diskriminierungserfahrungen zum Aus- 
gangspunkt Eurer politischen, pädagogischen 
und psychosozialen Arbeit gemacht habt und 
macht. Sowohl die Lesbenberatung wie die 
Schwulenberatung sind 
aus Selbsthilfebewe- 


gungen entstanden und 


T: freue mich und ich danke Euch. Mein Dank 


sind heute professio- 
nelle Einrichtungen in 
Berlin. Ihr übernehmt 
Aufgaben, die Angehö- 
rigen der heterosexuel- 
len Mehrheitsgesell- 
schaft gut zu Gesicht 
stünden, aber da sieht 
es noch weitgehend 
trübe aus. Die großmü- 
tige Rede vieler Ange- 
hörigen der heterose- 
xuellen Mehrheitsge- 
sellschaft von Toleranz 
gegenüber Minderhei- 
ten scheint gegenwär- 
tig noch häufig Hete- 
rosexuelle weitgehend 
der Verantwortung zu 
entheben, eigenes Aus- 
grenzungsverhalten zu reflektieren und sich für 
eine Gleichberechtigung aller Lebensweisen zu 
engagieren. Wenn sich daran etwas geändert hat, 
ist es Euer Verdienst. Ihr seid dabei auch von 
Menschen der heterosexuellen Mehrheitsgesell- 
schaft unterstützt worden, aber die Initiative zu 
mehr Demokratie in unserer Gesellschaft, die 
Thematisierung von Homophobie und Hetero- 
sexismus ist von Euch ausgegangen und nicht 
von der heterosexuellen Mehrheitsgesellschaft. 
Und diese hätte in einer sich demokratischen 
verstehenden Gesellschaft allen Grund, die von 
ihr ausgehende manifeste und latente Homo- 
phobie wahrzunehmen, zu hinterfragen und ge- 
gen die damit verknüpften Menschenrechtsver- 
letzungen vorzugehen. 

Ihr macht in Euren pädagogischen und psy- 
chosozialen Projekten eine eminent wichtige 
politische Arbeit, denn es geht Euch um die 
Aufhebung von gesellschaftlichen Hierarchien, 
es geht Euch um den Abbau von Dominanz- 
verhalten, Diskriminierung und Gewalt, es geht 
Euch um mehr Demokratie in unserer Gesell- 
schaft, es geht Euch letztlich um die Vision ei- 


ner Gesellschaft, wo Menschen ohne Angst ver- 
schieden sein können. 

20jähriges Jubiläum — das heißt auch 20 Jah- 
re Kampf gegen drohende Schließung, um Wei- 
terbestehen, um Weiterfinanzierung, gegen Mit- 
telkürzung. Gemessen an der Nachfrage, dem 


Akzen; 


Bedarf habt Ihr zu we- 
nig personelle und ma- 
terielle Ressourcen. 
Offensichtlich wächst 


langsam in psychosozi- 


s 
2 
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alen und pädagogischen 
Arbeitszusammenhän- 
gen und Institutionen 
die Erkenntnis, daß 
psychosexuelle Vielfalt 
wahrgenommen und 
herrschende Normali- 
tätskonstruktionen hin- 
terfragt werden müs- 
sen. Daß diese als na- 
türlich ausgewiesenen 
Normalitätskonstruk- 
tionen gesellschaftlich- 
kulturelle Konstrukti- 
onen sind und es dabei 
um Herrschaft geht, 
\ spricht sich immer mehr 


’ 


— wenn auch vielen von 
uns noch zu langsam — herum. 

Und daß sich etwas langsam verändert, dar- 
an habt Ihr mit Eurer Arbeit wesentlichen An- 
teil. Wir — die heterosexuell lebenden Profes- 
sionellen und Bürgerinnen und Bürger — sind of- 
fensichtlich viel schwerer an diesem Punkt 
Gleichwertigkeit aller psychosexuellen Lebens- 
weisen politisch in Bewegung zu setzen. 

Bei dieser Zielvorstellung habt Ihr auch die 
Vielzahl und Verwobenheit von Diskriminie- 
rungsverhältnissen im Blick, habt durch bewuß- 
te Wahrnehmung der Mehrfachdiskriminierung 
von lesbischen und schwulen Migrantinnen, von 
behinderten Lesben und Schwulen mit Psychia- 
trieerfahrung, von Lesben und Schwulen mit 
AIDS, von lesbischen und schwulen alten Men- 
schen spezifische Beratungs- und Kommunika- 
tionsangebote entwickelt. Diese Differenziert- 
heit in Bezug auf Dominanz- und Diskriminie- 
rungsverhältnisse ist bis jetzt eher die Ausnah- 
me als die Regel in der pädagogischen und psy- 
chosozialen Arbeit, auch da seid Ihr „voraus“. 

20 Jahre gibt es Euch — da hat sich eine Men- 
ge in der bundesrepublikanischen Landschaft 


Foto Schwulenberatung 


getan. Das heißt allerdings nicht gleichzei- 
tig Akzeptanz nicht-heterosexueller Lebens- 
weisen, sondern weiterhin Gewalt, weiterhin 
Ausgrenzung und Diskriminierung von Les- 
ben, Schwulen, Bisexuellen, Transsexuellen. 
Nach wie vor sind schwulen- und lesben- 
feindliche Sprüche im Alltag, mehr oder we- 
niger subtile Diskriminierungen gang und 
gäbe, nicht nur bei der Bundeswehr, sondern 
auch im Zivildienst, in der Schule, in den 
Familien, Jugendfreizeitheimen, Betrieben 
..., überall dort, wo heterosexuell lebende 
Menschen Definitionsmacht haben. Welche 
Auswirkungen das auf Jugendliche und Her- 
anwachsende mit gleichgeschlechtlicher Ori- 
entierung hat, zeigt die Berliner empirische 
Untersuchung von 1996, in der aufgezeigt 
wird, daß für Jugendliche mit gleichge- 
schlechtlicher Orientierung ein viermal hö- 
heres Suizidrisiko besteht als für Jugendli- 
che mit heterosexueller Orientierung. 

Die Ursache für die weiterbestehende Ab- 
wertung und Ächtung nicht-heterosexueller 
Lebensweisen sehe ich darin, daß die be- 
stehenden Normalitätskonstruktionen nicht 
von der heterosexuelen Mehrheitskultur hin- 
terfragt werden, sondern Toleranz gegenüber 
den „Anderen“, „Abweichenden“ als die mo- 
ralische und politischen Maxime Begriffen 
wird. Toleranz als ein Gnadenakt von oben 
nach unten, der jederzeit aufgekündigt wer- 
den kann. Dal} mit diesem Verständnis die 
Hierarchisierung aufrechterhalten und ver- 
festigt wird, ist den meisten Menschen hier 
in diesem Raume bewußt. Die Befürworter 
der gleichgeschlechtlichen Partnerschaft kön- 
nen argumentieren, dal) der teilweise Ein- 
schluß in die bestehende Institution Ehe bes- 
ser als nichts ist. Gleichzeitig werden da- 
durch Heterosexualität und Ehe als institu- 
tionalisierte kulturelle Normen unhinterfragt 
verfestigt. 

Eine wirkliche Gleichwertigkeit aller psy- 
chosexuellen Lebensformen ist aber ohne Au- 
ßerkraftsetzen der herrschenden Normali- 
tätskonstruktionen nicht zu erreichen. Was 
in der theoretischen sozialwissenschaftlichen 
Diskussion jetzt zunehmend begriffen wird: 
die herrschenden Normalitätsvorstellungen 
sind kulturelle Konstruktionen zur Aufrecht- 
erhaltung von Herrschaft. Sie werden als 
Maßstab im Herrschaftsinteresse gesetzt, 
sind das Normale, von dem aus alles Andere 
als „abweichend“ diskreditiert werden kann 
Es geht also um das Erkennen von Herr- 
schaft in den gängigen Normalitätskonstruk- 
tionen. Die eigene Betroffenheit, sich in sei- 
ner eigenen Entwicklung als „anders“ wahr- 
zunehmen, hat bei nicht-heterosexuell leben- 
den Menschen zu einem Hinterfragen der 
Normalitätskonstruktion „Heterosexualität“ 
und „Zweigeschlechtlichkeit“ geführt, aber 


nicht bei der sich heterosexuell verstehen- 
den Mehrheit. 

Die Erziehungswissenschaftlerin Jutta 
Hartmann hat in ihrer Dissertation“ über- 
zeugend aufgezeigt, wie diese in unserer Ge- 
sellschaft vorfindbaren Normalitätskon- 
struktionen entlang der Triade Geschlecht- 
Sexualität-Lebensform das alltägliche und 
wissenschaftliche Wahrnehmen und Denken 
bestimmen. Jutta Hartmann geht es um die 
Wirkkraft folgender Normen: Zweige- 
schlechtlichkeit, Heterosexualität, Mono- 
sexualität, Primat des Modells sexueller Part- 
nerschaft, Kleinfamilie. Es ist sehr spannend, 
ihren Argumentationslinien zu folgen und zu 
erkennen, wie diese Normalitätskonstrukti- 
onen funktional für die Aufrechterhaltung 
von Herrschaft sind. Jutta Hartmann ver- 
steht mit Foucault Normen als eine moder- 
ne Form von Macht, die sich in die gesell- 
schaftlichen Strukturen und in die Köpfe der 
Menschen hineinverlagert hat. Mit dem von 
ihr generierten Begriff „vielfältige Lebens- 
weisen“ plädiert Jutta Hartmann dafür, „bis- 
herige Selbstverständlichkeiten in der Tria- 
de Geschlecht-Sexualität-Lebensform zu 
hinterfragen, eigene Konstruktionen auf 
essentialisierende, vereindeutigende und nor- 
malisiernde Mechanismen hin zu überprüfen, 
sowie neue Zugänge zu entwickeln, die viel- 
fältigen Lebensweisen enthierarchisierend 
und de-normalisierend aufgreifen“. Ich kann 
Euch die Lektüre ihrer Untersuchung nur 
wärmstens empfehlen, ich habe viel dazu- 
gelernt und begriffen. 

In den gängigen Dichotomien Hetero- 
sexuelaität-Homosexualität und Mann-Frau 
stecken große Herausforderungen. Einer- 
seits müßt Ihr im Interesse Eures Klientels 
identitätsunterstützend arbeiten, in dem 
schwierigen Prozeß der Identitätsfindung be- 
gleiten. Gleichzeitig müßt Ihr sensibel da- 
für sein, diese Kategorien psychosexueller 
Orientierung nicht zu verdinglichen, Ihr 
müßt Euch davor hüten, diese Kategorien als 
substantiell und unveränderlich zu begreifen. 
Geschlechtliche Identität und Begehren ent- 
wickeln und verändern sich. Ihr müßt Euch 
den Blick für die Grenzgängerei offenhalten, 
denn: Jede Kategorisierung produziert 


Ausgrenzungen. 


* Jutta Hartmann: Vielfältige Lebensweisen. Eine Stu- 
die zur Dynamisierung der Triade Geschlecht-Sexu- 
alität-Lebensform und zur Entwicklung einer kritisch- 
dekonstruktiven Perspektive in der Pädagogik. 
Dissertation am Fachbereich Erziehungs- und Unter- 
richtswissenschaften der TU Berlin, 2000 
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Anzeigen 


Spendenaufruf 


Vom 17. bis 19. Mai demonstrierten 
in Berlin etwa 1000 Flüchtlinge ge- 
gen die 1982 eingeführte Residenz- 
pflicht. Da die meisten lediglich ein 
Taschengeld von 80 DM pro Monat 
bekommen, bittet die Koordination der 
Kampagne um Spenden zur Refinon- 
zierung von Anreise und Verpflegung. 
Spendenkonto: Forschungsgesell- 
schaft Flucht und Migration (FFM) e.V., 
Konto Nr. 610024264 (Stichwort: 
Residenzpflicht) bei der Berliner Spar- 
kasse, BLZ 10050000. Es können 


Spendenquittungen ausgestellt werden. 
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Prostituierten- Gesetz: 
Rot-Grün lustlos 


Seit letztem Jahr hatte sich die 
AG Schwulenpolitik des whk in- 
tensiv mit der von der Bundes- 
regierung angekündigten Entkri- 
minalisierung der Prostitution 
befaßt. Während die Koalition 
untätig blieb, legte die PDS Ende 
2000, um Huren und Strichern die | 
Einklagbarkeit ihres Lohns und j 

den Zugang zu den Sozialversi- / 
cherungssystemen zu eröffnen, 
den umfassenden „Entwurf eines 
Gesetzes zur beruflichen Gleich- 
stellung von Prostituierten und 
anderer sexuell Dienstleistender“ 
vor und erzwang im Januar seine 
Behandlung im Bundestag. Am 
8. Mai konterten SPD und Bünd- 
nısgrüne diesen mit einem Ge- 
genentwurf. Bereits am Wochen- 
ende zuvor gab die AG Schwulen- 
politik einen Kommentar zu beiden Ent- 
würfen ab, in dem es u.a. hieß: „Während 
die PDS durch Ergänzung des BGB Prosti- 
tution vom Ruch der Sittenwidrigkeit be- 
freien, Schadensersatz-, Leistungsverwei- 
gerungs- sowie ein besonderes Kündi- 
gungsrecht einführen will, denkt Rot-Grün 
lediglich an separate Regelungen zur 
Rechtswirksamkeit von Verträgen, bei 
Leistungsnichterfüllung und der Zulässig- 
keit von abhängigen Beschäftigungen.“ Die 
PDS wolle die Straftatbestände „Förde- 
„Zuhälterei“ und 
„Verbotene Prostitution“ konsequenter- 


rung der Prostitution“, 


weise ersatzlos streichen. Positiv am Ko- 
alitionsentwurf sei zwar zu vermerken, daß 
sie über die Vorschläge der PDS hinaus 
durch Änderung des Gaststättengesetzes 
die Gaststättenerlaubnis auch für Bordell- 
betreiber ermöglichen wolle. In weiteren 
Bereichen bleibe die Koalition aber „deut- 
lich hinter der PDS und somit den Erkennt- 
nissen aus der großen Hurenanhörung der 
80er Jahre zurück: Zu Prostitution als Aus- 
weisungsgrund, zu Arbeitszeitregelungen, 
Arbeitsschutzbestimmungen in Sex- 
betrieben und zur Problematik von 
Sperrgebietsverordnungen sieht Rot-Grün 
gar keine Regelungen vor.” 

Derweil die whk-Erklärung für die Er- 
öffnung „aller Möglichkeiten, die der PDS- 
Entwurf vorsieht“ plädierte, erweitert um 
die Änderung des Gaststättengesetzes im 
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Am 16. und 17. Juni 2001 wird wieder das Lesbisch-schwule 
Stadtfest das Viertel um die Berliner Motzstraße heimsu- 
chen. Weder whk noch Gigi-Redaktion werden das Kom- 
merz-Spektakel mit eigenen Ständen adeln. Wie im Vor- 
jahr werden sie aber beim gemeinnützigen Schwul-lesbi- 
schen Informations- und Presseservice um Asyl bitten, um 
ein bißchen Politik ins bunte Ghetto zu bringen. Im Bild die 
letztjährige whk-Ecke: Tanja Miller und Lizzie Pricken 
(SCHLIPS e.V.), Udo Badelt (Gigi-Redaktion) sowie Stefan 
Strigler und Georg Klauda (whk). 


Hinblick auf Schanklizenzen für Bordell- 
betriebe, ging die Koalition mit dem letzt- 
lich ind en Bundestag eingebrachten Ent- 
wurf noch weit hinter ihre ursprünglichen 
Absichten zurück. 


Antifa-Aktion in Bochum 


Am 30. April fand in der Bochumer Innen- 
stadt eine Demonstration antifaschisti- 
scher Gruppen gegen Ausgrenzung, rassi- 
stisch motivierte Kontrollen des Bundes- 


Adressen 


whk-Regionalgruppen: 
Berlin: Mehringdamm 61, 10961 Berlin, 
01804/444945, berlin@whk.de 


Rheinland: c/o Dirk Ruder, Peter-Zimmer-Str. 99, 


47443 Moers, rhein@whk.de 
Ruhrgebiet: c/o Astrid Keller, Limbecker Str. 76, 


44388 Dortmund, 0231/6903939, ruhr@whk.de 


Südbaden: c/o Uli Geusen, Bruggastr. 7, 79199 
Kirchzarten, 0761/65558, suedbaden@whk.de 
Unterstützergruppe: 


Schwule Welle bei Radio Dreyeckland, Adlerstr. 12, 


Foto: Thomas Große 
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grenzschutzes am Hauptbahnhof 
und für ein antirassistisches Zen- 
trum statt, an der auch das whk 
Ruhr beteiligt war. Bei vorheri- 
gen ähnlichen Anlässen war es 
wiederholt zu massiven Über- 
griffen durch Bochumer Polizi- 
sten und Ermittlungsverfahren 
der Staatsanwaltschaft gegen 
Linke gekommen. Die whk-Ak- 
tivistin und Dortmunder Stadt- 
ratsabgeordnete des Linken 
Bündnisses Astrid Keller erklär- 
te gegenüber der Presse, es gebe 
„eine Kontinuität der Repressi- 
on“ im Verhalten der Bochumer 
Polizei. Sie habe wegen der 
Rechtsverstöße der Beamten in 
mehreren Fällen Dienstaufsicht- 
beschwerden beim Bochumer 
Polizeipräsidenten Thomas Wen- 
ner (SPD) eingereicht, die alle im 
Sande verlaufen wären. 

Laut Organisatoren herrsche 
in Bochum ein von der Stadt gefördertes 
rassistisches Klimas, dessen Folgen abseh- 
bar seien. Über Monate hinweg hätten sich 
bis zu 30 Neofaschisten ungestört am Bo- 
chumer Hauptbahnhof aufhalten können. 
Auch habe sich die gegenüber dem Haupt- 
bahnhof gelegene Kneipe „Chocolate“ zu 
deren neuem Treffpunkt entwickelt. Die 
whk-Regionalgruppe forderte die Bochu- 
mer Bevölkerung zu einem „offensiven An- 
tifaschismus auf, der örtlichen Neonazis, 
aber auch knüppelschwingenden Polizeibe- 
amten keinen Fußbreit an Raum 
überlassen“ solle. 


Adressenänderung 


Infolge Providerwechsels ändern sich 
alle whk-Internet-Adressen. Die 
Homepages sind in den kommenden 
Tagen wieder unter www.whk.de so- 
wie www.gigi-online.de erreichbar. 


79098 Freiburg, 0761/31028, Fax: 0761/31868, 


freiburg@whk.de 

Ansprechpartnerinnen des whk: 

Bremen: Alexander Stoeck, 0172/1001952, 
a.stoeck@whk.de 


Hessen: Herbert Rusche, Eckenheimer Landstr, 160, 
60318 FF/M., 069/5974575, h.rusche@whk.de 


Schleswig-Holstein: Stefan Godau, c/o Bernert, 
Hansastraße 2, 24118 Kiel, 0431/562045, 
s.godau@whk.de 

Bayern: Wolfram Setz, Kirchenstraße 79, 81675 
München, 089/470 15 31, w.setz@whk.de 


Hinweis 


15. Juni 2001, 16 Uhr, Oberhausen 

Jugend- und Kulturzentrum Druckluft 
Im Vortrag „Der grüne Entschädi- 
ger“ beleuchtet Eike Stedefeldt die 
Rolle des LSVD-Chefs und grünen 
Bundestagsrechtssprechers Volker 
Beck bei der Abspeisung ehemaliger 
NS-Sklavenarbeiter. 


Alte 


Heft 01: 
Heft 02: 
Heft 03: 
Heft 04: 
Heft 05: 
Heft 06: 
Heft 07: 
Heft 08: 
Heft 09: 
Heft 10: 
Heft 11: 
Heft 12: 


Anzahl 
Homo-Ehe 1 (vergriffen) 
Stonewall 
Antisemitismus 
Identität 
Bevölkerungspolitik 
Homo-Ehe 2 
Geschichtsproduktion 
Intersexualität 
Geschlecht & Gewalt 
40 Jahre Volker Beck 
Rassismus 
Österreich unter Haider 


(vergriffen) 


DM 4,- in Briefmarken 
DM 10,- 
DM 3,- pro Heft 


Einzelheft: 
3 Hefte: 
ab 4 Heften: 


Redaktion „Gigi" Postfach 08 02 08 D-10002 Berlin 
Hotline (Nachfragen, Bestellungen): 01804/ 44 49 45 
eMail: redaktion@gigi.de 


Betrag bar bzw. als Scheck beilegen oder überweisen an: 
Gigi Kto. 5710428010 Berliner Volksbank BLZ 100 900 00 


Hier gibt's das aktuelle Heft: 


Basel: Arcados Buchladen, Rheingasse 69, CH-4002 Basel | 
Berlin: Redaktion Gigi (2. Hof, 1. Etage, Zi. 2108), Haus der Demo- 
kratie und Menschenrechte, Greifswalder Straße 4, 10405 Berlin; 
AHA e.V., Mehringdamm 61, 1096] Berlin; Intoladen Daneben, 
Liebigstraße 34, 10247 Berlin; Prinz Eisenherz Buchladen, Bleib- 
treustraße 52, 10623 Berlin; Buchladen OH-2]1, Oranienstraße 21, 
10997 Berlin; Schwarze Risse, Gneisenaustraße 2, 10961 Berlin | 
Bochum: Büchertisch und Archiv Notstand, Mo. bis Fr. 11.00-14.15 
Uhr im Mensafoyer der Uni Bochum, Universitätsstraße 150, 44801 
Bochum | Braunsehweig: Buchhandlung Rothers, Wendenstraße 
51,38100 Braunschweig | Bremen: Infoladen Bremen, St.-Pauli- 
Straße 10-12, 28203 Bremen | Dresden: Infoladen, Louisenstraße 
93,01099 Dresden | Dortmund: Buchladen Litfaß, Münsterstraße 
107, 44145 Dortmund | Duisburg: Referat für Schwule, Bisexuel- 
le und Lesben im AStA der Uni-GH, Lotharstraße 63, 47048 Duis- 
burg | Freiburg i. Brsg.: Infoladen Freiburg, c/o KTS, Baslerstraße 
103, 79100 Freiburg; Jos Fritz Buchladen & Cafe, Wilhelmstraße 
15, 79098 Freiburg; Rosa Hilfe e.V., Eschholzstraße 19, 79106 Frei- 
burg | Göttingen: Buchladen Rote Straße , Nikolaikirchhof 7, 
37073 Göttingen; Frauen-Kinder-Buchladen Laura, Burgstraße 21, 
37073 Göttingen | Hamburg: Buchladen Männerschwarm, Neuer 
Pferdemarkt 32, 20359 Hamburg | Hannever: Buchladen 
Annabee, Gerberstraße 8, 30169 Hannover | Kiel Infoladen Beau 
Rivage, Hansastraße 48, 24116 Kiel; Zapata Buchladen, Jungfern- 
stieg 27, 24116 Kiel| Köln: Zeus, Kettengasse 18-20, 50672 Köln| 
München: Buchladen Max & Milian, Ickstattstraße 2, 80469 Mün- 
chen | Stulgart: Buchladen Erlkönig, Nesenbachstraße 52, 70178 
Stuttgart 


Die Alternative zu Vıa Ir z] 


Anzeigen 


„Effektives Potenzsteigerungsmittel“ 
„Androvita“ bringt Liebeskraft auf Dauer. 
Jetzt wieder lieferbar. Ohne Rezept! 
Dosierungen 50 mg und 100 mg 
Preisgünstige und diskrete Lieferung 
Info und Bestellungen: Dr. Berg, Fa. Europharm, 


Neptunstrasse 15, 26721 Emden 


Tel.: 049 21 / 3 28 86 
Fax: 04921/20742 
Jederzeit bis 22:00 Uhr 


E-mail: eurotec-ak@t-online.de 


www.europharm-shop.de 


Beratung für schwule Kriegsdienstverweigerer 


Du hast Dein Coming-Out gera- 
de mal so hinter Dich gebracht 
oder steckst noch mittendrin? 

Du fühlst Dich in einer „norma- 
len“ Beratungsstelle oft fehl am 
Platz? 

Du hast Angst vor Diskriminie- 
rungen oder Übergriffen bei der 
Bundeswehr? Du befürchtest, in 
psychische, seelische und sozia- 
le Konflikte zu geraten ? 

Du willst nicht zur Bundes- 
wehr? Oder bist schon dabei und 
willst davon so schnell wie mög- 
lich wieder weg? Oder bist zur 
Bundeswehr einberufen? 

Du willst wissen, was bei der 


Beratung für schwule Kriegsdienstverweigerer 
gibt es an folgenden Beratungsstellen: 


Musterung passiert? 

Du willst wissen, wie Du den 
Kriegsdienst verweigern kannst? 

Du willst wissen, was beim Zi- 
vildienst zu beachten ist? 

Du willst wissen, wie Du evtl. die 
Wehrpflicht vermeiden kannst? 


Mit diesen und weiteren Fragen 
kannst Du zu uns kommen, um 
Dich offen und ausführlich zu in- 
formieren. Natürlich auch ano- 
nym. Wir setzen uns ein für die 
Abschaffung von Wehrpflicht, 
Zwangsdiensten und Militär. Wir 
sind parteipolitisch und weltan- 
schaulich unabhängig. 


Berlin: Schwule Kriegsdienstgegner e.V. c/o Mann-O-Meter Motzstr.5, 
10777 Berlin; Email: sdkg@kirisk.de (Beratung bundesweit); Internet: 


.kiri 


: Beratung: jeden Mittwoch 18.30 Uhr 


Düsseldorf: DFG-VK Gruppe Düsseldorf, c/o Caf6 Rosa Mond e.V., 
Oberbilker Allee 310, 40227 Düsseldorf. Beratung: jeden 4. Dienstag 


im Monat um 19.00 Uhr 
Stuttgart: DFG-VK Landesverban 


d Baden-Württemberg, Haußmann- 


straße 6, 70188 Stuttgart, Tel. 0711/2155-112, Fax 0711/2155-214; 


Email: Ba- - 
nach Terminvereinbarung 


V.i.S.d.P: Achim Schmitz, 


c/o DFG-VK Baden-Württemberg, Haußmannstraße 6, 70188 Stuttgart 


- Internet: http://www.dfg-vk.de; Beratung: 


kegel-grafik.de - foto ingo taubhorn 
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www.aidshilfe.de 


